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1	 Gesamtbeurteilung und 
Empfehlungen

Das Gesetz über die Jugendheime und die Pflegekinderfürsorge vom 1. April 1962 (Jugend-
heimgesetz) ist am 1. Januar 2022 im Rahmen einer Totalrevision durch das Kinder- und 
Jugendheimgesetz vom 27. November 2017 (KJG) abgelöst worden. Die Totalrevision hatte 
zum Ziel, das Leistungsangebot zu flexibilisieren, die Finanzierung und Abrechnungsmoda-
litäten neu zu regeln, der Bildungsdirektion mehr Steuerungskompetenzen zu übertragen 
und für mehr Rechtssicherheit hinsichtlich der Zuständigkeiten zwischen Kanton, Gemein-
den und Unterhaltspflichtigen zu sorgen. Die vorliegende Evaluation hat mithilfe empirischer 
Methoden untersucht, in welchem Ausmass diese Ziele bis heute erreicht wurden, und leitet 
anhand der Ergebnisse Handlungsempfehlungen ab.

a)	 Flexibilisierung

Das Ziel, eine Flexibilisierung der Hilfen zu ermöglichen und dadurch bedarfsgerechte Ange-
bote und deren flexible Nutzung sicherzustellen, wurde grösstenteils erfüllt. Die Evaluation 
zeigt, dass eine bedarfsgerechte und flexible Leistungserbringung grundsätzlich möglich 
ist. Insbesondere konnte das Angebot an Leistungen der sozialpädagogischen Familienhilfe 
(SPF) flexibel auf den gestiegenen Bedarf reagieren. Die Integration der SPF in das KJG hat 
wesentlich zur Vereinheitlichung und Verbesserung des Zugangs zu den Leistungen beige-
tragen. Die durchgeführten Analysen zeigen jedoch, dass die Möglichkeit, ergänzende Hilfen 
zur Erziehung mit Leistungen ausserhalb des KJG-Bereichs zu kombinieren, eingeschränkt 
ist, und dass die Leistungserbringenden ihre Angebote noch flexibler und kombinierbarer 
ausgestalten könnten. Der erleichterte Zugang zu den Leistungen der ergänzenden Hilfen 
zur Erziehung – insbesondere zur SPF – wird als grosser Fortschritt bewertet, birgt jedoch 
auch neue Herausforderungen im Hinblick auf die Bedarfsgerechtigkeit.

	a Im Rahmen der Bedarfsgerechtigkeit wird empfohlen, direktionsübergrei-
fend zu prüfen, wie Finanzierungslösungen für Leistungen, die Kindswohl 
und Gesundheit kombinieren, konzipiert werden können. 

	a Es wird dem Amt für Jugend und Berufsberatung (AJB) empfohlen, die Leis-
tungserbringenden hinsichtlich der Ausgestaltung flexibler Angebote zu be-
raten und – falls nötig – in den Leistungsvereinbarungen (LV) entsprechende 
Entwicklungsziele zu vereinbaren.

	a Um eine differenzierte Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit der SPF-Leistun-
gen im Einzelfall systematisch sicherzustellen, wird empfohlen, dass das 
AJB Regulatorien zuhanden der Antragstellenden verfasst, die die Indikation 
von SPF zusätzlich präzisieren. Weiter wird dem AJB empfohlen, Leitlinien 
im Hinblick auf die maximale Anzahl von SPF-Stunden und die Dauer einer 
SPF-Leistung zu erarbeiten.
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b)	 Finanzierungsmodell

Das Finanzierungsmodell wurde durch die Totalrevision insbesondere im Hinblick auf die 
Leistungsabgeltung sowie den Beiträgen von Kanton, Gemeinden und Unterhaltspflichti-
gen neu geregelt. Die Zielerreichung in diesem Modul wurde durch die Agentur Interface1 
evaluiert.

Die Untersuchungen von Interface zeigen, dass die neue Konzeption der Finanzierung für 
Klarheit bezüglich Zuständigkeiten beim Vollzug und bei der Finanzierung der Leistungs
erbringung geführt hat. Die kantonsweit mit der Totalrevision eingeführte einheitliche Finan-
zierung des Leistungsbezugs über Kostenübernahmegarantien wird positiv bewertet und 
stellt eine der wichtigsten Verbesserungen der Totalrevision dar. Sie hat den Zugang zu den 
Leistungen der ergänzenden Hilfen verbessert, zu einer einheitlichen und gleichberechtig-
ten Behandlung der Leistungsbeziehenden geführt und den administrativen Aufwand für 
die Leistungserbringenden wie auch die Gemeinden reduziert. Das Angebot der instituti-
onellen Leistungserbringenden hat flexibel auf den gestiegenen Bedarf reagiert. Das neue 
Finanzierungsmodell hat den Zugang zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung erleichtert; 
die Nachfrage hat sich erhöht und übersteigt das vorhandene Angebot. Die Anreize, aus-
reichend Leistungen zur Verfügung zu stellen, funktionieren insbesondere im Bereich der 
SPF. Bezüglich der Abgeltung der Leistungen von SPF und von Dienstleistungsangeboten 
in der Familienpflege (DAF) bestehen Hinweise darauf, dass die Tarife nicht vollumfänglich 
angemessen sind. Die Qualität des Angebots ist bei den institutionellen Leistungserbrin-
genden mit Leistungsvereinbarungen in der Breite angestiegen. Die Evaluation zeigt, dass 
das Inkasso des Verpflegungsbeitrags, welches durch die Pflegefamilien bei den Unterhalts-
pflichtigen durchgeführt wird, in gewissen Fällen eine Herausforderung darstellt. Allgemein 
werden die aufgewendeten Finanzmittel seit der Totalrevision effizienter eingesetzt, insbe-
sondere im Bereich der Heim- und Familienpflege. Die Gesamtkosten des Kantons wie auch 
der meisten Gemeinden sind hauptsächlich aufgrund der Ausweitung der Leistungsmenge 
gestiegen. Zudem wurden durch die neue Finanzierung Kosten von der wirtschaftlichen 
Sozialhilfe zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung verlagert. Die Gemeinden sind unter-
schiedlich stark vom Kostenanstieg betroffen und wünschen sich mehrheitlich konzeptio-
nelle Anpassungen am Finanzierungsschlüssel.

Die Budgetplanung der meisten Gemeinden ist einfacher geworden, insbesondere kleinere 
Gemeinden profitieren von der besseren Planbarkeit. Die Gemeinden kritisieren, dass sie 
den grösseren Teil an den Kosten der Leistungserbringung übernehmen, gleichzeitig jedoch 
die Steuerung und Planung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung in ihrer Gemeinde nicht 
direkt beeinflussen können.

	a Basierend auf den Untersuchungen von Interface wird deutlich, dass die 
Höhe und Struktur der SPF- und DAF-Tarife kontrovers eingeschätzt werden. 
Es wird daher dem AJB empfohlen zu überprüfen, ob und allenfalls wie die 
Tarife für SPF und DAF anzupassen sind. 

	a Es wird dem AJB empfohlen, den Gemeinden mehr Information über die 
Nutzung und die Kosten zur Verfügung zu stellen und mehr Transparenz bei 
der Rechnungstellung zu schaffen. 

1	 INTERFACE Politikstudien Forschung Beratung AG, Luzern, interface-pol.ch. Bieri, Oliver; Gerich
hausen Anatolij (2026): Evaluation Kinder und Jugendheimgesetz (KJG): Finanzierung der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung. Bericht zuhanden des Amts für Jugend und Berufsberatung (AJB), Kanton Zürich.

https://www.interface-pol.ch/
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c)	 Steuerungsmöglichkeiten

Das revidierte Gesetz hat dem Kanton die Steuerung des Angebots und der Leistungs-
erbringung über Normaufwendungen und den Hauptkostenfaktor, den Personalaufwand, 
übertragen. Der Kanton hat mit der Gesamtplanung ein strategisches Steuerungselement 
erhalten, das eine langfristige quantitative Planung sowie konzeptuelle Steuerung der Ange-
botslandschaft ermöglicht. Der Prozess der Gesamtplanung und das daraus resultierende 
Versorgungskonzept wird positiv wahrgenommen. Die Menge der im Versorgungskonzept 
formulierten Massnahmen werden aufgrund der zur Verfügung stehenden Ressourcen 
skeptisch betrachtet. Die Evaluation zeigt, dass LV ein zentrales Instrument des AJB für die 
Steuerung und Qualitätssicherung der Anbietenden darstellen. Den Anbietenden geben 
die LV einen Planungshorizont und in der Heimpflege finanzielle Stabilität. Gleichzeitig wird 
deutlich, dass ihre Steuerungswirkung – insbesondere im Bereich SPF – aufgrund der ho-
hen Nachfrage nur eingeschränkt durchgesetzt werden kann. Die eingeführte Normierung 
der Abgeltung hat insgesamt zu mehr Klarheit und grösstenteils zu besseren Rahmenbe-
dingungen geführt. Gleichzeitig werden auch unerwünschte Wirkungen sichtbar, insbeson-
dere im Bereich SPF sowie bei den Verpflegungsbeiträgen. Im Bereich der Schulheime 
hat das seit der Totalrevision zweigeteilte System mit der Zuständigkeit des AJB für den 
Wohnbereich und des Volksschulamts (VSA) für die Beschulung zu Qualitätsverbesserun-
gen geführt. Im Rahmen der Evaluation wird deutlich, dass die operative Datengrundlage 
gezielt ausgebaut werden soll und die vorhandenen Daten systematischer nutzbar gemacht 
werden, damit auch auf operativer Ebene eine datenbasierte Steuerung möglich wird. Die 
hohe Inanspruchnahme von SPF-Leistungen wurden auf einen gestiegenen Bedarf und auf 
niedrigere Zugangshürden zurückgeführt. Bezüglich der stark angestiegenen Leistungs-
menge verdeutlichen die vorliegenden Erkenntnisse, dass die aktuell verfügbaren Steu-
erungsmöglichkeiten nicht ausreichen, um den Leistungsbezug dahingehend zu steuern, 
dass er grundsätzlich bei Leistungserbringenden mit LV erfolgt. Die mit der Totalrevision 
eingeführte Meldepflicht für SPF-Anbietende hat zu mehr Transparenz und einer besse-
ren Übersicht über die Angebotslandschaft geführt. Für eine effektive Qualitätssicherung 
reicht sie jedoch nicht aus; diese erfolgt über die LV. Die Zentralisierung der Zuständigkeiten 
im Bereich der Pflegefamilien hat die Verfahren vereinheitlicht und die Gleichbehandlung 
gestärkt. Es wurde Optimierungspotential in der Zusammenarbeit mit den Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörden (KESB) festgestellt.

	a Es wird empfohlen, bei der Umsetzung der Massnahmen im Versorgungs-
konzept den effizienten Mitteleinsatz sicherzustellen und die Ressourcen 
entsprechend bereitzustellen.

	a Es wird empfohlen zu prüfen, ob die gesetzliche Grundlage noch weiter 
präzisiert werden kann, sodass der Leistungsbezug bei Anbietenden ohne 
LV grundsätzlich abgelehnt werden kann. Dabei ist darauf zu achten, dass 
der bestehende Bedarf weiterhin mit qualitativ hochwertigen Angeboten 
gedeckt wird.

	a Es sollte geprüft werden, ob im Gesetz oder in der Verordnung zusätzliche 
Kriterien für die Steuerung von SPF-Leistungen verankert werden können, 
ohne dabei die bedarfsgerechte Versorgung einzuschränken. 

	a Für den SPF-Bereich wird dem AJB empfohlen, eine vertiefte Tarifüber
prüfung zu vollziehen.

	a Weiter wird empfohlen, bei der Ausgestaltung des Verpflegungsbeitrags zu 
prüfen, ob Handlungsbedarf besteht. 
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	a Es wird die Untersuchung empfohlen, ob insbesondere die Anforderungen 
an die Ausbildung des Personals als Prüfkriterium bei der Meldung aufge-
nommen werden können oder ob allenfalls eine Bewilligungspflicht sinnvoll 
ist. Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass die Aufsicht mit den vorhandenen 
Ressourcen wirksam wahrgenommen werden kann.

	a Es wird empfohlen, den Informationsaustausch zwischen KESB und AJB 
bei aufsichtsrelevanten Ereignissen, insbesondere bei Kindesschutzfällen, 
systematisch zu klären und zu vollziehen.

d)	 Rechtssicherheit

Die Ergebnisse zeigen, dass die Klarstellung der Kostentragungspflicht und die Recht-
sprechung zum Wohnsitzbegriff zu mehr Transparenz und Rechtssicherheit geführt ha-
ben. Übereinstimmend mit den Untersuchungen von Interface zeigt die Evaluation, dass 
die Gemeinden den Verlust ihrer Entscheidungskompetenz und den eingeschränkten In-
formationszugang kritisieren. Die Zentralisierung des Kostenübernahmeprozesses hat zu 
einer deutlich besseren und vom Wohnort unabhängigen Gleichbehandlung der Kinder 
und Jugendlichen geführt und die Zugänglichkeit der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
erhöht. Fachliche Überlegungen stehen unabhängig von der Finanzierung im Zentrum und 
der Aufwand für die Klärung der finanziellen Zuständigkeit ist gesunken. Die wegfallende 
Fallführung bei Eltern oder Jugendlichen, die selbst einen Antrag auf eine Kostenübernah-
megarantie (KÜG) stellen, generiert in der Abteilung Fallfinanzierung einen Mehraufwand.

	a Es wird dem AJB empfohlen zu prüfen, wie die Zusammenarbeit zwischen 
Kanton und Gemeinden so gestaltet werden kann, dass den Gemeinden der 
Zugang zu erforderlichen Informationen erleichtert wird.

	a Es wird dem AJB empfohlen, die Prozesse zur Prüfung der Gesuche von 
Selbstantragstellenden hinsichtlich Effizienz zu optimieren.
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2	 Ausgangslage

Das KJG ist aus der Totalrevision des Gesetzes über die Jugendheime und die Pflege
kinderfürsorge vom 1. April 1962 (Jugendheimgesetz) entstanden und hat mit Inkrafttreten 
per 1. Januar 2022 zahlreiche Veränderungen im Bereich der ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung im Kanton Zürich mit sich gebracht. Folgende Einführung gibt einen Überblick über 
die zentralen Veränderungen.

Mit dem KJG wurden im Kanton Zürich die Leistungen der ergänzenden Hilfen gesetzlich 
definiert und von vorgelagerten Leistungen, die gemäss Kinder- und Jugendhilfegesetz vom 
14. März 2011 (KJHG, LS 852.1) geregelt werden, abgegrenzt (siehe Abbildung 1). Neu 
wurde die SPF als ergänzende Hilfe zur Erziehung ins Gesetz aufgenommen.

Abbildung 1: Leistungen KJG in Abgrenzung zu den Leistungen KJHG

Allgemeine Angebote für 
Familien, Eltern, Kinder und 
Jugendliche

	– Elternbildung (Qualifizierung /  
Support der Anbietenden)

	– Mütter-/Väterberatung
	– Erziehungs- und Familienberatung

KJHG

Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote zur Bewälti-
gung von
	– besonderen Heraus
forderungen,

	– schwierigen Lebenslagen,
	– individuellen Beeinträchti
gungen

	– Elternbildung (eigene Angebote)
	– Rechtsvertretung von Kindern und 

Jugendlichen
	– Sonderpädagogische Massnahmen  

im Früh- und Nachschulbereich
	– Alimentenbevorschussung und 

Inkassohilfe
	– Kontaktrechtsberatung, Begleitete 

Besuchstreffs (BBT)
	– Eltern-, Erziehungs- und Familien

beratung (inkl. Regionaler Rechtsdienst)
	– Erziehungsbegleitung (im Rahmen von 

Beistandschaften)

KJHG

Ergänzende Hilfen zur 
Erziehung

	– Sozialpädagogische Familienhilfe
	– Familienpflege
	– Dienstleistungsangebote in der 

Familienpflege
	– Heimpflege

KJG

Ebenfalls neu ist der Anspruch auf Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung erst-
mals auf kantonaler Ebene gesetzlich verankert. Seit Inkrafttreten des KJG haben grund-
sätzlich alle Kinder und Jugendlichen mit Wohnsitz im Kanton Zürich einen gesetzlichen 
Anspruch auf Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung. Finanziert wird der Leis-
tungsbezug allerdings nur, wenn weitere Voraussetzungen erfüllt sind. Eine ebenfalls grosse 
Veränderung hat die Totalrevision im Bereich der Kostengutsprachen und der Finanzierung 
mit sich gebracht. Im Rahmen der Inkraftsetzung des KJG wurde das bisherige dezentrale 
Kostengutspracheverfahren beim AJB zentralisiert und in einen einheitlichen Kostenüber-
nahmeprozess überführt. Die Finanzierung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung erfolgt 
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über ein solidarisches Gesamtkostenmodell, bei dem sich der Kanton und die Gemeinden 
die Kosten der Leistungserbringung zu 40 und 60 Prozent teilen. Der Anteil der Gemein-
den wird anhand der Einwohnerzahl auf die einzelnen Gemeinden umgelegt. Dies löst die 
Finanzierung auf Einzelfallbasis ab, bei der zuvor die Kostentragungspflicht bei den Eltern 
und subsidiär bei den Gemeinden lag. Die Unterhaltspflichtigen beteiligen sich neu nur noch 
im Rahmen des Verpflegungsbeitrags an den Kosten der stationären Platzierungen2 und 
tragen weiterhin die Nebenkosten.

Weiter hat das KJG dem Kanton im Bereich der Angebotssteuerung und -planung wichtige 
Steuerungsaufgaben übertragen. Mit der Gesamtplanung und dem daraus resultierenden 
Versorgungskonzept ist erstmals eine strategische Planung der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung im Kanton Zürich möglich. Die darauf basierende Versorgungsplanung bildet 
die Grundlage für die Leistungsmengen, die im Rahmen der Jahreskontrakte und LV bei 
den Anbietenden bestellt werden. Die Zentralisierung des Kostengutspracheverfahrens hat 
dem Kanton auch auf Ebene des individuellen Leistungsbezugs Steuerungskompetenzen 
übertragen. Des Weiteren wurde dem Kanton die Bewilligungs- und Aufsichtstätigkeit im 
Bereich der Pflegefamilien von der KESB übertragen. Die Anbietenden von SPF und DAF 
sind gegenüber der Direktion meldepflichtig und unterstehen deren Aufsicht. 

2.1	 Auftrag zur Evaluation

Um zu untersuchen, ob und in welchem Ausmass bis heute die Ziele, die mit der Total
revision gesetzt wurden, erreicht werden konnten und welche allfälligen Anpassungen not-
wendig sind, um die Intentionen des Gesetzgebers umzusetzen, hat der Regierungsrat die 
Bildungsdirektion mit vorliegender Evaluation beauftragt.3 Nebst der summativen Bewer-
tung der Zielerreichung verfolgt die Evaluation einen formativen Zweck, indem sie die Aus-
wirkungen der Totalrevision auf das Feld der ergänzenden Hilfen deskriptiv präsentiert. Die 
Evaluation soll eine Informationsbasis für die Formulierung allfälliger Gesetzesanpassungen 
bilden. Innerhalb der Bildungsdirektion ist das AJB für die Umsetzung des KJG zuständig 
und wurde daher mit der Durchführung der Evaluation beauftragt.

2.2	 Abgrenzung

Die Ziele der Totalrevision beziehen sich primär auf die Neuordnung der Finanzierung und 
Zuständigkeiten zwischen Gemeinden, Kanton und Unterhaltspflichtigen sowie den Rah-
menbedingungen für die Leistungserbringenden. Die in Kapitel 2.5 beschriebene Methodik 
erlaubte es, auch weitere Effekte der Totalrevision auf das Feld der ergänzenden Hilfen auf-
zunehmen, womit auch Hinweise zu Auswirkungen auf die Kinder und Jugendlichen erfasst 
wurden. Die vorliegende Evaluation befasst sich mit der Zugänglichkeit zu den Leistungen, 
hingegen nicht mit der Wirkung der Leistungen auf die Kinder und Jugendlichen. Ebenfalls 
wird die Bedarfsgerechtigkeit des Angebots nur dort einbezogen, wo sie die Fragestellun-
gen der Evaluation berührt. Eine detaillierte Auseinandersetzung mit der Bedarfsgerech-
tigkeit des Angebots wurde im Rahmen der Gesamtplanung in den Jahren 2022 bis 2025 
durchgeführt und entsprechende Massnahmen dazu sind im Versorgungskonzept4 verfasst.

2	 Vgl. §§ 17–19 KJG
3	 Im RRB Nr. 692/2022 vom 4. Mai 2022 wurde unter anderem die Evaluation der Zielsetzungen des 

KJG als Aufgabe der Bildungsdirektion definiert und im RRB Nr. 381/2024 vom 10. April 2024 wie folgt 
formuliert: «Es wird evaluiert, ob die Ziele des Reformprojekts mit der bestehenden Ausgestaltung des 
KJG und der Kinder- und Jugendheimverordnung vom 6. Oktober 2021 (LS 852.21) erreicht werden 
können. Hieraus sind allfällige Massnahmen zur Verbesserung des operativen Vollzugs wie auch Anre-
gungen für eine allfällige Anpassung der rechtlichen Grundlagen zu formulieren […]».

4	 Siehe zh.ch/kjg a Versorgungskonzept 2026–2029 (PDF)

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/versorgungskonzept_2026-2029_eHE_202503_web.pdf
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2.3	 Fragestellungen

Die Fragestellung der vorliegenden Evaluation lautet wie folgt:

In welchem Ausmass wurden die bei der Totalrevision des Gesetzes über die 
Jugendheime und Pflegekinderfürsorge vom Gesetzgeber formulierten Ziele 
mit dem KJG erreicht und besteht diesbezüglich auf operativer Ebene oder auf 
Gesetzesebene Optimierungsbedarf?

Die untergeordneten Fragestellungen für die vorliegende Evaluation leiten sich von den Zie-
len ab, die im Rahmen der Totalrevision formuliert wurden. Der Beschluss des Regierungs-
rates zum Konzept der Totalrevision des Gesetzes über die Jugendheime und die Pflege-
kinderfürsorge vom 19. Juni 2013 (RRB Nr. 706/2013, Konzept-RRB), führt die Ziele auf, die 
mithilfe der Totalrevision im Bereich der ergänzenden Hilfen umgesetzt werden sollten. Die 
Ziele sind im Anhang aufgeführt und lassen sich zu den vier folgenden Themenbereichen 
zusammenfassen:

a)	 Flexibilisierung

Die Totalrevision soll eine Flexibilisierung der Hilfen ermöglichen und dadurch bedarfs
gerechte Angebote und dessen flexible Nutzung sicherstellen.

b)	 Finanzierungsmodell

Das Finanzierungsmodell soll durch die Totalrevision insbesondere im Hinblick auf die Leis-
tungsabgeltung sowie den Beiträgen von Kanton, Gemeinden und Unterhaltspflichtigen 
angepasst werden.

c)	 Steuerungsmöglichkeiten

Das revidierte Gesetz soll dem Kanton die Steuerung des Angebots und der Leistungs-
erbringung über Normaufwendungen und den Hauptkostenfaktor, den Personalaufwand, 
übertragen.

d)	 Rechtssicherheit

Mithilfe der Totalrevision soll Klarheit in Bezug auf die Kostentragungspflicht geschaffen 
werden. Zusätzlich soll der Kostenübernahmeprozess zu den ergänzenden Hilfen klar ge-
regelt werden.

2.4	 Vorgehen

Die vier übergeordneten Ziele bilden das strukturgebende Element, entlang dessen das 
Vorgehen vorliegender Evaluation aufgegliedert wurde. Die Themenbereiche Flexibilisie-
rung, Steuerungsmöglichkeiten und Rechtsicherheit wurden als interne Evaluation innerhalb 
des AJB konzipiert und durchgeführt. Der Bereich Finanzierungsmodell wurde aufgrund 
der politischen Relevanz als Auftrag extern an die Evaluationsagentur Interface vergeben. 
Die interne Evaluation wurde durch Interface fachlich und methodisch begleitet. Ebenfalls 
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wurde die Umsetzung der Onlinebefragung sowie die daraus resultierenden Datenanalyse 
durch Interface unterstützt.

Beide Teile der Evaluation wurden durch einen Projektausschuss sowie eine Echogruppe 
begleitet. Der Projektausschuss stellte die Verankerung und Steuerung des Projekts inner-
halb der Bildungsdirektion sicher. Die Echogruppe, zusammengesetzt aus Vertretungen der 
KESB, der Jugendanwaltschaft, der Sozialkonferenz des Kantons Zürich und des Verbands 
der Gemeindepräsidien des Kantons Zürich, validierte die Vorgehensweise und die Erhe-
bungsinstrumente, verortete die Ergebnisse und stützte die Evaluation fachlich im Feld ab.

Die Evaluation wurde innerhalb des AJB als Projekt nach der HERMES-Projektmanage-
mentmethode5 strukturiert. Das Evaluationsvorgehen orientierte sich methodisch am 
Evaluationsprozess nach Balzer und Beywl6. Es wurde durch die Evaluierenden in die HER-
MES Projektphasen eingebettet (siehe Darstellung im Anhang).

2.5	 Methodik

Zur Beantwortung der Fragestellungen wurden wissenschaftliche Methoden verwendet. 
Dieses Unterkapitel beschreibt das methodische Vorgehen für die Themenbereiche Flexi-
bilisierung, Steuerungsmöglichkeiten und Rechtssicherheit. Das Vorgehen im Rahmen des 
Finanzierungsmodells wird im Bericht von Interface ausführlich beschrieben. Methodisch 
orientiert sich die vorliegende Evaluation an den SEVAL-Standards7, die den Rahmen für 
die Nützlichkeit, Durchführbarkeit, Korrektheit und Genauigkeit setzen. Da keine ausrei-
chende Datengrundlage für einen Vergleich mit der Situation vor dem KJG vorliegt, wurde 
die Evaluation als Ein-Gruppen-Design mit einer Post-Datenerhebung durchgeführt. Die 
Vergleichsebene wurde anhand der Interviewaussagen und der Dokumentenanalyse re-
konstruiert.

2.5.1	 Dokumentenanalyse

Die Dokumentenanalyse diente dem Einstieg in die Thematik, der Ausarbeitung des Evalua-
tionsauftrags und der Formulierung der konkreten Fragestellungen. Dafür wurden das KJG, 
die Kinder- und Jugendheimverordnung vom 6. Oktober 2021 [KJV, LS 852.21], die Ver-
ordnung vom 19. Oktober 1977 über die Aufnahme von Pflegekindern (Pflegekinderver-
ordnung, PAVO, SR 211.222.338), das revidierte Jugendheimgesetz und die dazugehörige 
Verordnung, den entsprechenden Regierungsratsbeschlüssen8, die Weisung und die Erläu-
terungen zu den einzelnen Bestimmungen von KJG und KJV verwendet. Weiter wurden das 
Versorgungskonzept 2026–2029 Ergänzende Hilfen zur Erziehung9 und der Datenbericht 
2024 zu Angebot und Nutzung der Ergänzenden Hilfen zur Erziehung im Kanton Zürich10 

5	 Siehe HERMES-Website des Kantons Zürich: hermes.zh.ch
6	 Balzer, Lars; Beywl, Wolfgang: evaluiert. erweitertes Planungsbuch für Evaluationen im Bildungs

bereich. Bern: hep Verlag, 2018
7	 Siehe Rüefli, Christian; Zweidler, Reinhard; Koci, Martin: Koci: Evaluationsstandards der Schweizeri-

schen Evaluationsgesellschaft (SEVAL-Standards). Schweizerische Evaluationsgesellschaft (SEVAL), 
2016 und Rüefli, Christian; Zweidler, Reinhard: Erläuterungen zu den Evaluationsstandards der 
Schweizerischen Evaluationsgesellschaft (SEVAL-Standards). Schweizerische Evaluationsgesellschaft 
(SEVAL), 2017

  8	 RRB Nr. 381/2024, 692/2022, 140/2019, 713/2016 und 706/2013
  9	 Siehe zh.ch/kjg a Versorgungskonzept 2026–2029 (PDF)
10	 Liesen, Christian; Dettling, Marcel: Angebot und Nutzung der Ergänzenden Hilfen zur Erziehung im 

Kanton Zürich. Datenbericht 2024. Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften, 2025

https://hermes.zh.ch/
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/versorgungskonzept_2026-2029_eHE_202503_web.pdf
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als wichtige Informationsquellen verwendet. Die Analyse dieser Dokumente bildete den 
Ausgangspunkt der Evaluation und stellte eine wichtige Grundlage für die Konzeption der 
Erhebungsinstrumente.

2.5.2	 Datenanalyse

Im Rahmen der Datenanalyse wurden die gesprochenen KÜG seit Inkrafttreten des KJG 
analysiert. Die Erkenntnisse aus der Analyse bildeten eine wichtige Informationsgrundlage 
für die Erstellung der Interviewleitfäden und Fragebögen der Befragung. Mittels deskriptiver 
Statistik wurden für die Beantwortung der Fragestellungen Kennzahlen ermittelt. Des Wei-
teren wurden die laufend aktualisierten Anbieterverzeichnisse analysiert.

2.5.3	 Interviews

Insgesamt wurden für die Beantwortung der Fragestellungen 37 Interviews mit Vertreterin-
nen und Vertretern der unterschiedlichen Akteure im KJG-System geführt. Die Interviews 
wurden als semi-strukturierte Leitfadeninterviews durchgeführt, wobei die Leitfäden ziel-
gruppenspezifisch angepasst wurden. Um mögliche unbeabsichtigte Effekte des KJG ab-
zuholen, wurde ein Teil des Gesprächs als narratives Interview geführt, um so möglichst 
unbefangene Aussagen der Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner aufzunehmen. 
Die Interviews wurden protokolliert und anschliessend mithilfe der Inhaltsanalyse ausge
wertet. Die Interviewten wurden aufgrund ihrer Funktion oder durch Vermittlung der ent-
sprechenden Fachverbände ausgewählt. Die Interviewten wurden von der Echogruppe und 
dem Projektausschuss genehmigt (siehe Anhang).

2.5.4	 Online-Befragung

Ziel der Onlinebefragung war, Erkenntnisse aus den Interviews in der Breite zu validieren 
und zusätzliche Informationen zu gewinnen. Für die Befragung wurden pro Zielgruppe (Ins-
titutionelle Leistungserbringende, Pflegefamilien, Antragstellende und KESB, Gemeinden11) 
separate Fragebögen erstellt. Auf die Befragung der Oberjugendanwaltschaft und Ju-
gendanwaltschaft wurde aufgrund der bereits aussagekräftigen Interviews in Absprache mit 
der Oberjugendanwaltschaft verzichtet. Die Befragung war vom 17. November 2025 bis und 
mit 12. Dezember 2025 online und wurde insgesamt an 1161 E-Mail-Adressen versendet.

Der Fragebogen für die Gemeinden wurde den Vorstehenden der Sozialdepartemente 
in 146 Gemeinden und Zweckverbänden zugestellt, wovon 92 die Befragung ausgefüllt 
haben (63 %). Bei den Antragstellenden wurde die Befragung an die Mitarbeitenden der 
Kinder- und Jugendhilfezentren des AJB (kjz), die Mitarbeitenden der Mobilen Intervention 
bei Jugendkrisen12, die Mitarbeitenden der Abteilung mineurs non accompagnés (MNA)13 
und die Mitarbeitenden der Schulsozialarbeit14 direkt zugestellt. Die KESB-Präsidien so-
wie die Ansprechpartner der Sozialen Dienste (SOD) der Stadt Zürich erhielten den Fra-
gebogen mit der Bitte um Weiterleitung an ihre Mitarbeitenden. Insgesamt wurden 354 
Fragebögen an die Antragstellenden versandt, 176 ausgefüllte Fragebögen (50 %) konnten 

11	 Inkl. Zweckverbände
12	 Siehe zh.ch/intervention-jugendkrisen
13	 Siehe zh.ch/mna
14	 Siehe zh.ch/schulsozialarbeit

https://zh.ch/intervention-jugendkrisen
https://zh.ch/mna
https://zh.ch/schulsozialarbeit
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für die Auswertungen verwendet werden. Bei den institutionellen Leistungserbringenden 
wurden 200 Personen, hauptsächlich Institutionsleitende sowie Geschäftsführende für die 
Befragung kontaktiert und 134 haben den Fragebogen ausgefüllt (67 %). Für die Befragung 
der Pflegefamilien wurden 461 Kontaktadressen angeschrieben, wovon 229 die Befragung 
ausgefüllt haben (50 %).

Die Verteilung der Anteile an den tatsächlich beantworteten Fragebogen ist derer der Einge-
ladenen sehr ähnlich, weshalb auf eine Gewichtung der Antworten verzichtet wurde.

Die Befragung wurde von den internen Evaluierenden konzipiert und durch Interface durch-
geführt. Ebenfalls hat Interface die Auswertung sowie die Darstellung der Ergebnisse vor-
genommen.

Abbildung 2: Rücklaufquoten und Anteile

Fragebogen Rücklauf-
quote

Anteile an den beantworteten Fragebogen

Gemeinden und 
Zweckverbände

63 %

Pflegefamilien 50 %

Antragstellende 50 % KESB 7 %

kjz 70 %

SOD der Stadt Zürich 6 %

Mobile Intervention bei Jugendkrisen 3 %

Fachstelle MNA 6 %

Schulsozialarbeit 8 %

Institutionelle 
Leistungserbringende

67 % SPF 57 %

Heimpflege 22 %

Gemischte Leistungserbringende15 21 %

2.5.5	 Validierung der Fragestellungen und Erkenntnisse

Die Fragestellungen, das methodische Vorgehen, die Bewertungskriterien und die Kriterien 
für die Auswahl der Interviewten wurden im Vorfeld mit den Auftraggebenden, dem Pro-
jektausschuss und der Echogruppe abgesprochen. Die Vorgehensweise und der Evaluati-
onsbericht von Interface, insbesondere die Auswahl der Gemeinden für die Fallstudien und 
Interviews, wurden ebenfalls mit dem AJB und den genannten Gremien abgestimmt.

15	 Inkl. DAF-Anbietende. Die Organisationskategorie wurde im Rahmen der Befragung erhoben und 
Mehrfachantworten waren möglich.
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3	 Ergebnisse der Evaluation 

3.1	 Flexibilisierung

Das vor dem KJG geltende Jugendheimgesetz regelte unter anderem die Aufsicht und die 
Ausrichtung von Staatsbeiträgen an Heimpflegeangebote sowie die Bewilligung und Auf-
sicht der Familienpflege und der Vermittlung von Pflegekindern an Pflege- und Heimplätze. 
Die ambulanten Leistungen der sozialpädagogischen Familienhilfe und die Dienstleistungs-
angebote in der Familienpflege waren – abgesehen von der Vermittlung von Pflege- und 
Heimplätzen – nicht durch die kantonale Jugendheimgesetzgebung geregelt. Die Vermitt-
lung von Pflege- und Heimplätzen wurde vom Amt bewilligt. Im Übrigen mussten die Dienst-
leistungen in der Familienpflege dem Amt gemeldet werden. Das KJG soll gemäss RRB 
Nr. 706/2013 (Konzept-RRB) die gewachsenen ambulanten Angebote einschliessen und 
somit durch die grössere Flexibilität kindsgerechtere, ergebnisorientiertere Lösungen er-
möglichen, weshalb die SPF-Leistungen ins Gesetz aufgenommen wurden. In Übereinstim-
mung mit der Begriffsverwendung durch den Bundesrat übernimmt das KJG den Ausdruck 
«ergänzende Hilfen zur Erziehung»16. Neu unterstellt das KJG die SPF der Meldepflicht. 
Seit Inkraftsetzung werden daher Bewilligungs-, beziehungsweise Meldepflicht, Aufsicht, 
Abrechnung und Finanzierung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung in derselben Gesetz-
gebung geregelt. Die Neustrukturierung der DAF-Leistungen hat die sozialpädagogische 
Begleitung von Pflegeverhältnissen als eigenständige Leistung definiert und sie so unab-
hängig vom Anstellungsverhältnis der Pflegefamilie zugänglich gemacht. Die untenstehende 
Tabelle gibt einen Überblick über die aktuelle Struktur der Leistungen:

Abbildung 3: Struktur der Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung

Ergänzende Hilfe Leistungen

SPF (§ 6 KJV) Sozialpädagogische Familienbegleitung

Sozialpädagogische Einzelbegleitung

Familienpflege (§ 7 KJV) Familienpflege

Fachfamilienpflege

Betreuung und Wohnen in der bisherigen Pflegefamilie von 
Leistungsbeziehenden nach dem vollendeten 18. Altersjahr

Dienstleistungsangebote in 
der Familienpflege (§ 8 KJV)

Vermittlung von Pflegeplätzen in Pflegefamilien

Sozialpädagogische Begleitung von Pflegeverhältnissen

Sozialpädagogische Begleitung von Betreuung und Wohnen 
in der bisherigen Pflegefamilie von Leistungsbeziehenden 
nach dem vollendeten 18. Altersjahr

16	 Gewalt und Vernachlässigung in der Familie: notwendige Massnahmen im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe und der staatlichen Sanktionierung, Bericht des Bundesrates vom 27. Juni 2012 in 
Erfüllung des Postulats Fehr [07.3725] vom 5. Oktober 2007
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Heimpflege (§ 9 KJV) Betreutes Wohnen

Begleitetes Wohnen

Agogisch gestaltete Beschäftigung17 

Agogisch gestaltete Bildung in beruflicher Praxis18 

Tageswohnen19 

3.1.1	 Welche Auswirkungen hatte die Neustrukturierung der 
stationären und ambulanten Angebote und die Flexibilisierung auf die 
Angebotslandschaft? Wie hat sich dadurch die Nutzung verändert?

Gemäss interviewten Personen hat das Inkrafttreten des KJG dazu geführt, dass bei den 
Leistungserbringenden mehr konzeptionelle Arbeit und Klarheit notwendig wurde, was auch 
zur Folge hatte, dass die Angebotslandschaft «geordnet» und «aufgeräumt» wurde. Wei-
ter wurde von einzelnen Interviewten ausgeführt, dass es nun schwieriger sei, nicht-KJG 
Leistungen zu finanzieren. So sei gemäss Interviews auch die Möglichkeit eingeschränkt, 
ergänzende Hilfen zur Erziehung mit Leistungen ausserhalb des KJG-Bereichs, insbeson-
dere aus dem Gesundheitswesen, zu kombinieren, was mit dem Bedarf aus dem Versor-
gungskonzept20 übereinstimmt.

Einige Anbietende erwähnten während der Interviews, dass flexibel kombinierbare Ange-
bote auf dem Markt nicht gut ankamen und sie deshalb nicht mehr angeboten werden. 
Andere beanstandeten, dass die Schaffung von individuellen, speziellen Lösungen mit KJG 
anspruchsvoller geworden sei, weil heute mehr Stellen involviert seien. Seitens Anbieten-
den aber auch seitens KESB und Jugendanwaltschaft wurde angemerkt, dass bezüglich 
Flexibilität des Angebots keine grossen Unterschiede feststellbar seien im Vergleich zu vor 
Inkrafttreten des KJG. Die interviewten Personen der Stadt Zürich gaben an, dass die Leis-
tungen bereits vor KJG flexibel miteinander kombiniert werden konnten. Was von allen 
Interviewten beobachtet wurde, ist eine grössere und wachsende Anzahl an Anbietenden 
von SPF-Leistungen, die ein breites Angebot an Leistungen bereitstellen.

Diese Beobachtungen der Interviewten werden durch die Analyse der Anzahl SPF-Anbie-
tenden gestützt, wie Abbildung 4 darstellt. Die Abbildung zeigt, seit welchem Jahr die 
befragten Leistungserbringenden SPF-Leistungen anbieten21 und verdeutlicht den Anstieg 
der Anzahl SPF-Leistungserbringende seit Inkraftsetzung des KJG. Sie legt zudem nahe, 
dass die Inkraftsetzung des KJG eine erhöhende Wirkung auf die Anzahl der im Kanton 
Zürich tätigen SPF-Anbietenden hatte. Interessant ist ebenfalls die Anzahl der Anbietenden, 
die sowohl Heimpflege als auch SPF anbieten. Diese ist seit Inkrafttreten des KJG deutlich 
angestiegen.

17	 Dieses Angebot kann nur zusätzlich zum betreuten Wohnen angeboten werden (§ 9 Abs. 2 KJV) und 
ausschliesslich in Verbindung mit SPF, Familienpflege, betreutem Wohnen oder Tageswohnen bezogen 
werden (§ 9 Abs. 3 KJV).

18	 Dieses Angebot kann nur zusätzlich zum betreuten Wohnen angeboten werden (§ 9 Abs. 2 KJV) und 
ausschliesslich in Verbindung mit SPF, Familienpflege, betreutem Wohnen oder Tageswohnen bezogen 
werden (§ 9 Abs. 3 KJV).

19	 Dieses Angebot kann nur zusätzlich zum betreuten Wohnen angeboten werden (§ 9 Abs. 2 KJV).
20	 Siehe zh.ch/kjg a Versorgungskonzept 2026–2029 (PDF)
21	 Gemäss Selbstdeklaration in der Befragung. Die Frage wurde von 99 SPF-Anbietenden beantwortet. 

Zum Zeitpunkt der Befragung waren 150 Anbietende im Kanton Zürich gemeldet.

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/versorgungskonzept_2026-2029_eHE_202503_web.pdf


15

Abbildung 4: Anzahl SPF-Anbietende im Kanton Zürich je Jahr. Frage: Seit wann 
bieten Sie SPF-Leistungen – bzw. in der Zeit vor KJG äquivalente Leistungen – an? 

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

In welchem Ausmass Leistungserbringende aktuell mehrere Angebote anbieten zeigt die 
Auswertung der Anbietendenverzeichnisse: Im Jahr 2025 boten 33 der 90 Heimpflege
anbietenden gleichzeitig auch SPF-Leistungen an (37 %). 3 Prozent der Heimpflegeanbie-
tenden haben SPF- und DAF-Leistungen im Angebot. Von den 165 Organisationen, die 
ambulante Leistungen (SPF und DAF) anboten, hatten 9 sowohl SPF- als auch DAF-Leis-
tungen in ihrem Angebot (5,5 %). Vergleichswerte zu den Jahren vor KJG liegen keine vor.

Ein Hinweis auf die Auswirkungen der Neustrukturierung der Leistungen gibt das Ausmass 
der Flexibilisierung der Nutzung des Angebots. Die Flexibilisierung der Nutzung wurde an-
hand der Abfolge und Überlappung von Leistungen aus dem stationären und ambulanten 
Bereich analysiert. Dafür wurden alle seit Inkrafttreten des KJG beantragten und gutge-
heissenen KÜG deskriptiv ausgewertet und Abbildung 5 erstellt22. Dabei ist zu beachten, 
dass gewisse Leistungen im KJG bewusst modular und kombinierbar angelegt wurden. 
So z. B. die Begleitung von Pflegeverhältnissen durch DAF, die SPF-Einzelbegleitung beim 
Austritt aus einer stationären Leistung oder die Kombination aus Wohnen und agogischer 
Bildung oder Beschäftigung in der Heimpflege. Mehr als ein Fünftel der Personen verfügt 
über KÜG in beiden Leistungsbereichen (22  %, 2066 Personen). Der grösste Anteil an 
Personen im Datensatz bezieht ausschliesslich Leistungen im ambulanten Bereich (52 %, 
4892 Personen).

22	 Für die Analyse wurde am 10. Juni 2025 ein Datensatz erstellt, der alle seit Inkrafttreten des KJG  
am 1. Januar 2022 beantragten KÜG enthält. Er umfasst 31 513 KÜG. Anhand dieses Datensatzes 
wurde ausgewertet, wie viele Personen KÜG für KJG-Leistungen beantragt haben. Bis zum Stichtag  
(10. Juni 2025) haben insgesamt 9358 Personen eine oder mehrere KÜG beantragt.
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Abbildung 5: Personen mit ambulanten respektive stationären KÜG

 

 
Bildungsdirektion 
Amt für Jugend und Berufsberatung 
17/59 
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Von den 2066 Personen, die sowohl über ambulante als auch stationäre KÜG verfügten, 
hatten 83 Prozent KÜG für SPF und eine stationäre Leistung (1715 Personen) und 32 Prozent 
KÜG für DAF und Familienpflege (665 Personen). 20 Prozent aller Personen nutzten zwei 
Leistungsarten (1844 Personen), 12 Prozent aller Personen drei oder mehr Leistungsarten 
(1088 Personen). 31 Prozent aller Personen hatten zeitlich zumindest teilweise überlappen-
de KÜG (2861 Personen), davon hatten 60 Prozent KÜG aus dem stationären und ambulan-
ten Bereich (1718 Personen). Hiervon hatten 78 Prozent zeitlich überlappende KÜG für SPF 
und eine stationäre Leistung (1343 Personen). 38 Prozent hatten zeitlich überlappende KÜG 
für DAF und Familienpflege (658 Personen). 551 Personen nutzten zeitlich überlappend eine 
Leistung des Wohnens in einem Heim (Tageswohnen, begleitetes oder betreutes Wohnen) 
und eine Leistung der agogisch gestalteten Bildung oder Beschäftigung, was 19 Prozent 
aller Personen mit zeitlich überlappenden KÜG umfasste.

Für die Schulheime hat sich mit Inkrafttreten des KJG eine Trennung der Angebotsbereiche 
Wohnen und Beschulung ergeben (siehe auch Kapitel 3.3.4). Diese Trennung führt gemäss 
interviewter Leitungsperson einer Institution zu einer Individualisierung, die dazu führt, dass 
die zwei Angebotsbereiche modular je nach Bedarf genutzt werden können. Diese Flexibi-
lität werde insbesondere bei besonders anspruchsvollen Fällen genutzt und sehr begrüsst. 
Die interviewte Person des VSA begrüsst diese Möglichkeiten ebenfalls, bedauert jedoch, 
dass sie noch nicht ausgeprägt gelebt wird.

In der Befragung wurden die Leistungserbringenden zu ihrer Wahrnehmung der ergänzen-
den Hilfen hinsichtlich Flexibilität befragt. Aus Abbildung 6 lässt sich ablesen, dass jeweils 
rund 65 Prozent der Befragten die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung hin-
sichtlich Intensität und Dauer als flexibler nutzbar einschätzen.
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Abbildung 6: Flexibilität hinsichtlich Intensität und Dauer. Aussage: Die Leistungen 
der ergänzenden Hilfen zur Erziehung sind seit Inkrafttreten des KJG … 

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

Die nicht vorhandene Datenbasis vor Inkrafttreten des KJG verunmöglicht einen Vergleich 
bezüglich der Kombinierbarkeit und Flexibilität der Leistungen mit der Situation vor Inkraft-
treten des KJG.

Die analysierten Zahlen zeigen, dass es eine ausgeprägte Zahl an Anbietenden gibt, 
die mehrere Leistungen bereitstellen – insbesondere gibt es mehr Anbietende, die 
sowohl Heimpflege als auch SPF anbieten als vor Einführung des KJG.

Die durchgeführten Auswertungen zur Nutzung legen nahe, dass Leistungsarten 
häufig miteinander kombiniert werden und oft zeitliche Überlappungen beim Leis­
tungsbezug stattfinden. Besonders ausgeprägt ist hierbei die zeitliche Überlappung 
von SPF mit einer stationären Leistung. Die Befragung zeigt, dass die Leistungs­
erbringenden die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung hinsichtlich 
Intensität und Dauer als flexibler nutzbar einschätzen. Dies steht im Kontrast zu den 
Ergebnissen aus den Interviews, aus denen hervorgeht, dass einige Interviewte der 
Meinung sind, dass die höhere Kombinierbarkeit noch nicht umgesetzt sei oder dass 
diese schon vor Einführung des KJG gegeben war.

Aus den Interviews und der Gesamtplanung geht hervor, dass die Möglichkeit 
ergänzende Hilfen zur Erziehung mit Leistungen ausserhalb des KJG-Bereichs zu 
kombinieren, eingeschränkt ist. Zudem besteht Bedarf, Leistungen finanzieren zu 
können, die im Grenzbereich des KJG und des Gesundheitswesens liegen und die 
Themen Kindswohl und Gesundheit kombinieren.

Für die Schulheime hat die Trennung der Leistungsbereiche Wohnen und Beschu­
lung neue Möglichkeiten zur Individualisierung des Leistungsbezugs geschaffen, die 
jedoch in der Praxis noch keine grosse Verbreitung gefunden haben.



18

3.1.2	 Hat der Einbezug von ambulanten Angeboten in das KJG dazu 
geführt, dass die ergänzenden Hilfen zur Erziehung bedarfsgerechter 
genutzt werden und zugänglicher geworden sind?

Mit Inkrafttreten des KJG wurde das ambulante Angebot SPF in das KJG aufgenommen. 
Dies führt zusammen mit der Zentralisierung des Kostengutspracheprozesses (siehe Kapitel 
2.5.2) und der Änderung der Zuständigkeiten im Bereich der Kostentragungspflicht (siehe 
Kapitel 2.5.1) dazu, dass der Leistungsbezug neu durch eine KÜG finanziert werden kann. 
Die Finanzierung von SPF-Leistungen lag vor Inkrafttreten des KJG bei den unterhaltspflich-
tigen Eltern bzw. den Gemeinden.

Die Mehrheit der interviewten Personen berichten, dass SPF seit dem Inkrafttreten des 
KJG zugänglicher geworden ist, und begründen dies mit dem Wegfallen der Kosten für die 
Unterhaltspflichtigen und die Sozialhilfe der Gemeinden.

Abbildung 7: Zugänglichkeit und Bedarfsgerechtigkeit, alle Leistungserbringende. 
Aussage: Die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung sind seit Inkraft
treten des KJG … 

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

Dies zeigen auch die Resultate der Befragung in Abbildung 7. Knapp 80 Prozent der Be-
fragten beurteilen die ergänzenden Hilfen zur Erziehung für die betroffenen Familien, Kinder 
und Jugendlichen als zugänglicher. 65,1 Prozent der Befragten beurteilen die ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung zudem als bedarfsgerechter.

Gemäss Interviewten sorge die wegfallende finanzielle Beteiligung der Unterhaltspflichtigen 
insbesondere für eine erhöhte Inanspruchnahme bei Familien ohne Schweizer Bürgerrecht, 
da diese vor Inkrafttreten des KJG wegen der von der Sozialhilfe übernommenen Beiträge 
der Unterhaltspflichtigen ausländerrechtliche Konsequenzen befürchteten.23 Dieser Effekt 
wird durch die Ergebnisse der Befragung der Antragstellenden und Leistungserbringenden 
bestätigt, wie Abbildung 8 zeigt.

23	 Gemäss verschiedenen Interviewten haben vor Inkrafttreten des KJG Familien ohne Schweizer 
Bürgerrecht und aus bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen keine ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung bezogen, weil die Beiträge der Unterhaltspflichtigen dazu geführt hätten, dass die Familien 
aufgrund der bezogenen Leistungen wirtschaftliche Sozialhilfe beantragen mussten. Die Teilnahme  
am Wirtschaftsleben ist gemäss Art. 12 lit. d des Bundesgesetzes vom 20. Juni 2014 über das  
Schweizer Bürgerrecht (BüG, SR 141.0) ein Integrationskriterium und der Bezug von Sozialhilfe kann 
sich daher hinderlich auf zukünftige Einbürgerungsverfahren auswirken (vgl. § 7 Abs. 3 Verordnung 
vom 17. Juni 2016 über das Schweizer Bürgerrecht [BüV, SR 141.01]).
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Abbildung 8: Auswirkungen der finanziellen Entlastung der Unterhaltspflichtigen  
auf Familien ohne Schweizer Bürgerrecht. Die Prozentangaben bezeichnen  
den Anteil der Teilnehmenden einer Organisationskategorie, der die entsprechende 
Zustimmung gegeben hat. 

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

In der Befragung wurden die Antragstellenden und Leistungserbringenden gebeten, die 
Wichtigkeit der Gründe, die zur Erhöhung der Zugänglichkeit geführt haben, einzuschätzen. 
Hervorzuheben sind in Abbildung 9 die Zentralisierung des Kostenübernahmeprozesses 
beim AJB sowie der Beitrag der Eltern an die Finanzierung, die eine überwiegende Mehrheit 
der Befragten (67 % resp. 73,7 %) als sehr wichtigen Grund angegeben hat. 44,3 Prozent 
der Befragten haben zudem die Möglichkeit zur Beantragung einer KÜG durch Eltern oder 
mündige Jugendliche als sehr wichtigen Grund eingeschätzt.
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Abbildung 9: Gründe für die Erhöhung der Zugänglichkeit. Frage: Welche der 
folgenden Gründe haben aus Ihrer Sicht dazu geführt, dass sich die Zugänglichkeit 
zu den Leistungen erhöht hat?

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

Der Einbezug der SPF ins KJG hat dazu geführt, dass die Leistung dank des neuen 
zentralen Kostenübernahmeprozesses und des entfallenden Beitrags der Unter­
haltspflichtigen zugänglicher geworden ist. Besonders für Familien ohne Schweizer 
Bürgerrecht wurde die Leistung dadurch zugänglicher. Zusätzlich wird die Möglich­
keit zur Beantragung einer KÜG durch Eltern oder mündige Jugendliche als wichti­
ger Grund für die Erhöhung der Zugänglichkeit geschätzt.

Die zentralisierte Zuständigkeit des AJB für die Beurteilung der KÜG-Anträge hat 
die Abhängigkeit zum Wohnort und die damit verbundene Ungleichbehandlung der 
Anträge aufgehoben, was ebenfalls zur Erhöhung der Zugänglichkeit geführt hat.

3.1.3	 Wie steht es bezüglich des Zugangs und der Bedarfs
gerechtigkeit der ergänzenden Hilfen zur Erziehung für volljährige 
junge Erwachsene?

Der Anspruch auf Zugang zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung wird in § 3 Abs. 1 und 
2 KJG geregelt. Demnach besteht grundsätzlich ein Anspruch auf ergänzende Hilfen zur 
Erziehung für Kinder und Jugendliche mit Wohnsitz im Kanton Zürich. Über die Volljährigkeit 
hinaus besteht er gemäss § 3 Abs. 2 KJG in Verbindung mit § 5 Abs. 1 KJV längstens bis 
zum vollendeten 25. Altersjahr, wenn der Leistungsbezug vor dem 18. Altersjahr begonnen 
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hat und zur Sicherstellung seiner nachhaltigen Wirkung erst nach Vollendung des 18. Alters
jahrs abgeschlossen werden kann.

Volljährige Leistungsbeziehende machen einen kleinen Anteil innerhalb der Leistungsbezie-
henden aus, wie die Analyse der KÜG-Daten in Abbildung 10 zeigt. So sind es 14 Prozent 
der Personen, die über eine KÜG verfügen, die nach Erreichen der Volljährigkeit beendet 
wird. Abbildung 10 zeigt auf, dass 62 Prozent der Personen über 18 ausschliesslich über 
KÜG im stationären Bereich verfügten (830 Personen), 16 Prozent über KÜG im ambulanten 
und stationären Bereich (211 Personen).
 
Abbildung 10: Personen über 18 mit ambulanten resp. stationären KÜG
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rigkeit hinaus besteht er gemäss § 3 Abs. 2 KJG in Verbindung mit § 5 Abs. 1 KJV längs-
tens bis zum vollendeten 25. Altersjahr, wenn der Leistungsbezug vor dem 18. Altersjahr 
begonnen hat und zur Sicherstellung seiner nachhaltigen Wirkung erst nach Vollendung 
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Volljährige Leistungsbeziehende machen einen kleinen Anteil innerhalb der Leistungsbe-
ziehenden aus, wie die Analyse der KÜG-Daten in Abbildung 10 zeigt. So sind es 14 Pro-
zent der Personen, die über eine KÜG verfügen, die nach Erreichen der Volljährigkeit be-
endet wird. Abbildung 10 zeigt auf, dass 62 Prozent der Personen über 18 ausschliesslich 
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Abbildung 10: Personen über 18 mit ambulanten resp. stationären KÜG. Quelle: KÜG-Datensatz Juni 2025, Darstellung 
AJB. 
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tiven Anteil von 61 Prozent entspricht. 13 Prozent der Personen über 18 kombinierten eine 
Wohnform der Heimpflege mit einer Leistung der agogisch gestalteten Bildung oder Be-
schäftigung (171 Personen). 5 Personen über 18 kombinierten die agogisch gestaltete Bil-
dung oder Beschäftigung mit Familienpflege. 

Die durchgeführten Interviews haben in Bezug auf volljährige Leistungsbeziehende sowie 
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379 Personen über 18 nahmen eine SPF-Einzelbegleitung in Anspruch (28  % der über 
18-Jährigen), 143 davon (entspricht 37 %) in Kombination mit einer stationären Leistung 
(11 % der über 18-Jährigen). 63 Prozent der volljährigen Leistungsbeziehenden nahmen 
eine Wohnform der Heimpflege in Anspruch (842 Personen), 16 Prozent der Familienpflege 
(208 Personen). Die Leistung Begleitetes Wohnen wurde von 7 Prozent aller 9358 Per-
sonen genutzt, das sind 679 Personen. Davon waren 415 Personen über 18, was einem 
relativen Anteil von 61 Prozent entspricht. 13 Prozent der Personen über 18 kombinierten 
eine Wohnform der Heimpflege mit einer Leistung der agogisch gestalteten Bildung oder 
Beschäftigung (171 Personen). 5 Personen über 18 kombinierten die agogisch gestaltete 
Bildung oder Beschäftigung mit Familienpflege.

Die durchgeführten Interviews haben in Bezug auf volljährige Leistungsbeziehende sowie 
Careleaver Erkenntnisse hinsichtlich Bedarfsgerechtigkeit für diese spezifische Gruppe von 
Leistungsbeziehenden gezeigt. Die interviewte Person äusserte, dass bei den Jugend
lichen der Wunsch, ein selbstständiges Leben ohne Begleitung durch Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen zu führen, sehr stark vorhanden ist und daher aus diesem Grund 
der Bezug von weiteren Leistungen abgelehnt wird. Ebenfalls wird hinterfragt, inwiefern 
die SPF-Einzelbegleitung für Careleaver das richtige Angebot sei. Die Begleitung durch 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen werde nicht immer als die richtige Form von 
Unterstützung empfunden, vielmehr sei der Bedarf nach Vertrauenspersonen da, die aus 
eigener Erfahrung oder durch soziale Beziehung anstelle von sozialpädagogischer Arbeit 
unterstützen. Seitens der Antragstellenden wird jedoch die Möglichkeit, Jugendliche mithilfe 
von Jugendcoaching, der sozialpädagogischen Einzelbegleitung für Jugendliche, über die 
Volljährigkeit hinaus zu begleiten, als grosse Errungenschaft des KJG bezeichnet. Diese 
Möglichkeit verringere auch Massnahmen der Sozialhilfe für Erwachsene. Seitens Leis-
tungserbringenden wurde in den Interviews hervorgehoben, dass gerade Careleaver die 
Möglichkeit bräuchten, nach eigenständigen Versuchen in der Selbstständigkeit Leistungen 
in Anspruch zu nehmen, da ihnen oft erst nach Monaten ohne Unterstützung bewusst wür-
de, dass Unterstützung notwendig sei – was nicht möglich ist, wenn der Leistungsbezug 
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vorgängig beendet wurde.24 Diese Beobachtungen stimmen mit den vorhergehend analy-
sierten Daten überein, die zeigen, dass nur 28 Prozent der volljährigen Leistungsbeziehen-
den eine SPF-Leistung in Anspruch nehmen.

Die analysierten Nutzungszahlen zeigen, dass die Angebote nur von wenigen Care­
leavern in Anspruch genommen werden.

Die durchgeführten Interviews lassen darauf schliessen, dass sich der Bedarf der 
Careleaver nicht vollständig mit den KJG-Angeboten decken lässt, da die ambu­
lanten Angebote nicht dem in den Interviews geäusserten Bedarf nach Beziehung 
und Begleitung durch Vertrauenspersonen entsprechen. Die interviewten Antrag­
stellenden schätzen die Angebote im Kontrast hierzu als sinnvoll ein und bezeichnen 
die Möglichkeit, Jugendliche über die Volljährigkeit hinaus zu begleiten, als grosse 
Errungenschaft des KJG. Leistungserbringende betonten, dass Careleaver die Mög­
lichkeit bräuchten, nach eigenständigen Versuchen in der Selbstständigkeit Leistun­
gen des KJG in Anspruch zu nehmen.

3.2	 Finanzierungsmodell

Das durch das KJG abgelöste Jugendheimgesetz von 1962 regelte insbesondere die Aus-
richtung von Staatsbeiträgen an die Jugendheime. Bei innerkantonalen Platzierungen rich-
tete der Kanton den Züricher Kinder- und Jugendheimen Staatsbeiträge aus, wenn diese 
vom Regierungsrat als beitragsberechtigt anerkannt worden waren. Zudem wurden Versor-
gertaxen25 festgelegt, die je nach Leistung unterschiedlich hoch waren. Das vor Einführung 
des KJG zur Anwendung gebrachte Abgeltungsmodell erlaubte keinen ausreichenden fach-
lichen oder betriebswirtschaftlichen Gestaltungsspielraum für die beteiligten Akteure. Daher 
wurde eine Verbesserung der Leistungsabgeltung sowie die Schaffung von Anreizen für 
eine hohe Angebotsqualität und -entwicklung sowie für die Wirtschaftlichkeit der Leistungs-
erbringung als Ziele der Totalrevision festgelegt. Ebenfalls sollte im Rahmen der Totalrevision 
ein neues Finanzierungsmodell ausgearbeitet werden, das die Kostenaufteilung zwischen 
Kanton, Gemeinden und Unterhaltspflichtigen regelt.

Das totalrevidierte Gesetz legt in Übereinstimmung mit den formulierten Zielen die Grund-
lagen für die LV sowie die Leistungsabgeltung fest (§§ 14–16 KJG). Weiter wird geregelt, 
in welchen Fällen die Kosten für eine ergänzende Hilfe zur Erziehung von Kanton und Ge-
meinden im Rahmen einer KÜG übernommen werden (§§ 22 und 23 KJG) und bei wem 
der Leistungsbezug zu erfolgen hat (§ 23 Abs. 2 KJG). § 24 KJG definiert, welche Personen 
und Stellen eine KÜG beantragen können. Ebenfalls enthält dieses Politikfeld im Rahmen 
des KJG ein neues Finanzierungsmodell, wonach Kanton und Gemeinden nach einem de-
finierten Schlüssel (40 % Kanton, 60 % Gemeinden) die Kosten der ergänzenden Hilfen 

24	 Über die Volljährigkeit hinaus besteht der Anspruch auf ergänzende Hilfen zur Erziehung gemäss  
§ 3 Abs. 2 KJG in Verbindung mit § 5 Abs. 1 KJV längstens bis zum vollendeten 25. Altersjahr, wenn 
der Leistungsbezug vor dem 18. Altersjahr begonnen hat und zur Sicherstellung seiner nachhaltigen 
Wirkung erst nach Vollendung des 18. Altersjahrs abgeschlossen werden kann.

25	 Bei der Finanzierung von ausserkantonalen Platzierungen kamen § 9b Jugendheimgesetz und die ge-
stützt auf § 9a Jugendheimgesetz abgeschlossenen interkantonalen Vereinbarungen zur Anwendung. 
Die Versorgertaxen wurden den Gemeinden in Rechnung gestellt bzw. die Gemeinden hatten hierfür 
Kostengutsprache zu leisten. Soweit die Eltern sich an den Versorgertaxen nicht finanziell beteiligen 
konnten, verbuchten die Gemeinden die Versorgertaxen über die kommunale Sozialhilfe. Die damalige 
Finanzierung von Heimleistungen beruhte entsprechend auf nicht kostendeckenden Versorgertaxen 
und der Übernahme des Fehlbetrags durch den Kanton.
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zur Erziehung tragen (§ 17 KJG) und die Höhe der Beteiligung der Gemeinden nach ihrer 
Einwohnerzahl erfolgt (§ 18 KJG). Die Unterhaltspflichtigen sind gemäss § 19 KJG dazu 
verpflichtet, einen pauschalen Beitrag an die Verpflegungskosten zu leisten, der von den 
Leistungserbringenden erhoben wird. Gestützt auf § 20 KJG kann sich die Direktion an 
Bauvorhaben und Anschaffungen beteiligen. Weiter kann die Direktion Subventionen an 
Leistungserbringende im Bereich der ergänzenden Hilfen zur Erziehung – namentlich zur 
Qualitäts- und Angebotsentwicklung – gewähren (§ 21 KJG).

Das neue Finanzierungsmodell hat weitreichende Auswirkungen auf alle Akteure im Bereich 
ergänzende Hilfen zur Erziehung im Kanton, die im Rahmen der externen Evaluation von 
Interface untersucht wurden. Die von Interface erarbeiteten Evaluationsergebnisse sind dem 
Bericht von Interface zu entnehmen, der im Anhang verlinkt ist.

3.3	 Steuerungsmöglichkeiten

RRB Nr. 706/2013 (Konzept-RRB) erwähnt unter den Zielen der Totalrevision die Neudefi-
nition der Rolle des Kantons gegenüber den Leistungserbringenden.«[Diese] bedingt eine 
bedarfsorientierte Versorgungskonzeption, eine Mittelplanung und die Regelung des Leis-
tungsbestellungsprozesses. Auf diese Weise soll es dem Kanton ermöglicht werden, die 
Versorgung mit zeitgemässen, der Nachfrage und den Qualitätsansprüchen entsprechen-
den und nach wirtschaftlichen Grundsätzen erbrachten sozialpädagogischen Leistungen zu 
gewährleisten.» Und weiter: «Der Kanton soll die sozialpädagogischen Angebote für Kinder, 
Jugendliche und Familien künftig über Leistungsaufträge bestellen und an Normaufwen-
dungen orientiert steuern und insbesondere hinsichtlich des Hauptkostenfaktors ‹Perso-
nalaufwand› finanzieren bzw. mitfinanzieren können.» Ebenfalls wird festgehalten, dass die 
damals geltende Gesetzgebung den Ansprüchen an eine bestmögliche Mittelzuteilung nicht 
mehr genügt und daher die Rolle des Kantons gegenüber den Leistungserbringenden neu 
definiert werden soll. So soll das revidierte Gesetz eine bedarfsorientierte Versorgungskon-
zeption und Mittelplanung seitens Kanton ermöglichen und den Leistungsbestellungspro-
zess regeln. Mit Inkrafttreten des KJG hat die Bildungsdirektion folgende neue Aufgaben26 
erhalten, die sich auf die Planung und Steuerung des Angebots beziehen:

	– Gewährleisten eines bedarfsgerechten Angebots an ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
für Kinder und Jugendliche mit Wohnsitz im Kanton Zürich (§ 5 lit. a KJG)

	– Erstellen einer Gesamtplanung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung (§ 5 lit. b KJG)

	– Regelung der Abrechnung des Leistungsbezugs (§ 5 lit. d–f KJG)27

	– Umsetzen der Meldepflicht für Anbietende von Dienstleistungsangeboten in der 
Familienpflege sowie Anbietende sozialpädagogischer Familienhilfe sowie deren 
Aufsicht (§ 7 Abs. 1 KJG)

26	 Die Bewilligung und Aufsicht über die Kinder- und Jugendheime sowie deren Abgeltung mittels Staats-
beiträgen war schon unter der alten Gesetzgebung Aufgabe der Direktion und ist daher hier nicht 
aufgeführt

27	 Von Kindern und Jugendlichen mit Wohnsitz im Kanton Zürich, die Angebote ohne Leistungsverein
barung mit der Direktion in Anspruch nehmen (§ 5 lit. d KJG), von Straf- und Massnahmevollzugs-
kosten nach der Jugendstrafgesetzgebung (§ 5 lit. e KJG) sowie von Kindern und Jugendlichen 
mit ausserkantonalem Wohnsitz, die Angebote von Leistungserbringenden im Kanton Zürich ohne 
Leistungsvereinbarung mit der Direktion in Anspruch nehmen (§ 5 lit. f KJG)
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	– Bewilligung und Aufsicht der Familienpflege28 gemäss PAVO (§ 8 Abs. 1 und 2 KJG und 
§ 10 KJG)

3.3.1	 Inwiefern erfolgt eine Steuerung über LV und Kontrakt
management? Schaffen diese eine bessere Planungsgrundlage für die 
Trägerschaften?

Gestützt auf § 14 KJG erteilt das AJB im Namen der Bildungsdirektion Aufträge zur Bereit-
stellung von Angeboten der ergänzenden Hilfen zur Erziehung mittels LV29.

Gestützt auf § 14 f. KJG und in Übereinstimmung mit dem in RRB Nr. 706/2013 (Kon-
zept-RRB) definierten Ziel, die Rolle des Kantons als Leistungsbesteller gegenüber den 
privaten Leitungserbringenden zu definieren, schliesst das AJB mit den Leistungserbringen-
den LV ab. Die Vereinbarungen werden im Bereich der Heimpflege als mehrjährige Verein-
barungen abgeschlossen und durch jährliche Kontrakte konkretisiert. Mit den Anbietenden 
in den Bereichen SPF und DAF werden jährliche LV getroffen. Im Rahmen der Interviews 
und der Befragung wurden ausschliesslich Leistungserbringende der Heimpflege, SPF und 
DAF zu den LV befragt. Mit den Pflegefamilien schliesst das AJB eine LV zum konkre-
ten Pflegeverhältnis ab. Die Einzelheiten des Pflegeverhältnisses werden üblicherweise im 
Pflegevertrag zwischen der gesetzlichen Vertretung des Kindes oder der das Kind unter-
bringenden KESB und den Pflegeeltern30 vereinbart. Entsprechend wurden die Fragen zum 
Thema LV bei den interviewten und befragten Pflegefamilien weggelassen.

Die LV sind gemäss Erläuterungen zu den Bestimmungen des KJG auch als Steuerungsin-
strument auf der Ebene des individuellen Leistungsbezugs vorgesehen. So kann der Leis-
tungsbezug nicht bei einem beliebigen Leistungserbringer erfolgen, sondern primär bei 
einem Anbietenden, der über eine LV verfügt. Nur in Ausnahmefällen darf der Leistungs
bezug bei einem Anbietenden ohne LV erfolgen. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn ein 
bestimmtes Angebot benötigt wird, das im Kanton Zürich nicht existiert, oder falls ein Ange-
bot im Kanton Zürich ausgelastet ist und aus Gründen der Dringlichkeit mit dem Leistungs-
bezug nicht zugewartet werden kann (ABl 2015-08-28, S. 36).

In der Heimpflege verfügen 84 von 93 Anbietenden über eine LV. Gemäss interviewten 
Anbietenden von Heimpflegeleistungen sind die LV mit dem AJB existenziell wichtig, da nur 
wenige Plätze von anderen Stellen wie die Invalidenversicherung (IV), der Jugendanwalt-
schaft (JUGA) oder über die interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtungen [IVSE] 
durch andere Kantone finanziert werden. Bei den wenigen Anbietenden ohne LV ist dies 
gerade umgekehrt – bei ihren Angeboten werden nur wenige Plätze über das KJG, viele 
aber durch Dritte, finanziert. Steuernd wirken laut den interviewten Leistungserbringenden 
die Entwicklungsziele, die im Rahmen der LV vereinbart werden. Aus Sicht der interviewten 
Mitarbeitenden des AJB sind die LV im Bereich der Heimpflege ein sinnvolles Steuerungs-
element, über dieses die Anzahl zu bereitstellende Plätze gesteuert werden kann. Ebenfalls 
werden in den LV Entwicklungsschwerpunkte definiert und somit die Qualitätsentwicklung 
sichergestellt.

28	 Die Bewilligung von Pflegeverhältnissen erfolgte vor Inkrafttreten des KJG durch die KESB;  
zur Abklärung der Verhältnisse wurden häufig die kjz und die SOD beauftragt. Die Aufsicht erfolgte 
grundsätzlich durch das AJB (§§ 4 f und 14 Verordnung über die Pflegekinderfürsorge vom  
11. September 1969 [SR 852.22]).

29	 Siehe § 15 KJG
30	 Pflegeverträge werden auf freiwilliger Basis abgeschlossen.



25

Im Bereich der SPF hat das AJB mit 118 von 139 Anbietenden eine LV abgeschlossen. 
Basierend auf den Aussagen der Interviewten werden die LV als Qualitätsmerkmal und 
seitens Anbietenden als Bekenntnis für die Zusammenarbeit mit dem AJB wahrgenommen. 
Einige interviewte Personen haben trotz der LV Zweifel an der Qualität der Anbietenden, 
insbesondere bei Einzelunternehmungen. Ähnliche Aussagen haben die interviewten Perso-
nen aus dem DAF-Bereich gemacht, die LV böten einen Überblick über das Mengengerüst, 
garantierten aber keine definitiven Aufträge. Des Weiteren seien sie eine Möglichkeit, um 
mit dem AJB in Kontakt zu stehen, und werden als Qualitätsmerkmal verstanden. Die inter-
viewten Mitarbeitenden des AJB sehen die LV als sinn- und wirkungsvolles Instrument zur 
Qualitätssicherung bei DAF- und SPF-Anbietenden. Jedoch wird seitens AJB auch betont, 
dass der Prozess zum Abschluss einer LV sehr ressourcenintensiv sei. Ebenfalls führen die 
Mitarbeitenden des AJB in den Interviews an, dass die Intention, den Leistungsbezug primär 
Anbietenden mit LV zu genehmigen und nur im Ausnahmefall Kostenübernahmegarantien 
für den Leistungsbezug bei Leistungserbringenden ohne LV zu erteilen, aufgrund des hohen 
Bedarfs im Bereich SPF nicht umzusetzen sei. Die deutliche Zunahme von SPF-Anbieten-
den ohne LV31 stützt diese Aussage.

Die Gründe für den Abschluss von LV wurden im Rahmen der Befragung bei den Leistungs-
erbringenden abgefragt. Abbildung 11 zeigt die Wichtigkeit der Gründe, eine LV abzuschlie-
ssen, seitens Leistungserbringenden auf.

31	 Entwicklung der SPF-Anbietenden ohne Leistungsvereinbarung von 2022 bis 2024: von 11 auf 21, 
was knapp einer Verdoppelung entspricht. In derselben Zeit hat die Zahl an SPF-Anbietenden mit 
Leistungsvereinbarung von 99 auf 118 zugenommen, was einem Zuwachs von 19 Prozent entspricht. 
Quelle: Liesen, Christian; Dettling, Marcel: Angebot und Nutzung der Ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
im Kanton Zürich. Datenbericht 2024. Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften, 2025
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Abbildung 11: Gründe, eine LV abzuschliessen. Frage: Aus welchen Gründen will Ihre 
Organisation künftig (weiterhin) eine LV (resp. Heime auch Rahmenkontrakt) mit dem 
AJB abschliessen?

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

Im Bereich der Heimpflege bilden die LV gestützt auf die Interviews für die Leistungs­
erbringenden die Existenzgrundlage und sorgen für eine stabile finanzielle Situation.

Die LV werden von den Anbietenden und Antragstellenden besonders im Bereich 
SPF als Qualitätsmerkmal wahrgenommen, durch die sich die Anbietenden mit LV 
von solchen ohne abheben. Die LV bieten für SPF- und DAF-Anbietende eine Pla­
nungsgrundlage, ohne dabei Aufträge zu garantieren. Da für SPF- und DAF-Anbie­
tende keine Bewilligungspflicht besteht und die Qualität des Angebots im Rahmen 
der Aufsicht nur begrenzt durch das AJB gesteuert werden kann, sind die LV mit 
den Entwicklungszielen für die Qualitätssicherung durch das AJB essenziell. Die 
Intention, den Leistungsbezug primär Anbietenden mit LV zu genehmigen und nur 
im Ausnahmefall KÜG für den Leistungsbezug bei Leistungserbringenden ohne LV 
zu erteilen, ist aufgrund des hohen Bedarfs im Bereich SPF nicht umzusetzen.
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3.3.2	 Inwiefern steuert der Kanton das Angebot mithilfe der 
Normaufwendungen?

Mit Inkrafttreten des KJG wurde die gesetzliche Grundlage für die Abgeltung, die sich an 
Normaufwendungen orientiert, geschaffen und somit auch das Fundament für die Steu-
erung über die Abgeltung gelegt. Die Abgeltung erfolgt neu gemäss §  16 Abs.  1 KJG 
entweder kostendeckend nach anrechenbarem Aufwand (lit. a) oder mittels einer kosten-
deckenden Pauschale (lit.  b). Die Leistungsabgeltung gilt als Kostenanteil im Sinne des 
Staatsbeitragsgesetzes (§ 16 Abs. 2 KJG). Die Anrechnung der Kosten und Erlöse, die 
Anforderungen an die Auslastung der Angebote sowie die Abrechnungs- und Berichterstat-
tungspflicht werden in der Verordnung geregelt (§ 16 Abs. 3 KJG).32 Die Tarife für SPF, DAF 
und Familienpflege werden, angelehnt an Normaufwendungen, in § 33 Abs. 1 KJG definiert 
Die Unterhaltspflichtigen beteiligen sich gemäss § 19 KJG und § 47 KJV an stationären 
Platzierungen im Rahmen des Verpflegungsbeitrags mit pauschal 25 Franken pro Aufent-
haltstag. Dieser Betrag wird von den Leistungserbringenden erhoben.

Mit Inkrafttreten des KJG werden bei der Heimpflege die anrechenbaren Kosten gemäss 
§§ 39 und 40 KJV abzüglich der anrechenbaren Erlöse gemäss § 42 KJV abgegolten an-
stelle der vorher geltenden Versorgertaxen. Gemäss § 47 KJV ist der Verpflegungsbeitrag 
der Unterhaltspflichtigen bei Platzierungen in Heimpflegeangeboten geschuldet, die Kos-
tenbeteiligung der Unterhaltspflichtigen wurde daher normiert.

Die SPF- und DAF-Leistungen von Anbietenden mit LV werden neu seit Inkrafttreten des 
KJG mit einem in der KJV definierten Betrag pro Stunde abgegolten, während vor Inkraft
treten des KJG die Abgeltung nicht einheitlich geregelt war. Leistungsanbietende ohne LV 
verhandeln den Tarif individuell mit der Abteilung Fallfinanzierung des AJB. Die seit Inkraft-
treten des KJG geltenden Tarife haben laut interviewten SPF-Anbietenden dazu geführt, 
dass sie im Vergleich zu vor Inkrafttreten des KJG deutlich vermehrt Aufträge aus dem 
Kanton Zürich annehmen. Die Einführung der einheitlichen Tarife hat gemäss Interviews 
dazu geführt, dass sozialpädagogisch ausgebildete Mitarbeitende aus der Heimpflege sich 
aufgrund der attraktiven Tarife als SPF-Anbietende selbstständig gemacht haben. Auch 
die interviewten Vertretungen von DAF-Organisationen berichteten, dass aufgrund des als 
attraktiv eingeschätzten Tarifs für SPF vermehrt Mitarbeitende in die Selbstständigkeit ab-
wandern. Einige Interviewte äusserten die Vermutung, dass die Attraktivität der SPF-Tarife 
einen Fehlanreiz darstelle, SPF anzubieten.

Die Leistungen der DAF-Anbietenden waren vor Inkrafttreten des KJG an die Familienpflege 
gekoppelt und wurden nicht voneinander getrennt vergütet. Die Anbietenden verrechneten 
Tagestarife, in denen die Leistungen von ihnen wie auch die Leistungen, die die Pflegefamilie 
erbrachte, eingerechnet waren. Die Höhe dieser Tagestarife wie auch die darin eingerech-
nete Entschädigung, die die Pflegefamilie für ihre Leistungen erhielt, war nicht einheitlich 
geregelt und von Fall zu Fall unterschiedlich. In den Interviews haben die DAF-Anbietenden 
die Auswirkungen der vereinheitlichten Tarife auf ihre Organisation und den Umfang ihrer 
Arbeit geschildert. So habe die Trennung der Leistungen und die neue Abrechnung auf 
Stundenbasis dazu geführt, dass eine Organisation nicht mehr intensivere Fälle mithilfe von 
weniger intensiven querfinanzieren könne. Dies sehen einige Anbietende gemäss Interviews 
als existentielle Bedrohung. Wie sich die Neustrukturierung der DAF-Anbietenden auf die 
Anzahl der Pflegefamilien auswirkt, wird sich gemäss Interviewpartnerinnen und Interview
partner noch zeigen – einzelne befürchten, dass die DAF-Anbietenden mit KJG weniger 
Anreize haben, Pflegefamilien zu akquirieren.

32	 Die Höhe der Tarife sowie der Umfang der anrechenbaren Kosten sind explizit kein Bestandteil dieser 
Evaluation.
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Abbildung 12: Bewertung der neuen Tarifstruktur für DAF-Anbietende. Aussage: Ich 
bewerte die mit dem KJG in Kraft getretene Tarifstruktur für DAF-Anbietende positiv. 
Die Antwortoptionen «Stimme ich überhaupt nicht zu» und «Weiss nicht / Keine 
Angabe» wurden für die Darstellung ausgeblendet, da sie keine Werte aufwiesen.

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

Abbildung 12 zeigt, dass 4 von 7 an der Befragung teilnehmenden DAF-Organisationen 
die neue Tarifstruktur als eher positiv bewerten. Eine Organisation stimmt der Aussage «Ich 
bewerte die mit KJG in Kraft getretene Tarifstruktur für DAF-Anbietende als positiv» voll und 
ganz zu, 2 eher nicht. Aus Abbildung 11 (auf S. 26) geht ergänzend hervor, dass die klar 
festgelegten Tarife im Rahmen der Tarifregelung für 90 Prozent der befragten Leistungs
erbringenden einen wichtigen Grund darstellen, eine LV mit dem AJB abzuschliessen.

Die Abgeltung der Pflegefamilien war im Jugendheimgesetz und in der dazugehörigen Ver-
ordnung nicht geregelt.33 Mit Inkrafttreten des KJG wurde die Entschädigung der Familien
pflege und der Fachfamilienpflege pro Tag einheitlich in der Verordnung festgelegt (§ 33 
Abs. 1 lit. b und c KJV). Zusätzlich werden den DAF-Anbietenden mit LV bei der Anstellung 
von Pflegefamilien die gesetzlichen Arbeitgeberbeiträge vom Amt abgegolten (§ 38 Abs. 1 
KJV). Bei den Pflegefamilien, die nicht bei einer DAF angestellt sind, gilt das Amt als sozial-
versicherungsrechtliche Arbeitgeberorganisation (§ 38 Abs. 2 KJV).

33	 Gestützt auf Art. 3 Abs. 2 Bst. b PAVO hat das AJB die Pflegegeld-Richtlinien für Dauer- und 
Wochenpflegeplätze erlassen: 852.225_1.7.15_91.fm. Diese waren nicht verbindlich, sondern kamen 
zur Anwendung, wenn vertragliche Vereinbarungen zwischen der gesetzlichen Vertretung des 
Pflegekindes oder der KESB und den Pflegeeltern fehlten (vgl. § 12 Abs. 2 Verordnung über die 
Pflegekinderfürsorge 852.22_11.9.69_110.fm).



29

Abbildung 13: Höhe der finanziellen Abgeltung der Pflegefamilien seit KJG.  
Aussage: Seit Inkrafttreten des KJG ist die finanzielle Abgeltung für unsere Tätigkeit 
höher als vor dem KJG. Die Antwortoption «Weiss nicht / Keine Angabe» (n = 119)  
ist in dieser Darstellung ausgeblendet.

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

Die Befragung der Pflegefamilien zeigt (siehe Abbildung 13), dass die Normierung der Ab-
geltung bei 41 Pflegefamilien respektive 38,7 Prozent dazu geführt hat, dass sie höher 
abgegolten werden als vor dem KJG. 27 Pflegefamilien stimmen der Aussage eher zu, was 
vermuten lässt, dass sie leicht höher abgegolten werden als vor Inkrafttreten des KJG. 
Gleiches lässt sich für die 12,3 Prozent vermuten, die «Stimme ich eher nicht zu» angegeben 
haben; sie werden vermutlich leicht tiefer abgegolten als vorher. 25 Pflegefamilien respektive 
23,6 Prozent, werden weniger hoch abgegolten. Zu beachten ist sicherlich auch, dass mehr 
als die Hälfte der an der Befragung teilnehmenden Pflegefamilien bezüglich der Abgeltung 
keine Angabe machen konnten oder wollten. Die einheitliche Regelung der Tarife in der 
Familienpflege wird von der Mehrheit der befragten Pflegefamilien deutlich begrüsst, wie 
Abbildung 14 zeigt. Nur jeweils 2,6 Prozent stimmen der Aussage «Ich bewerte es positiv, 
dass die Tarife für Familienpflege seit Inkrafttreten des KJG einheitlich geregelt sind» eher 
nicht oder überhaupt nicht zu. Der Anteil der Pflegefamilien, die zu dieser Frage keine An-
gaben machten, liegt anteilsmässig bei 29,5 Prozent und ist damit deutlich tiefer als bei der 
Frage nach der Höhe der finanziellen Abgeltung.
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Abbildung 14: Bewertung einheitliche Regelung der Tarife in der Familienpflege. 
Aussage: Ich bewerte es positiv, dass die Tarife für Familienpflege seit Inkrafttreten 
des KJG einheitlich geregelt sind.

Quelle: Befragung Leistungserbringende Dezember 2025, Darstellung Interface

Von den interviewten Pflegefamilien wird die Abgeltung von verwandtschaftlichen Pflege-
verhältnissen, die seit Inkrafttreten des KJG den nicht-verwandtschaftlichen gleichgestellt 
wurden, begrüsst.

Mit den neu eingeführten einheitlichen Verpflegungsbeiträgen im KJG werden die Beiträge 
der Unterhaltspflichtigen neu als Pauschalen definiert (§ 19 Abs. 1 KJG). Diese Regelung löst 
die sozialhilferechtlich gestützte Praxis der Gemeinden ab, die Beteiligung der Unterhalts-
pflichtigen an den gesamten Kosten für die ergänzenden Hilfen individuell zu berechnen. 
Der Verpflegungsbeitrag wurde in den Interviews bezüglich seiner Höhe teilweise kritisiert. 
Bei einer längerfristigen Fremdplatzierung seien 750 Franken pro Monat sehr viel für die 
Familien und die meisten könnten diesen Betrag nicht leisten. Andererseits gibt es unter 
den interviewten Personen Stimmen, die den Betrag angemessen und vertretbar finden.

Der Verpflegungsbeitrag wird im Bereich der Familienpflege unterschiedlich erhoben. Bei 
einer Anstellung über eine DAF-Organisation wird das Inkasso des Verpflegungsbeitrags bei 
den Unterhaltspflichtigen von der Organisation durchgeführt, die dafür 6 Franken als Um-
triebsentschädigung von der Abgeltung gemäss § 33 Abs. 1 lit. b und c KJV abziehen kann. 
Pflegefamilien, die ihre Tätigkeit ohne Anstellung bei einer DAF-Organisation durchführen, 
führen das Inkasso selbst durch.

Es wurde diesbezüglich mehrmals von Anbietenden der Heimpflege sowie Pflegefamilien 
darauf hingewiesen, dass das Inkasso dieses Beitrags für einen hohen administrativen Auf-
wand sorge und die Beziehung zu den Herkunftsfamilien belaste. Insbesondere für die 
Pflegefamilien sei dies eine grosse Herausforderung, da nicht ohne Weiteres auf den Betrag 
verzichtet werden könne. Ähnliche Schlüsse lässt auch die 2023 durchgeführte Analyse 
von Ecoplan zu.34 Im Widerspruch dazu äusserte ein Antragstellender, es sei kein Problem, 
den Eltern zu erklären, warum der Verpflegungsbeitrag geschuldet sei und auch die Höhe 
des Betrags sei gerechtfertigt. Es sei lediglich eine kleine Anzahl von Eltern, die sich am 
Verpflegungsbeitrag stören, hauptsächlich vor allem an der Tatsache, dass sie die Kosten 

34	 Ecoplan: Analyse Verpflegungsbeiträge, Amt für Jugend und Berufsberatung des Kantons Zürich. 
Bern: 2023
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für die Verpflegung nicht mehr selbst steuern können. In den Interviews wurde auch darauf 
hingewiesen, dass es nicht sein dürfe, dass bei den Eltern gar kein Betrag erhoben werde 
und es so günstiger wäre, seine Kinder im Heim unterzubringen als zu Hause.

Abbildung 15: Auswirkungen des Inkassos des Verpflegungsbeitrags. Aussage: Das 
Inkasso des Verpflegungsbeitrags belastet unser Verhältnis zur Herkunftsfamilie. 

Quelle: Befragung Pflegefamilien Dezember 2025, Darstellung Interface

Die befragten Pflegefamilien, die angegeben haben, das Inkasso des Verpflegungsbeitrags 
selbst durchzuführen (dies waren 29), wurden dazu befragt, ob das Inkasso das Verhältnis 
zur Herkunftsfamilie des Pflegekindes belaste (siehe Abbildung 15). Über ein Drittel der 
Befragten (11, respektive 37,9 %) stimmen eher nicht zu; 4, respektive 13,8 Prozent stimmen 
überhaupt nicht zu. Dies lässt darauf schliessen, dass bei der Hälfte der Pflegefamilien, die 
das Inkasso selbst übernehmen, das Verhältnis zur Herkunftsfamilie durch das Inkasso 
nicht belastet wird. Etwa ein Drittel der Befragten stimmen der Aussage «Das Inkasso des 
Verpflegungsbeitrags belastet unser Verhältnis zur Herkunftsfamilie» voll und ganz oder 
eher zu.

Abbildung 16: Einfluss der finanziellen Beteiligung auf die Kooperationsbereitschaft 
der Unterhaltspflichtigen. Die Prozentangaben bezeichnen den Anteil der Teilnehmen-
den einer Organisationskategorie, der die entsprechende Zustimmung gegeben hat.

Quelle: Befragung Leistungserbringende und Antragstellende Dezember 2025, Darstellung Interface

Die befragten Leistungserbringenden aus der Heimpflege, die die Verpflegungsbeiträge ge-
mäss § 19 KJG und § 47 KJV bei den Unterhaltspflichtigen erheben, gaben in den Interviews 
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an, das Inkasso würde die Kooperationsbereitschaft der Unterhaltspflichtigen negativ beein-
flussen. Aus diesem Grund wurde bei der Befragung der Anbietenden der Heimpflege die 
Frage nach der negativen Beeinflussung der Kooperationsbereitschaft der Herkunftsfamilie 
aufgrund des Verpflegungsbeitrags gestellt. Da die Antragstellenden mit den Herkunfts
familien wie auch den Leistungserbringenden im Austausch sind, wurde diese Frage ebenso 
den Antragstellenden gestellt (siehe Abbildung 16). Die Mehrheit (31, respektive 55,4 %) 
der an der Befragung teilgenommenen Heime hat der Aussage, der Verpflegungsbeitrag 
beeinflusse die Kooperation der Unterhaltspflichtigen bei stationären Platzierungen negativ, 
voll und ganz zugestimmt. 17 (30,4 %) stimmen eher zu, was schliessen lässt, dass 85,8 
Prozent der antwortenden Heime einen negativen Effekt auf die Kooperationsbereitschaft 
der Unterhaltspflichtigen aufgrund des Verpflegungsbeitrags vermuten. Nur eine kleine 
Anzahl (6, respektive 10,7 Prozent) der befragten Heime gibt an, der negative Effekt des 
Verpflegungsbeitrags auf die Kooperationsbereitschaft der Unterhaltspflichtigen sei nicht 
oder eher nicht vorhanden. Bei den Antragstellenden stimmen 15,4 Prozent der Aussage, 
der Verpflegungsbeitrag beeinflusse die Kooperationsbereitschaft der Eltern negativ, voll 
und ganz zu; 42 Prozent stimmen der Aussage eher zu. 27,2 Prozent der befragten Antrag-
stellenden stimmen der Aussage eher nicht zu. Dies zeigt, dass sie den negativen Effekt der 
Verpflegungsbeiträge weniger stark einschätzen als die Leistungserbringenden.

Mit Inkrafttreten des KJG und der dazugehörigen KJV hat der Kanton Steuerungs­
möglichkeiten mittels Tarife, die sich an Normaufwendungen orientieren, erhalten.

Auf den Bereich der Pflegefamilien hat die Normierung der Abgeltung einen posi­
tiven Effekt; eine grosse Anzahl Pflegefamilien wird höher abgegolten als vor In­
krafttreten des KJG und die einheitliche Regelung der Abgeltung wird begrüsst. 
Es ist basierend auf den Interviews fraglich, ob eine Steuerung des Angebots von 
Familienpflege über die Höhe der Tarife sinnvoll ist. Begrüsst wird von den interview­
ten Pflegefamilien die Abgeltung von verwandtschaftlichen Pflegeverhältnissen, die 
mit dem KJG den nicht-verwandtschaftlichen gleichgestellt wurde. Zur spezifischen 
Leistung der Fachfamilienpflege gingen einige kritische Stimmen ein; so seien die 
Hürden sehr hoch und die Planungssicherheit sehr tief.

Es wird deutlich, dass die Normierung der Abgeltung Struktur und Klarheit bezüglich 
Abgeltung in den Bereich der DAF-Leistungen brachte – aber auch Probleme für die 
Anbietenden, die sie mittels organisationaler Anpassungen angehen mussten. Die 
mit dem KJG in Kraft getretene Tarifstruktur für DAF-Anbietende wird von diesen 
eher positiv bewertet.

Bezüglich SPF sind keine aggregierten Daten zum Leistungsbezug und den damit 
verbundenen verrechneten Kosten vor KJG vorhanden. Aus diesem Grund konn­
te im Rahmen dieser Evaluation der Effekt der Normierung der Abgeltung auf die 
SPF-Anbietenden nicht untersucht werden. Aus den Interviews und der Befragung 
wird deutlich, dass die Tarife als attraktiv angesehen werden. Interviewte berichten, 
dass die Attraktivität der SPF-Tarife zu unerwünschtem Personalverlust bei Heimen 
und DAF-Anbietenden führten.

Das Inkasso des Verpflegungsbeitrags wird kontrovers aber in der Summe eher 
negativ beurteilt. Für die Unterhaltspflichtigen sind die Beiträge an stationäre Plat­
zierungen neu einheitlich und unabhängig von der wirtschaftlichen Situation, was 
wiederum positiv bewertet wird.
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3.3.3	 Inwiefern steuert der Kanton das Angebot über den 
Personalaufwand?

In der Heimpflege regelt die KJV die Ausbildungsanforderungen und die Zusammensetzung 
des Betreuungspersonals (§§ 20 ff. KJV). Die Abgeltung des Personals erfolgt gemäss 
§ 16 Abs. 1 KJG kostendeckend nach anrechenbarem Aufwand und gilt als Staatsbeitrag. 
Gemäss Staatsbeitragsgesetz können Aufwendungen nur angerechnet werden, soweit sie 
für die wirksame, wirtschaftliche und sparsame Aufgabenerfüllung erforderlich sind und 
den Aufwand des Staates für gleichartige Leistungen nicht übersteigen (vgl. § 8 Abs. 1 
Staatsbeitragsgesetz). Dementsprechend darf bei den Heimen der Personalaufwand nur 
angerechnet werden, wenn er sich aus der sinngemässen Anwendung des kantonalen Per-
sonalrechts ergibt und die Entlöhnung des Personals entsprechend den Lohnklassen ge-
mäss Vollzugsverordnung zum Personalgesetz vom 19. Mai 1999 (VVO, LS 177.111) erfolgt 
(§ 39 Abs. 2 KJV). Der Rahmen wird somit durch das kantonale Personalrecht vorgegeben 
und ist nicht Regelungsgegenstand der Kinder- und Jugendheimgesetzgebung. Zusätzlich 
wird die Anrechnung des Personalnebenaufwandes in § 39 Abs. 4 KJV beschränkt.

In einem Interview mit einem Anbietenden der Heimpflege wurden die Anforderungen an 
das Personal, die mit der Einreihung nach den kantonalen Vorgaben einhergehen, erwähnt. 
Kritisiert wurde jedoch nicht, dass der Kanton indirekt über diese Vorgaben steuert, sondern 
die Ausgestaltung der Kriterien für die Einreihung und Entlöhnung. So komme es aufgrund 
unterschiedlicher Ausbildungsabschlüsse in Führungsfunktionen innerhalb der Trägerschaft 
zu unterschiedlichen Einreihungen, was zu einer Ungleichbehandlung führe. Auch wurde 
von einzelnen Interviewten befürchtet, dass die Lohnentwicklung nicht mehr wie früher 
funktioniert und es dadurch schwierig werden könnte, das Fachpersonal zu halten.

Die Sachlage gibt vor, dass der Kanton über den Personalaufwand die Leistungs­
erbringenden steuert, was in den Interviews und in der Befragung nicht kritisiert 
wird.

Für einzelne Interviewte und Befragte sind die Vorgaben bezüglich Entlöhnung und 
Ausbildung des Personals die grössten Einschränkungen.

3.3.4	 Inwiefern hat die Totalrevision dem AJB Steuerungs
möglichkeiten in Schulheimen geschaffen?

Seit Inkrafttreten des KJG unterstehen die Wohnangebote aller Schulheime der Aufsicht 
durch das AJB, die Beschulung wird durch das VSA gemäss § 36 Abs. 6 Volksschulgesetz 
sowie §§ 20 ff. der Verordnung über die sonderpädagogischen Massnahmen vom 11. Juli 
2007 beaufsichtigt. Dies hat zur Folge, dass die im Rahmen der Sonderschulung ineinander 
verflochtenen Komponenten getrennt und nach unterschiedlichen Gesetzen und Verord-
nungen beaufsichtigt werden.

Diese Aufsicht durch zwei Ämter wird von den interviewten Vertretungen von Schulheimen 
als zusätzlicher Aufwand angesehen, da die pädagogischen Konzepte beide Bereiche 
vereinen und eine Trennung für die Aufsicht eine grosse Herausforderung bedeutet. Die 
Aufsichtskonzepte und unterschiedlichen Herangehensweisen der beiden Ämter werden 
seitens Vertretenden der Schulheime als anspruchsvoll angesehen. Die unterschiedlichen 
gesetzlichen Grundlagen werden als widersprüchlich wahrgenommen und erschweren aus 
der Perspektive der Anbietenden die Ausgestaltung des Angebots.
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Seitens VSA wird die geteilte Zuständigkeit als Gewinn eingeschätzt. So habe die Aufsicht 
über den Wohnteil durch das AJB unter anderem Verbesserungen in den Bereichen Betreu-
ungsschlüssel, Räumlichkeiten und Ausbildung des Personals mit sich gebracht. Die Zwei-
teilung der Schulheime in einen Wohnbereich und einen Schulbereich hat bei der Zuweisung 
in Schulheime zur Folge, dass neu sowohl eine KÜG vom AJB wie auch eine Sonderschul-
bedürftigkeit seitens Schulgemeinde ausgewiesen werden muss. Aus Sicht der seitens 
AJB zuständigen Person macht dieser Umstand das System für Eltern sowie Gemeinden 
kompliziert. Abgesehen hiervon beurteilen die interviewten Mitarbeitenden des AJB die 
aktuelle Aufteilung der Zuständigkeiten der Schulheime als sinnvoll und qualitätssteigernd.

Das KJG hat dem AJB Steuerungsmöglichkeiten über den Wohnteil von Schul­
heimen übertragen, die zu spürbaren Verbesserungen geführt haben.

Die gesetzliche Gliederung in zwei Bereiche und die Zuständigkeit zweier Ämter 
werden von den Schulheimen als Herausforderung wahrgenommen, die zu Mehr­
aufwand führe.

Das zweiteilige System wird als komplizierter, aber dennoch als sinnvoll und quali­
tätssteigernd beurteilt.

3.3.5	 Wurden auf strategischer Ebene mithilfe der Gesamtplanung 
Steuerungsmöglichkeiten für die Planung des Angebots geschaffen?

Mit Inkrafttreten des KJG hat das AJB die Aufgabe erhalten, ein bedarfsgerechtes Angebot 
an ergänzenden Hilfen zur Erziehung zu planen. Die Gestaltung des Angebots erfolgt auf der 
Grundlage einer kantonalen Gesamtplanung und trägt den Grundsätzen der Wirksamkeit, 
Qualität und Wirtschaftlichkeit Rechnung (§ 3 Abs. 4 KJG). Weiter soll die Gesamtplanung 
gesellschaftliche Entwicklungen berücksichtigen und insbesondere Aussagen zum Leis-
tungsbedarf, zur Versorgungsstruktur, zur Qualität und zu den Kosten machen (§ 6 Abs. 1 
KJG). Die Gemeinden, zuweisenden Stellen, Leistungserbringenden und Leistungsbezie-
henden werden in die Erarbeitung der Planung miteinbezogen (§ 6 Abs. 2 KJG).

2022 bis 2025 wurde im Rahmen des ersten Vierjahreszyklus zum ersten Mal die Gesamt-
planung durchgeführt und im April 2025 das Versorgungskonzept für die Jahre 2026 bis 
2029 veröffentlicht. Darauf basierend bestellt das AJB die geplanten Leistungen bei den 
Leistungserbringenden. Insgesamt wird bei den Interviewten das Versorgungskonzept als 
wichtiges strategisches Steuerungselement wahrgenommen, insbesondere weil es in einem 
sorgfältig gestalteten partizipativen Prozess erarbeitet wurde. Es wird geschätzt, dass es 
erstmals eine Übersicht über die gesamte Angebotslandschaft gibt und das AJB im Ver-
gleich zu vor Inkrafttreten des KJG eine proaktive Führungsrolle übernimmt. Die Gesamt-
planung hat laut Oberjugendanwaltschaft ihrerseits für Klarheit gesorgt. Dank des Versor-
gungskonzepts sei klar geworden, welche Angebote existieren und Erwartungen könnten 
besser geklärt werden. Andererseits könne mit der Gesamtplanung nicht schnell genug auf 
den Bedarf der Jugendanwaltschaften nach geschlossenen Unterbringungsmöglichkeiten 
reagiert werden, da die Umsetzung des Versorgungskonzepts hinter dem akuten Bedarf in 
diesem Bereich zurückbleibt.

Die Anbietenden schätzen den längerfristigen Planungshorizont und die strategische Pla-
nung des Angebots, die auch erstmals eine Übersicht über die unterschiedlichen Angebote 
ermöglicht. Etwas kritischer betrachtet werden die im Rahmen des Versorgungskonzepts 
formulierten Massnahmen zur Weiterentwicklung der Angebote und des Systems, da sie 
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sehr umfangreich ausgefallen seien und nicht klar sei, ob die Ressourcen für die Umsetzung 
seitens des Amts, aber auch seitens Leistungserbringenden ausreichend zur Verfügung 
stünden. Seitens Mitarbeitenden des AJB wird die Gesamtplanung als proaktives Steue-
rungselement wahrgenommen, mit dem das AJB datenbasiert strategisch steuern kann.

Die Gesamtplanung wird von den Akteuren in der Praxis sowie den Mitarbeitenden 
des AJB als sehr positiv wahrgenommen. Das Versorgungskonzept wird als wichti­
ges strategisches Steuerungselement geschätzt. Zudem ist mit der Gesamtplanung 
Klarheit über die Angebotslandschaft und die erforderliche Kooperation geschaffen 
worden.

Kritischer betrachtet werden die formulierten Massnahmen, da sie sehr umfangreich 
ausgefallen seien und nicht klar sei, ob die Ressourcen für die Umsetzung ausrei­
chen.

3.3.6	 Liegen die für die Steuerung notwendigen Indikatoren vor?

Die für die Gesamtplanung erforderliche Datengrundlage wird seit 2022 jährlich im Rahmen 
des Datenberichts35 erstellt. Der Bericht bietet einen Überblick über das Angebot und die 
Nutzung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung im Kanton Zürich und die Kosten der Leis-
tungserbringung.

In den Interviews wurde den Mitarbeitenden des AJB unterschiedlicher Hierarchiestufen 
die Frage gestellt, ob die für die Steuerung notwendigen Indikatoren vorliegen. Die Ant-
worten fielen je nach Hierarchiestufe unterschiedlich aus. Für die strategische Führung aus 
Sicht der Amtsleitung sind genügend Daten und Informationen vorhanden. Die Abteilung 
Fallfinanzierung, die für die Bewilligung der KÜG-Anträge verantwortlich ist, hat ebenfalls 
genügend Informationen und Daten, die jedoch noch nicht ausreichend genutzt und aus-
gewertet werden können. Eine systematische Auswertung der vorhandenen Daten würde 
gemäss ihrer Einschätzung die Grundlage für datenbasierte Entscheidungen weiter stärken 
und insbesondere Auswertungen zu individuellen Fallverläufen würden die Datenbasis für 
weiterführende Analysen ideal ergänzen. Ein Abteilungsleiter des AJB gibt im Interview an, 
nicht genug Daten zur Verfügung zu haben und sieht in diesem Bereich Handlungsbedarf.
Für die strategische Steuerung im Rahmen der Gesamtplanung liegen basierend auf den 
Interviews genügend Daten vor, um informierte Entscheidungen zu treffen. Auf operativer 
Ebene genügt die Datengrundlage nicht in allen Bereichen oder wird noch zu wenig syste-
matisch genutzt, um eine datenbasierte Steuerung auf dieser Ebene zu ermöglichen.

3.3.7	 Ist eine Steuerung des SPF-Angebots möglich? Was sind die 
Gründe für die hohe Inanspruchnahme von SPF-Leistungen?

Seit Inkrafttreten des KJG gehört die Leistung SPF zu den ergänzenden Hilfen der Erzie-
hung (siehe Kapitel 3.3) und der Leistungsbezug kann mit einer KÜG finanziert werden 
(siehe Kapitel 3.1.1 und 3.3.1). Die Inanspruchnahme der SPF-Leistungen ist seit Inkrafttre-
ten des KJG stark angestiegen, wie Abbildung 17 zeigt. Die Vermutung liegt nahe, dass 
infolge der erhöhten Zugänglichkeit zu den Leistungen die Inanspruchnahme gestiegen ist. 

35	 Siehe zh.ch/kjg a Versorgungskonzept 2026–2029 a Datenbericht KJG 2025 (PDF)

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/ajb_datenbericht_kjg_zhaw.pdf
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Da vor Inkrafttreten des KJG die Zuständigkeit für die Finanzierung der SPF-Leistungen bei 
den Gemeinden lag und die Leistungen nicht einheitlich definiert waren, liegen keine Daten 
zur früheren Inanspruchnahme vor. Dies sowie die nach unterschiedlichen Kriterien ge-
sprochene Finanzierung der Leistungen seitens Gemeinden verunmöglicht evidenzbasierte 
Aussagen zum Effekt des KJG auf die Inanspruchnahme der Leistungen. Der Anstieg der 
Inanspruchnahme liegt unter anderem auch aufgrund der damit verbundenen gestiegenen 
Kosten im Fokus.

Abbildung 17: Anzahl Klientinnen und Klienten im Leistungsbereich SPF

 

  

 

 

Seite 14 von 50 

3 Sozialpädagogische Familienhilfe (SPF) 
Die Sozialpädagogische Familienhilfe (SPF) umfasst die Familienbegleitung und die Einzelbeglei-
tung (§ 6 KJV). Anbietende im Kanton Zürich sind meldepflichtig und unterstehen der Aufsicht 
durch das AJB. Das AJB kann mit inner- und ausserkantonalen SPF-Anbietenden Leistungsver-
einbarungen abschliessen, die an Bedingungen wie Personalqualifikation und Qualitätsmanage-
ment geknüpft sind (§§ 10 und 11 KJV). Es gibt SPF-Anbietende, die im Kanton Zürich gemeldet 
sind, aber keine Leistungsvereinbarung mit dem Kanton abgeschlossen haben. 

3.1 Angebot 
Im Jahr 2024 bestanden 118 Leistungsvereinbarungen mit SPF-Anbietenden. Zudem waren im 
Kanton Zürich 21 Anbietende gemeldet und tätig, ohne eine Leistungsvereinbarung mit dem Kan-
ton abgeschlossen zu haben. Der Zeitverlauf findet sich in Abschnitt 2.1 (siehe oben, Seite 6). 

3.2 Nutzung 
Die Auswertung der Nutzung des SPF-Angebotes basiert auf den Daten zu den Kostenübernah-
megarantien (KÜG). Für SPF wurden die Leistungsbereiche «Sozialpädagogische Einzelbeglei-
tung» und «Sozialpädagogische Familienbegleitung» aus den KÜG-Daten gefiltert. Gezählt sind 
(mittels eines eindeutigen Identifikators) alle Klientinnen und Klienten, welche im entsprechenden 
Jahr mindestens eine aktive und erteilte KÜG im Bereich SPF hatten. Es ist anzumerken, dass im 
Rahmen der sozialpädagogischen Familienbegleitung nur das jüngste bzw. das Fokuskind in der 
Kostenübernahmegarantie aufgeführt wird, nicht jedoch jedes einzelne weitere Kind in der Familie. 

Die Anzahl Klientinnen und Klienten mit SPF-Leistungen zeigt Abbildung 7. 

Abb. 7: SPF – Anzahl Klient:innen mit sozialpädagogischer Familien- und/oder Einzelbegleitung (erteilte 
KÜG 2022, 2023, 2024). Doppelzählung möglich, das Total bezeichnet die Anzahl der Klient:innen. Quelle: Liesen, C. und Dettling, M. (2025). Angebot und Nutzung der Ergänzenden Hilfen zur Erziehung  

im Kanton Zürich, Datenbericht 2024, Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften.

Die in den Interviews genannten Gründe wurden in die Befragung aufgenommen und die 
Gemeinden, Leistungserbringenden sowie Antragstellende hinsichtlich ihrer Einschätzung 
zum Beitrag, der diese Gründe zur Zunahme der Inanspruchnahme geleistet haben, befragt. 
Wie Abbildung 18 zeigt, gehen aus der Befragung zwei Hauptgründe für den Anstieg der 
Inanspruchnahme der SPF-Leistungen hervor. Einerseits die Zunahme der Komplexität der 
Fälle, stärkere psychische Belastung, Traumata, Überforderung der Eltern und ähnliche Ur-
sachen. Andererseits die veränderte Finanzierung für die Eltern, die sich seit Inkrafttreten 
des KJG nicht mehr an den Kosten der SPF-Leistungen beteiligen müssen.
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Abbildung 18: Vermutete Gründe für die Zunahme der Inanspruchnahme von 
SPF-Leistungen. Frage: Die Inanspruchnahme von SPF-Leistungen hat in den 
letzten Jahren stark zugenommen. Wie beurteilen Sie die nachfolgenden Aussagen 
zu möglichen Ursachen? 

Quelle: Befragung Gemeinde, Leistungserbringende und Antragstellende Dezember 2025,  
Darstellung Interface

Eine weitere Frage an die Gemeinden, Leistungserbringenden und Antragstellenden prüfte 
die Zustimmung zur These «Der Bedarf nach SPF-Leistungen war schon vor dem KJG 
annähernd so hoch wie heute, aufgrund der Hürden wurden sie allerdings nicht bedarfs
gerecht in Anspruch genommen». Die hohe Zustimmung gemäss Abbildung 19 lässt darauf 
schliessen, dass die Zunahme der Inanspruchnahme von SPF primär auf die Senkung der 
Hürden, die mit Einführung des KJG in Wirkung trat, zurückzuführen ist.
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Abbildung 19: Zustimmung zur These zu den SPF-Leistungen. Die Prozentangaben 
bezeichnen den Anteil der Teilnehmenden einer Organisationskategorie, der die 
entsprechende Zustimmung gegeben hat.

Quelle: Befragungen Gemeinden, Leistungserbringende und Antragstellende Dezember 2025,  
Darstellung Interface

Die Steuerungsmöglichkeiten im Bereich SPF ergeben sich über die Meldepflicht und Auf-
sicht – so wird der Leumund der Mitarbeitenden von SPF-Anbietenden geprüft und sicher-
gestellt, dass keine Personen mit für die Tätigkeit relevanten Einträgen oder einem Tätig-
keitsverbot SPF-Leistungen erbringen (§ 7 Abs. 2 KJV in Verbindung mit Art. 20b Abs. 2 und 
Art. 20e Abs. 3 PAVO). Im Übrigen erfolgt die qualitative Steuerung über die LV, im Rahmen 
derer sich die Anbietenden zu Kriterien betreffend die Ausbildung des Personals, die Siche-
rung des Kindswohls, das Qualitätsmanagement und die Anstellungsbedingungen gemäss 
kantonalen Vorgaben verpflichten. Bei den SPF-Anbietenden ohne LV besteht insofern eine 
Steuerungsmöglichkeit, als dass diese nur finanziert werden, wenn kein gleichwertiges An-
gebot bei einer oder einem Anbietenden mit LV zur Verfügung steht.36 Das AJB steuert im 
Einzelfall den Leistungsbezug über die KÜG. Gemäss § 23 Abs. 1 KJG wird eine Kosten-
übernahme garantiert, wenn die beantragte ergänzende Hilfe zur Erziehung zum Schutz des 
Kindeswohls geeignet und erforderlich ist.

Die Abteilung Fallfinanzierung prüft bei jedem Gesuch die Geeignetheit und Erforderlichkeit 
der beantragten Leistung sowie eine Vielzahl weiterer Kriterien. Kommt die Abteilung zum 
Schluss, dass die Voraussetzungen erfüllt sind, ist die KÜG zu erteilen. Der Umfang der 
finanzierten Leistungen kann dabei angepasst werden. Gemäss operativ zuständiger Per-
son des AJB bietet das KJG nicht ausreichende Möglichkeiten für das Amt, den SPF- und 
DAF-Bereich zu steuern. Die Intention des Gesetzes, beim Leistungsbezug Anbietende mit 
LV zu bevorzugen, könne momentan auch aufgrund des hohen Bedarfs nicht umgesetzt 
werden. Das Ablehnen von KÜG-Anträgen, die einen Leistungsbezug bei Leistungserbrin-
genden ohne LV vorsehen sei aufgrund des Informationsvorsprungs durch die Antragstel-
lenden schwer durchsetzbar. Die Steuerung der SPF-Anbietenden und des Leistungs-
bezugs wird auch im Versorgungskonzept erwähnt. So solle der Umfang der geleisteten 
SPF-Stunden nicht weiter ansteigen und die Zahl der Anbietenden nicht weiter wachsen.37

36	 ABl 2015-08-28, S. 36
37	 Siehe: zh.ch/kjg a Versorgungskonzept 2026–2029 (PDF), S. 42

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/versorgungskonzept_2026-2029_eHE_202503_web.pdf
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Die Inanspruchnahme der SPF-Leistungen ist gemäss Interviews und Befragung 
insbesondere aufgrund der Zunahme der Komplexität der Fälle, stärkerer psychi­
scher Belastung, Traumata, Überforderung der Eltern und ähnlicher Ursachen sowie 
aufgrund des Wechsels des Finanzierungsmodells gestiegen. Ebenso habe der hö­
here Bedarf von Schulen zu einer Zunahme der Inanspruchnahme geführt.

Die These, dass der Bedarf nach SPF-Leistungen schon vor dem KJG annähernd so 
hoch war wie heute, die Leistungen allerdings aufgrund der Hürden nicht bedarfs­
gerecht in Anspruch genommen wurden, wird gestützt, was darauf schliessen lässt, 
dass die Zunahme der Inanspruchnahme von SPF auch auf die Senkung der Hürden 
zurückzuführen ist.

Gemäss Interviews hat das AJB mit der Prüfung der Einhaltung von Qualitätsvorga­
ben, der Prüfung von Geeignetheit und Erforderlichkeit von beantragten Leistungen 
und der Möglichkeit, den Umfang von zu finanzierenden Leistungen zu beeinflussen, 
Steuerungsmöglichkeiten, um auf die Leistungserbringung einzuwirken. Die Bevor­
zugung der Leistungsanbietenden mit Leistungsvereinbarung kann aktuell aufgrund 
des hohen Bedarfs nicht umgesetzt werden.

3.4	 Steuernde Auswirkungen der Melde- und 
Bewilligungspflicht

Anbietende von SPF- und DAF-Leistungen unterstehen der Meldepflicht (§ 7 Abs. 1 KJG). 
Die Anbietenden von Familienpflege und Personen, die Kinder und Jugendliche ohne be-
hördliche Anordnung regelmässig im Rahmen von Kriseninterventionen im eigenen Haus-
halt aufnehmen wollen (§ 8 und § 10 KJG), sowie Anbietende von Heimpflege (§ 9 und § 11 
KJG) sind verpflichtet, beim AJB eine Bewilligung einzuholen. Anbietende aller in § 2 lit. a 
KJG aufgeführten Leistungen werden beaufsichtigt.

Anbietende von Heim- und Familienpflege wurden schon unter der vorherigen Gesetz
gebung beaufsichtigt und benötigten für die Ausübung der Tätigkeiten eine Bewilligung. Für 
den Bereich der Heimpflege ergaben sich daher hinsichtlich der Bewilligungspflicht und Auf-
sicht keine Veränderungen.38 Anbietende von DAF-Angeboten waren je nach angebotenen 
Leistungen ebenfalls bereits vor Einführung des KJG gemäss Art. 20a PAVO meldepflich-
tig oder gemäss § 10 Jugendheimgesetz bewilligungspflichtig und wurden beaufsichtigt 
(Art. 20e PAVO, § 10 Abs. 2 f Jugendheimgesetz).

Die Totalrevision hat zudem die Zuständigkeit für die Bewilligungen im Bereich der Fami-
lienpflege von den KESB zum AJB verlagert (§ 8 Abs. 1. KJG). Neu ist die im Zuge der In-
kraftsetzung des KJG aufgebaute Abteilung Pflegefamilien des Zentralbereichs Ergänzende 
Hilfen zur Erziehung für die Bewilligung der Pflegeverhältnisse gestützt auf § 12 ff. KJV und 
Art. 4 ff. PAVO zuständig. Auch die Aufsicht über die Pflegefamilien liegt gemäss § 8 Abs. 1 
KJG in der Kompetenz des AJB (vgl. auch § 29 KJV). Ebenfalls benötigen seit Inkrafttreten 
des KJG neu auch Personen eine Bewilligung, die regelmässig und im Rahmen von Krisen-
interventionen Kinder und Jugendliche ohne behördliche Anordnung im eigenen Haushalt 
aufnehmen wollen (§ 8 Abs. 2 KJG). 

38	 Die KJV regelt neben der PAVO die Anforderungen an eine Bewilligung für die Anbietenden der 
Heimpflege. Die Auswirkungen der aus der neuen KJV resultierenden inhaltlichen Anpassungen der 
Bewilligungskriterien sind jedoch nicht Bestandteil der Evaluation.
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Die für SPF- und DAF-Anbietende eingeführte Meldepflicht und die damit verbundene Auf-
sicht stellen für das AJB neue Aufgaben dar. Die Anbietenden von SPF- und DAF-Leistun-
gen mit Sitz im Kanton Zürich sind neu verpflichtet, die Aufnahme ihrer Tätigkeit binnen drei 
Monaten dem Amt zu melden (§ 7 Abs. 1 KJG und § 10 KJV). Sie werden durch das AJB 
beaufsichtigt (§ 7 Abs. 1 KJG, vgl. auch § 29 KJV).

3.4.1	 Welche Auswirkungen hat die Einführung der Meldepflicht für 
SPF-Anbietende?

Die Meldepflicht für SPF-Anbietende fordert, dass sich Anbietende von SPF-Leistungen 
innerhalb von drei Monaten nach Aufnahme ihrer Tätigkeit beim AJB melden müssen. Die 
dafür zuständige Abteilung Trägerschaften innerhalb des AJB prüft das Konzept und damit, 
ob es sich bei den angebotenen Leistungen tatsächlich um SPF handelt, die Tarifgestaltung 
und den Leumund der Mitarbeitenden. Die Anbietenden sind zudem verpflichtet, Verzeich-
nisse über die betreuten Familien zu führen und aufsichtsrelevante Ereignisse dem AJB zu 
melden. Gemäss § 7 Abs. 1 KJG unterstehen die Anbietenden von SPF der Aufsicht der 
Bildungsdirektion, die durch das AJB ausgeführt wird (§ 1 Abs. 1 KJG).

Von den interviewten Anbietenden und vom Fachverband wird die Meldepflicht, die vor ihrer 
Inkraftsetzung bei den Anbietenden für Unsicherheit gesorgt habe, als grundsätzlich positiv 
bewertet. Einerseits hat sie gemäss Interviews positive Auswirkungen auf die Qualität der 
Anbietenden und deren Angebote, unter anderem weil die Meldepflicht die Anbietenden 
dazu verpflichtet, ein Konzept einzureichen. Dies sorge zwar für Mehraufwand, sei aber 
durchaus notwendig und es sei korrekt, dies seitens AJB einzufordern. Für Anbietende, die 
vor Inkrafttreten des KJG mit der Stadt Zürich eine LV hatten, sowie Mitglieder des Fach-
verbands hat sich gemäss Interviews mit Einführung der Meldepflicht nicht viel verändert; 
für diese Anbietenden gab es schon vorher ähnlich gestaltete Kriterien und Anforderungen.
Auch die neu vom AJB durchgeführte Aufsicht der Leistungserbringenden, die von den 
interviewten Personen stark mit der Meldepflicht in Verbindung gebracht wird, wird von 
den Interviewten als positiv eingeschätzt. Ebenfalls als erfreulich erlebt wird, dass so zeit-
nah nach Einführung des KJG eine Qualitätsüberprüfung39 der Anbietenden durchgeführt 
wurde.

Die Meldepflicht für SPF-Anbietende wie auch die Aufsicht werden von den Anbie­
tenden begrüsst. Dies insbesondere deshalb, weil sie durch die Konzeptüberprü­
fung einen positiven Einfluss auf die Qualität der Angebote ausübt.

Auch die Qualitätsüberprüfung der Anbietenden wird geschätzt.

39	 Siehe zh.ch/kjg a Sozialpädagogische Familienhilfe a Zürcher Qualitätskonzept Sozialpädagogi-
sche Familienhilfe (ZHQK-SPF) (PDF)

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/spf/abschlussbericht_qualitaetsentwicklung_spf_zh.pdf
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/spf/abschlussbericht_qualitaetsentwicklung_spf_zh.pdf
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3.4.2	 Welche Auswirkungen hat die Einführung der Meldepflicht für 
den Kanton?

Mit Einführung der Meldepflicht ist verbunden, dass alle Anbietenden von meldepflichtigen 
Leistungen bekannt sind und das AJB öffentlich einsehbare Verzeichnisse der Leistungs-
anbietenden führen muss. Im Zuge der Meldung überprüft das Amt die Behördenauszüge40 
der Mitarbeitenden und das Konzept des Anbietenden. Somit stellt das AJB sicher, dass nur 
Personen ohne relevante Einträge im Strafregister SPF- und DAF-Leistungen anbieten. Bei 
der Überprüfung des Konzepts der Organisation stellt das AJB sicher, dass es sich bei den 
angebotenen Leistungen tatsächlich um Leistungen handelt, die über das KJG finanziert 
werden können. Bei Verletzung der Meldepflicht hat das AJB die Möglichkeit, gestützt auf 
Art. 26 PAVO Anbietende mit einer Ordnungsbusse zu sanktionieren. Weiter steuert das AJB 
die Angebotslandschaft mithilfe der Konzeptüberprüfung, indem Anbietenden, die keine 
finanzierbaren Leistungen anbieten, keine Meldepflichtbestätigung ausgestellt wird. Ohne 
diese Bestätigung kann kein Zugang zum KJG Portal beantragt werden. Zudem können 
keine KÜG für Leistungen von Organisationen, die nicht gemeldet sind, beantragt werden.

Bei den Verantwortlichen im AJB wird die Meldepflicht grösstenteils begrüsst, so sind zum 
Beispiel dank der Meldepflicht alle SPF-Anbietenden im Feld bekannt und es kann direkt auf 
sie zugegangen werden. Die Überprüfung der Konzepte im Rahmen der Meldepflicht habe 
laut Mitarbeitenden des AJB dazu geführt, dass die Angebotslandschaft bereinigt worden 
sei. Diese Überprüfung reiche jedoch nicht als Qualitätsprüfung aus, dafür bräuchte es eine 
Bewilligungspflicht, äusserten Mitarbeitende des AJB in den Interviews. Aktuell geschieht 
die Qualitätssicherung in erster Linie im Rahmen der Leistungsvereinbarungen. Die Anzahl 
der Anbietenden könne laut dem zuständigen Abteilungsleiter nicht über die Meldepflicht 
gesteuert werden, da sie keine grosse Hürde für die Anbietenden darstelle.

Die mit der Meldepflicht einhergehende Aufsicht der SPF-Anbietenden hat für die Abtei-
lung Trägerschaften neue Aufgaben mit sich gebracht. Die erstmalige Aufsicht der SPF-
Anbietenden wurde in Kombination mit der Erarbeitung des Zürcher Qualitätskonzepts SPF 
(ZHQK-SPF)41 durch die Hochschule Luzern42 durchgeführt. Gemäss Interviews mit den 
Leitungspersonen des AJB fehlen dem für die Aufsicht zuständigen Team Personalressour-
cen, weshalb die Aufsicht weiterhin teilweise externalisiert werden muss.

Aus Sicht des AJB hatte die mit dem KJG in Kraft getretene Meldepflicht positive 
Auswirkungen auf die Landschaft der SPF-Anbietenden. Dank der Meldepflicht sind 
seit Inkrafttreten des KJG alle Anbietenden bekannt und es kann überprüft werden, 
ob die Leistungen nach KJG finanzierbar sind. Die Meldepflicht reicht jedoch für die 
Steuerung der Qualität nicht aus; dies geschieht über den Abschluss der Leistungs­
vereinbarungen.

Die Aufsicht muss auf Grund fehlender Personalressourcen im AJB teilweise exter­
nalisiert werden.

40	 Siehe Verordnung über das Strafregister-Informationssystem VOSTRA
41	 Siehe zh.ch/kjg a Sozialpädagogische Familienhilfe a Zürcher Qualitätskonzept Sozialpädagogi-

sche Familienhilfe (ZHQK-SPF)
42	 Metzger, Marius et al.: Abschlussbericht. Qualitätsentwicklung der Sozialpädagogischen Familienhilfe 

im Kanton Zürich. Hochschule Luzern – Soziale Arbeit, 2024

https://www.zh.ch/de/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/sozialpaedagogische-familienhilfe.html#303157563
https://www.zh.ch/de/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung/sozialpaedagogische-familienhilfe.html#303157563
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3.4.3	 Welche Auswirkung hat die Einführung der Bewilligungspflicht 
für Personen, die Kinder und Jugendliche ohne behördliche Anordnung 
regelmässig im Rahmen von Kriseninterventionen im eigenen Haushalt 
aufnehmen wollen?

Die Bewilligungspflicht und -voraussetzung für Pflegefamilien stützt sich auf §  8 KJG, 
§§ 12 bis 15 KJV und Art. 4 ff. PAVO. Die Bewilligungspflicht für Personen, die Kinder und 
Jugendliche ohne behördliche Anordnung regelmässig im Rahmen von Kriseninterventio-
nen im eigenen Haushalt aufnehmen wollen (§ 8 Abs. 2 KJG), ergänzt Art. 4 Abs. 2 PAVO, 
der gemäss den Erläuterungen des Bundes zu den geänderten Bestimmungen der PAVO 
nur für die Aufnahme von Pflegekindern mit behördlicher Anordnung gilt. Im Rahmen des 
KJG benötigen daher auch Personen eine Bewilligung, die Kinder ohne behördliche Anord-
nung während Kriseninterventionen im eigenen Haushalt aufnehmen wollen. Die Bewilligung 
für die regelmässige Aufnahme von Kindern im Rahmen von Kriseninterventionen ist für 
zwei Jahre gültig. Ab einer Dauer von 90 Tagen gilt das Pflegeverhältnis nicht mehr als Kri-
senintervention und es muss eine reguläre Bewilligung für das begründete Pflegeverhältnis 
beantragt werden.

Die Interviews haben gezeigt, dass in der Praxis bei Kriseninterventionen Kinder aufgrund 
der Dringlichkeit oft in Pflegefamilien ohne Bewilligungen platziert werden müssen. Die Ver-
fügbarkeit von Krisenplätzen in Pflegefamilien mit einer Bewilligung ist sehr begrenzt. Zu-
sätzlich erfolgen Notfallplatzierungen oft lebensweltlich oder innerhalb der Familie. Solche 
Platzierungen sind oft einmaliger Natur und unterliegen daher nicht der Bewilligungspflicht, 
solange sie nicht länger als 90 Tage andauern. Diese Familien nehmen daher nicht regel-
mässig Kinder und Jugendliche auf und können trotz mangelnder Bewilligung abgegolten 
werden.

Die Bewilligungspflicht bei Platzierungen ohne behördliche Anordnung im Rahmen 
von Kriseninterventionen kann in der Praxis aufgrund der Dringlichkeit und Kurz­
fristigkeit zeitlich nicht vor der eigentlichen Platzierung erfolgen. Deshalb verliert sie 
in vielen Fällen, insbesondere bei verwandtschaftlichen Pflegeverhältnissen, ihren 
eigentlichen Zweck.

3.4.4	 Welche Auswirkungen hat die veränderte Zuständigkeit für 
die Bewilligung und Aufsicht im Bereich der Familienpflege auf das 
System der ergänzenden Hilfen zur Erziehung im Kanton Zürich?

Die Zuständigkeit für die Bewilligung der Familienpflege wurde von den KESB zum AJB 
verschoben, wobei schon vor Einführung des KJG vielerorts die KESB die Eignungs
abklärungen an das AJB delegiert hatte. Für die damit zusammenhängenden Aufgaben im 
Rahmen der Bewilligungspflicht und Aufsicht sowie Abgeltung der Pflegefamilien, die beim 
AJB sozialversicherungsrechtlich angestellt sind, wurde im Zentralbereich Ergänzende Hil-
fen zur Erziehung die Abteilung Pflegefamilien aufgebaut. Aufgrund der Zentralisierung der 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Familienpflege wurden die Fachstelle Pflegefamilien 
der SOD der Stadt Zürich sowie die vorher dafür zuständigen Stellen in den kjz aufgelöst.

Insgesamt wird die Zentralisierung des Pflegekinderwesens beim AJB von den Interviewten 
als positiv wahrgenommen. Die Verlagerung der Aufgaben im Zusammenhang mit der Be-
willigung und Aufsicht in der Familienpflege führte gemäss interviewten Personen zu einer 
Standardisierung der damit verbundenen Prozesse und erhöhte die Gleichbehandlung. Vor 



43

Einführung des KJG wurden die im Vorfeld einer Bewilligung getroffenen Abklärungen von 
den kjz im Auftrag der KESB durchgeführt (vgl. § 5 Abs. 1 Verordnung über die Pflege
kinderfürsorge), was dazu geführt hat, dass die Zentralisierung von den AJB Mitarbeitenden 
als organisatorische Aufgabenverschiebung wahrgenommen wurde.

Aus dem Interview mit dem zuständigen Abteilungsleiter hat sich ebenfalls ergeben, dass 
die Verantwortlichkeiten noch nicht ganz geklärt sind, seit die Zuständigkeit der Bewilligun-
gen im Bereich der Familienpflege von der KESB zum AJB übergegangen ist. So wurde 
erläutert, dass die Zuständigkeiten nicht in allen Konstellationen klar seien, wenn bei der 
KESB und beim AJB zwei verschiedene Verfahren für den gleichen Fall laufen, wie zum Bei-
spiel die Einrichtung einer Beistandschaft durch die KESB und die Bewilligung des Pflege
verhältnisses durch das AJB. Ebenfalls wurde ausgeführt, dass es Unklarheiten bezüglich 
Informationspflicht bei Kindswohlgefährdungen bei in Pflegefamilien platzierten Kindern 
gibt. Gemäss interviewten Personen hindern die Vorgaben des Datenschutzes die KESB 
daran, das AJB bei Gefährdungsmeldungen miteinzubeziehen, was dazu führen könne, 
dass die vom AJB durchgeführte Aufsicht der Pflegeverhältnisse nicht vollständig durch-
geführt werden könne, da dem AJB nicht alle aufsichtsrelevanten Informationen vorliegen.

Aus Sicht der interviewten Pflegefamilien hat der Wechsel von der KESB zum AJB keinen 
grossen Einfluss auf ihre Tätigkeit. Da vor Einführung des KJG vielerorts die KESB die 
Eignungsabklärungen an das AJB delegierten, hat sich für viele Familien, die heute vom AJB 
angestellt sind, hinsichtlich Ansprechpersonen und Abläufen nicht viel verändert.

Die Zentralisierung der Zuständigkeiten im Bereich der Familienpflege hat zu einer 
Verlagerung und Auflösung von Stellen geführt. Sie erhöhte die Gleichbehandlung 
und standardisierte die Prozesse für die Bewilligung und die Aufsicht von Pflege­
verhältnissen. Datenschutzvorgaben sowie noch nicht vollständig definierte Zustän­
digkeiten zwischen KESB und AJB erschweren die Umsetzung des KJG in diesem 
Bereich. Für die Pflegefamilien hatte die Verlagerung keine spürbaren Auswirkungen.

3.5	 Rechtssicherheit

Im RRB Nr. 706/2013 (Konzept-RRB) wird festgehalten, dass im damals geltenden Jugend-
heimgesetz eine Regelung der Zuständigkeiten und Kompetenzen sowie Bestimmungen 
über die Kostentragungspflicht fehlten. Es wird das Ziel formuliert, die Totalrevision solle die 
Kostentragungspflicht sowie den Kostenübernahmeprozess regeln.

Die Kostentragungspflicht der ergänzenden Hilfen zur Erziehung war vor Inkrafttreten des 
KJG nicht eindeutig geregelt. Über Jahrzehnte wurde zwischen Kanton und Gemeinden 
die Praxis vollzogen, dass die Unterhaltspflichtigen für die Kosten aufkommen mussten. 
Waren diese wirtschaftlich hierzu nicht in der Lage, wurden die Kosten subsidiär durch die 
wirtschaftliche Sozialhilfe der zuständigen Gemeinde anteilig übernommen. Die Gemeinden 
berechneten die Kostenbeteiligung der Eltern unterschiedlich. Der Kanton beteiligte sich 
an den Sozialhilfekosten der Gemeinden und übernahm bei Heimplatzierungen einen defi-
nierten Kostenanteil. Diverse Gerichtsurteile und eine Gesetzesänderung43 zeigen deutlich, 

43	 Siehe  u. a. die Urteile des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich vom 9. Juli 2014 (VB.2014.00054), 
vom 18. November 2015 (VB.2015.00607) und vom 1. Juli 2021 (VB.2020.00161) sowie das Urteil 
des Bundesgerichts vom 17. Juni 2016 (BGE 142 V 271). Siehe auch die Änderung des Jugendheim
gesetzes gemäss Vorlage 5278 des Zürcher Kantonsrats, die am 1. Januar 2018 in Kraft trat.
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dass diese Praxis der Kostentragungspflicht in der durch das KJG abgelösten Gesetz
gebung nicht eindeutig war.

Die finanziellen Auswirkungen der neu definierten Kostentragungspflicht und des neuen 
Kostenübernahmeprozess wurden in der Evaluation von Interface untersucht und im sepa-
rat verfügbaren Evaluationsbericht festgehalten. Dieses Kapitel befasst sich mit den Aus-
wirkungen, die sich nebst den finanziellen Folgen für die involvierten Akteure aufgrund der 
neuen Rechtslage seit Inkrafttreten des KJG ergeben haben.

3.5.1	 In welchem Masse hat die Totalrevision des KJG klare 
Zuständigkeiten hinsichtlich Kostentragungspflicht geschaffen? 
Welche Auswirkungen hat die Neuregelung der Kostentragungspflicht 
auf Kanton, Gemeinden und Unterhaltspflichtige?

Hinsichtlich der Kostentragungspflicht und dem Anspruch auf die Leistungen des KJG 
gemäss § 3 Abs. 1 KJG herrschte insbesondere bezüglich der Definition des Wohnsitz-
begriffs kurz nach Inkrafttreten des KJG Unklarheit. Das AJB sowie die Rekursabteilung 
der Bildungsdirektion legten den Wohnsitz im Sinne des zivilrechtlichen Wohnsitzes aus 
und lehnten vor allem im Jahr 2022 diverse KÜG-Anträge wegen fehlenden zivilrechtlichen 
Wohnsitzes im Kanton Zürich ab. Rund die Hälfte der Rekurse gegen abgelehnte KÜG-An-
träge im Jahr 2022 standen im Zusammenhang mit der Frage nach dem Wohnsitz. Das 
Verwaltungsgericht entschied im Februar 2023 bezüglich minderjährigen Leistungsbezie-
henden beziehungsweise im März 2023 bezüglich volljährigen Leistungsbeziehenden, dass 
der Begriff des Wohnsitzes in § 3 Abs. 1 KJG im Sinne von Unterstützungswohnsitz gemäss 
Bundesgesetz vom 24. Juni 1977 über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger 
(Zuständigkeitsgesetz [ZUG], SR 851.1) aufzufassen ist. In der Folge kam es zu diversen 
Wiedererwägungen und damit zur Abschreibung von zu jenem Zeitpunkt noch hängigen 
Rekursverfahren.

In den Interviews äusserten die Antragstellenden, dass mit dem KJG die Zuständigkeiten 
und Leistungen klarer wurden und dies auch auf institutioneller Ebene dazu beitragen wür-
de, die Aufgaben besser wahrnehmen zu können. Auch habe die Klärung der Zuständig-
keiten hinsichtlich Kostentragungspflicht zu einer grossen Erleichterung im Alltag geführt. 
Seit Inkrafttreten des KJG muss die Kostenübernahme nicht mehr auf Einzelfallebene mit 
den zuständigen Gemeinden vereinbart werden, sondern wird über die Antragstellung im 
KJG-Portal und die anschliessende Bearbeitung durch die Abteilung Fallfinanzierung im 
AJB zentral geregelt. Die Antragstellenden berichteten, dass sie weiter von den Gemeinden 
und den Sozialräumen der Kinder und Jugendlichen weggerückt sind; früher sei der Aus-
tausch mit den Gemeinden zum Teil wöchentlich erfolgt. Aufgrund der Zentralisierung des 
Kostenübernahmeprozesses falle dies nun weg, doch überwiegen die positiven Effekte. 
So sei mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit geschaffen und die vorher herrschende 
Willkür aufgehoben worden.

Die Gemeindevertretungen beurteilten es in den Interviews eher kritisch, dass im Bereich 
der ergänzenden Hilfen nun vieles zentral abgewickelt wird. Alle wichtigen Rollen seien nun 
beim AJB, ein Gegenpart fehle. Weiter bemängelten sie in den Interviews an den neuen 
Zuständigkeiten, dass sie nicht mehr auf Fallebene involviert sind und keine direkten Infor-
mationen mehr darüber haben, wie viele Einwohner und Einwohnerinnern ihrer Gemeinde 
Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung beziehen. Mit Übergabe der Entschei-
dungskompetenz über die Finanzierung von Leistungen von den Gemeinden zum Kanton 
können sie die Mitwirkung und Verantwortungsübernahme der Familien ihrer Gemeinde 
nicht mehr beeinflussen.
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Die Auswirkungen auf die Kosten, den administrativen Aufwand bei Kanton und Gemeinden 
sowie die Sozialhilfe sind dem Bericht von Interface zu entnehmen. Die Auswirkungen der 
neu geregelten Kostentragungspflicht auf die Unterhaltspflichtigen werden in den Kapiteln 
3.1.2 und 3.3.2 erörtert.

Die Zuständigkeiten in Bezug auf die Kostentragungspflicht wurden im Rahmen des 
KJG geklärt. Hinsichtlich der unterschiedlichen Auslegungen des Wohnsitzbegriffs 
hat die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts 2023 eine Klärung herbeigeführt. 
Im Alltag der Antragstellenden haben die Klärungen zu einer Erleichterung sowie zu 
mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit geführt.

Die Gemeinden bemängeln den Wegfall ihrer Entscheidungskompetenz im Einzel­
fall sowie den Informationsverlust und sehen die Zentralisierung der Aufgaben und 
Kompetenzen beim AJB teilweise kritisch.

3.5.2	 Hat der neue Prozess zur Beantragung einer KÜG zu einer 
Gleichbehandlung aller Anspruchsberechtigten geführt und wurden 
die ergänzenden Hilfen zur Erziehung dadurch zugänglicher?

Seit Inkrafttreten des KJG wird der Genehmigungsprozess für die Kostenübernahme
garantie für eine ergänzende Hilfe zur Erziehung vom AJB durchgeführt. Über das vom Amt 
betriebene Webportal oder schriftlich mit amtlichem Formular können die Antragsberechti-
gen einen Antrag um eine KÜG für eine ergänzende Hilfe zur Erziehung stellen. Die im Zuge 
des Inkrafttretens des KJG aufgebaute Abteilung Fallfinanzierung innerhalb des Zentral
bereichs Ergänzende Hilfen zur Erziehung prüft anschliessend die Anträge hinsichtlich Ge-
eignetheit und Erforderlichkeit. Im Falle einer Ablehnung eines Antrags kann der Entscheid 
mit Rekurs bei der Bildungsdirektion angefochten werden. Gegen den Rekursentscheid 
kann Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben werden.

Aus juristischer Sicht erhöht der Umstand, dass eine zentrale Behörde im Kanton sämtliche 
KÜG-Anträge beurteilt, die Wahrscheinlichkeit, dass der Anspruch sämtlicher Kinder im 
Kanton Zürich auf die Finanzierung einer ergänzenden Hilfe zur Erziehung nach den gleichen 
Massstäben beurteilt wird. Die Zuständigkeit des AJB für die Beurteilung der KÜG-Anträge 
stellt somit kantonsweit eine rechtsgleiche Behandlung sicher. Die Anbietenden von ergän-
zenden Hilfen zur Erziehung berichteten im Rahmen der Interviews, dass der veränderte 
Kostenübernahmeprozess, zusammen mit der Klärung der Kostentragungspflicht, zu Ver-
änderungen in der Arbeit mit den Eltern führe. Sie beobachten, dass bei den Beistandsper-
sonen mehr fachliche Überlegungen im Vordergrund stünden und die geklärte Finanzierung 
eine Erleichterung in Bezug auf die Zusammenarbeit mit den Eltern ist.

Aus den Interviews mit Mitarbeitenden aus den kjz und den KESB geht hervor, dass die 
Zentralisierung des Kostenübernahmeprozesses beim AJB deutlich zu mehr Gleichbehand-
lung führt. Die Gemeinden seien sehr unterschiedlich gewesen in der Genehmigung der 
Kostenübernahmen, weshalb der einheitliche Prozess seit Inkrafttreten des KJG nun zu 
einer Gleichbehandlung der Kinder und Jugendlichen führe – unabhängig von ihrem Wohn-
ort. Mitarbeitende der SOD der Stadt Zürich erwähnten in den Interviews, dass der neue 
Prozess zur Antragsstellung über das Webportal für sie einen Mehraufwand darstelle. Zuvor 
war die Genehmigung von Kosten für ergänzende Hilfen zur Erziehung in der Kompetenz 
der Beistandspersonen und benötigte nur bei Verlängerung und in Spezialfällen die Geneh-
migung durch Vorgesetzte.
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Die explizite Definition der Eltern als Antragstellende hat gemäss Interviewten des AJB und 
Anbietenden von SPF dazu geführt, dass mehr Unterhaltspflichtige selbst Anträge auf KÜG 
stellen. Bezüglich diesen Selbstantragstellenden wird eine gewisse Ungleichbehandlung 
festgestellt. Es können nur Personen selbst einen Antrag für eine KÜG stellen, die kognitiv 
und sprachlich in der Lage seien, andere haben einen erschwerten Zugang. Trotzdem gibt 
es viele Selbstanträge. Laut Abteilung Fallfinanzierung machen diese fast 20 Prozent aller 
Anträge aus. Die direkte Beauftragung der Leistungserbringenden durch die Eltern wird 
kritisch betrachtet und sollte laut einigen Interviewten nicht möglich sein. Es sei eine heraus-
fordernde Situation, die leistungsempfangende Familie selbst als Auftraggeberin zu haben. 
Insbesondere wenn es zu einer Kindswohlgefährdung kommen würde, geraten die Leis-
tungserbringenden in einen Rollenkonflikt. Gleichzeitig wird die Möglichkeit zur Beantragung 
einer KÜG durch die Unterhaltspflichtigen oder mündige Jugendliche von den befragten 
Leistungserbringenden und Antragstellenden von 44,3 Prozent als sehr wichtigen und von 
38 Prozent als eher wichtigen Grund für die erhöhte Zugänglichkeit der ergänzenden Hilfen 
eingeschätzt (siehe Abbildung 9 auf S. 20).

Abbildung 20: Auswirkungen der Zentralisierung des Kostenübernahmeprozesses. 
Antragstellende sind die kjz (inkl. Zentrum Breitenstein), die SOD der Stadt Zürich, 
die Mobile Intervention bei Jugendkrisen, die Fachstelle MNA und die Schulsozial
arbeit. 

Quelle Befragung Antragstellende Dezember 2025, Darstellung Interface

Die Auswirkungen der Zentralisierung des Kostenübernahmeprozesses wurden in der Be-
fragung der Antragstellenden aufgenommen. Abbildung 20 zeigt den Grad der Zustim-
mung der Antragstellenden zu den vermuteten Auswirkungen der Zentralisierung.
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Die Gleichbehandlung der Antragstellenden wird juristisch betrachtet durch die Zen­
tralisierung des Kostenübernahmeprozesses sichergestellt. Die Interviews zeigen, 
dass es seit Inkrafttreten des KJG zu einer vom Wohnort unabhängigen Gleich­
behandlung der Kinder und Jugendlichen gekommen ist. Die explizite Definition der 
Eltern als Antragstellende hat dazu geführt, dass mehr KÜG-Anträge direkt von den 
Eltern gestellt werden. Diese machen in der Abteilung Fallfinanzierung 20 Prozent 
aller Anträge aus.

Bei der Genehmigung der KÜG-Anträge wie auch bei der Zusammenarbeit mit den 
Eltern stehen fachliche Überlegungen unabhängig von der Finanzierung im Zent­
rum, was sehr positiv gewertet wird. Der Aufwand für die Klärung der finanziellen 
Zuständigkeit für die Finanzierung der Leistungen ist gesunken – besonders deutlich 
scheint dies bei den KESB der Fall zu sein. Für die Mitarbeitenden der SOD bedeutet 
der neue Prozess einen administrativen Mehraufwand.

Basierend auf den vorliegenden Ergebnissen der Interviews und der Befragung liegt 
die Annahme nahe, dass die ergänzenden Hilfen zur Erziehung im Kanton Zürich 
zugänglicher wurden. Mit Ausnahme im Gebiet der Stadt Zürich, wo die ambulanten 
Angebote schon vor Inkrafttreten des KJG eine hohe Zugänglichkeit aufwiesen.
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Anhang I

A	 Begriffe

Hier werden die zentralen Begriffe aufgeführt, wie sie in der vorliegenden Evaluation ver-
wendet werden. Ziel dieser Übersicht ist es, die verwendeten Begriffe zu klären und eine 
konsistente, intersubjektiv nachvollziehbare Verwendung im Rahmen der Evaluation sicher-
zustellen.

Ergänzende Hilfen zur Erziehung gehören zu den Leistungen oder Angeboten der 
Kinder- und Jugendhilfe und umfassen die in § 2 lit. a KJG aufgeführte sozialpädagogische 
Familienhilfe, die Familienpflege, die Dienstleistungsangebote in der Familienpflege und die 
Heimpflege.

Leistungsbeziehende sind Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die eine ergän-
zende Hilfe zur Erziehung in Anspruch nehmen (§ 3 KJV).

Leistungserbringende sind Anbietende von ergänzenden Hilfen zur Erziehung mit oder 
ohne Leistungsvereinbarung, die Leistungen gemäss KJG erbringen (§ 3 KJV).

SPF-Anbietende erbringen die in §  6 KJV definierten Leistungen sozialpädagogische 
Familienbegleitung und sozialpädagogische Einzelbegleitung.

DAF-Anbietende erbringen die in § 8 KJV definierten Leistungen Vermittlung von Pflege
plätzen in Pflegefamilien, sozialpädagogische Begleitung von Pflegeverhältnissen und sozi-
alpädagogische Begleitung von Betreuung und Wohnen in der bisherigen Pflegefamilie von 
Leistungsbeziehenden nach dem vollendeten 18. Altersjahr.

Pflegefamilien erbringen die in §  7 KJV definierten Leistungen Familienpflege, Fach
familienpflege und Betreuung und Wohnen in der bisherigen Pflegefamilie von Leistungs-
beziehenden nach dem vollendeten 18. Altersjahr. Sie können gemäss § 38 Abs. 1 KJV bei 
Leistungserbringenden mit Leistungsvereinbarung angestellt sein. Sind sie nicht angestellt, 
gilt das AJB als sozialversicherungsrechtliche Arbeitgeberorganisation (§ 38 Abs. 2 KJV). 
Diese Pflegefamilien werden über das AJB entschädigt.

Heime erbringen die in § 9 KJV aufgeführten Leistungen betreutes Wohnen, begleitetes 
Wohnen, agogisch gestaltete Beschäftigung, agogisch gestaltete Bildung in beruflicher Pra-
xis und Tageswohnen.

Antragstellende werden Organisationen und Personen genannt, die über ein vom Amt 
betriebenes Webportal oder schriftlich mit amtlichem Formular Anträge für die Finanzierung 
von Leistungen stellen können. Antrag um Kostenübernahme für einen Leistungsbezug für 
ergänzende Hilfen zur Erziehung stellen gemäss § 24 KJG Eltern, Gemeinden im Einver-
ständnis der Eltern, Gerichte, KESB bzw. in deren Auftrag Beiständinnen und Beistände 
sowie urteilsfähige minderjährige Leistungsbeziehende gemäss § 59 Abs. 3 lit. b KJV. Auch 
Organisationen und Personen, die im Namen von Eltern Anträge stellen, so  z. B. Mitarbei-
tende der kjz oder der SOD, sind Antragstellende. Weil eine KESB oder ein Gericht eine 
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ergänzende Hilfe zur Erziehung anordnen kann (§ 22 Abs.1 KJG), werden diese Zuwei-
sende genannt. Organisationen, die die Angebote für ihre Klientel nutzen und ausserhalb 
des KJG finanzieren, so  z. B. die Jugendanwaltschaft, werden ebenso als Zuweisende 
bezeichnet.

Kostenübernahmegarantie ist eine vom AJB im Einzelfall erteilte Garantie, dass die 
Kosten der ergänzenden Hilfe zur Erziehung im individuell definierten Umfang finanziert 
werden. Sie wird gemäss § 23 Abs. 1 KJG erteilt, wenn die beantragte ergänzende Hilfe 
zur Erziehung zum Schutz des Kindswohls geeignet und erforderlich ist. Innerhalb des AJB 
ist dafür die Abteilung Fallfinanzierung verantwortlich. Vor Inkrafttreten des KJG wurde im 
Falle einer Beteiligung an den Kosten durch den Kanton oder eine Gemeinde eine Kosten
gutsprache von entsprechender Stelle gesprochen. Das Verfahren hierzu wurde Kosten-
gutspracheverfahren genannt.

Kostenübernahmeprozess wird der heutige Prozess genannt, der die Anträge auf 
Finanzierung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung der Antragstellenden prüft und bei 
Erfüllung der Kriterien eine KÜG ausstellt. Er wird teilweise auch als Zuweisungsprozess 
bezeichnet.

Finanzierungsmodell wird in der vorliegenden Evaluation als übergeordneter Begriff ver-
wendet, der das Gesamtkostenmodell (siehe folgend), das Abgeltungsmodell (nachfolgend 
beschrieben) sowie die Kostenbeteiligung der Unterhaltspflichtigen umfasst.

Gesamtkostenmodell beschreibt die Finanzierung des Bezugs von ergänzenden Hilfen 
zur Erziehung durch den Kanton und die Beteiligung der Gemeinden (vgl. § 17 KJG) an 
diesen Kosten unabhängig vom Einzelfall im Umfang eines prozentual festgelegten Anteils 
im Verhältnis zur Einwohnerzahl (vgl. § 18 Abs. 1 KJG).

Abgeltung oder Leistungsabgeltung bezeichnet die Ausrichtung eines Entgelts für 
auftragsgemäss erbrachte Leistungen durch Leistungserbringende (siehe § 16 KJG). Um 
zwischen Abgeltung und Gesamtkostenmodell zu differenzieren, wird die Art der Leistungs-
abgeltung, wie sie mit KJG und KJV definiert wurde, in der vorliegenden Evaluation als 
Abgeltungsmodell bezeichnet.

Kontraktmanagement bezeichnet die auf § 14 KJG gestützte Erteilung von Aufträgen 
zur Bereitstellung von Angeboten der ergänzenden Hilfen zur Erziehung mittels Leistungs-
vereinbarungen. Bei der Heimpflege werden sie als mehrjährige Rahmenvereinbarungen 
abgeschlossen und durch Jahreskontrakte konkretisiert.

Trägerschaft ist eine privat- oder öffentlich-rechtliche Organisation, die eine Einrichtung 
rechtlich, betrieblich und konzeptionell führt. Im AJB ist die Abteilung Trägerschaften 
jene Organisationseinheit, die die Geschäfte mit den Trägerschaften bewirtschaftet.

Careleaver sind junge Menschen, die einen Teil ihres Lebens in einem Heim oder einer 
Pflegefamilie verbracht haben und sich im Übergang ins Erwachsenenleben befinden.

Bedarfsgerecht ist gemäss den Erläuterungen zum Gesetz44 diejenige Unterstützungs-
leistung, die einerseits zugunsten der betroffenen Kinder und Jugendlichen und ihrer Fami-
lien für die Gewährleistung oder Wiederherstellung des Kindeswohls und die angemessene 
Bewältigung der konkreten Lebenssituation am wirksamsten erscheint. Andererseits sollen 
die Hilfen stets auch das Ziel verfolgen, die Eltern zu befähigen, die Situation mit eigenen 
Mitteln zu verbessern, damit auf eine externe Unterstützung verzichtet werden kann.

44	 ABl 2015-08-28, S. 27
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B	 Evaluationsprozess

Nr. Evaluationsprozess HERMES 
Projektphase 

01 Bestimmung des Evaluationsgegenstands Initialisierung

02 Bestimmung der interessierten Akteure
und die Rolle der Evaluierenden

03 Bestimmung der Evaluationszwecke und -fragestellungen Konzept

04 Festlegung der Bewertungskriterien

05 Auswahl von Erhebungsdesign und -methoden

06 Durchführung der Erhebungen Realisierung

07 Datenauswertung, Interpretation und Bewertungssynthese

08 Berichterstattung

09 Nutzung der Ergebnisse (inkl. Prozessnutzen der Evaluation) Einführung

10 Evaluation der Evaluation Abschluss

C	 Ziele der Totalrevision

Auszüge aus dem Beschluss des Regierungsrates des Kantons Zürich vom  
19. Juni 2013, (RRB Nr. 706/2013). Totalrevision Gesetz über die Jugendheime 
und die Pflegekinderfürsorge (Konzept), in dem unter Kapitel 2 die «Ziele der 
Totalrevision» aufgeführt sind.

2.1: «Neue Entwicklungen im Verständnis der Leistungs- und Versorgungssteuerung und 
die damit verbundene Rolle der öffentlichen Hand gesetzlich verankert», «Zeitgemässes 
Finanzierungsmodell»

2.2: «Stärkere Bedarfssteuerung und grössere Flexibilität ermöglichen», sinngemäss: 
«Grenze zwischen ambulanten und stationären Angeboten aufweichen», «Kindsgerechtere 
und ergebnisorientiertere Lösungen. Sie führen dazu, dass Fremdplatzierungen von Kindern 
und Jugendlichen teilweise vermieden oder rascher beendet werden können»

2.3: «Rolle des Kantons als Leistungsbesteller festlegen», «Bedarfsorientierte Versorgungs-
konzeption, Mittelplanung und Regelung des Leistungsbestellungsprozesses», «Dem 
Kanton ermöglichen, die Versorgung mit zeitgemässen, der Nachfrage und den Qualitäts-
ansprüchen entsprechenden und nach wirtschaftlichen Grundsätzen erbrachten sozial
pädagogischen Leistungen zu gewährleisten»

2.4: «Verbessertes Finanzierungsmodell», «Leistungsabgeltung verbessert», «Anreize 
sowohl für eine hohe Angebotsqualität und -entwicklung als auch für die Wirtschaftlich-
keit», «Kanton soll die sozialpädagogischen Angebote für Kinder, Jugendliche und Familien 
über Leistungsaufträge bestellen und an Normaufwendungen orientiert steuern und insbe-
sondere hinsichtlich des Hauptkostenfaktors ‹Personalaufwand› finanzieren bzw. mitfinan-
zieren können», «Weiterhin sollen Kanton, Gemeinden und Eltern sich gemeinsam an den 
Kosten beteiligen», «Auch eine staatliche Mitfinanzierung von Angebotsentwicklungen und 
-erprobungen soll ermöglicht werden»
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2.5: «Zuständigkeiten und Kompetenzen regeln», «Regeln, wer (unter anderem Kanton, 
Gemeinden, Eltern) welchen Anteil an den Kosten trägt», «Hinsichtlich des Zuweisungs-
prozesses eine Regelung schaffen. Als mögliche Auftraggebende kommen beispielsweise 
Eltern, Gemeindebehörden, Jugendanwaltschaften sowie hauptsächlich die Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörden (KESB) infrage»

2.6: «Rolle der privaten Trägerschaften stärken», «Der Kanton erteilt zugunsten der Sicher-
stellung der Versorgung im Kanton Zürich umfassende Leistungsaufträge, die den Träger-
schaften einen grossen fachlich-konzeptionellen Gestaltungsspielraum hinsichtlich der 
Erbringung sozialpädagogischer Leistungen und eine effiziente und effektive Betriebsfüh-
rung ermöglicht»

D	 Detaillierte Fragestellungen

a)	 Flexibilisierung

	– Welche Auswirkungen hatte die Neustrukturierung der stationären und ambulanten 
Angebote und die Flexibilisierung auf die Angebotslandschaft? Wie hat sich dadurch 
die Nutzung verändert?

	– Hat der Einbezug von ambulanten Angeboten in das KJG dazu geführt, dass die 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung bedarfsgerechter genutzt werden und zugänglicher 
geworden sind?

	– Wie steht es bezüglich des Zugangs und der Bedarfsgerechtigkeit der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung für volljährige junge Erwachsene?

b)	 Finanzierungsmodell

	– Wie sind die konzeptionellen Änderungen bei der Finanzierung und dem Zugang  
zu den Leistungen zu beurteilen?

	– Wie kann die Umsetzung des KJG in Bezug auf die Steuerung und Planbarkeit  
beurteilt werden?

	– Wie haben sich das Angebot an und die Nachfrage nach den Leistungen der 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung entwickelt?

	– Wie haben sich die Kosten für die öffentliche Hand entwickelt?
	– Wie ist die Totalrevision des KJG hinsichtlich der Finanzierung und Steuerung 

insgesamt zu beurteilen?

c)	 Steuerungsmöglichkeiten

	– Inwiefern erfolgt eine Steuerung über Leistungsvereinbarungen und Kontrakt
management? Schaffen diese eine bessere Planungsgrundlage für die Trägerschaften?

	– Inwiefern steuert der Kanton das Angebot mithilfe der Normaufwendungen?
	– Inwiefern steuert der Kanton das Angebot über den Personalaufwand?
	– Inwiefern hat die Totalrevision des KJG dem AJB Steuerungsmöglichkeiten in 

Schulheimen geschaffen?
	– Wurden auf strategischer Ebene mithilfe der Gesamtplanung Steuerungsmöglichkeiten 

für die Planung des Angebots geschaffen?
	– Liegen die für die Steuerung notwendigen Indikatoren vor?
	– Ist eine Steuerung des SPF-Angebots möglich? Was sind die Gründe für die hohe 

Inanspruchnahme von SPF-Leistungen?
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	– Welche Auswirkungen hat die Einführung der Meldepflicht für SPF-Anbietende?
	– Welche Auswirkungen hat die Einführung der Meldepflicht für den Kanton?
	– Welche Auswirkung hat die Einführung der Bewilligungspflicht für Personen, die Kinder 

und Jugendliche ohne behördliche Anordnung regelmässig im Rahmen von Krisen
interventionen im eigenen Haushalt aufnehmen wollen?

	– Welche Auswirkungen hat die veränderte Zuständigkeit für die Bewilligung und Aufsicht 
im Bereich der Familienpflege auf das System der ergänzenden Hilfen zur Erziehung im 
Kanton Zürich?

d)	 Rechtssicherheit

	– In welchem Masse hat die Totalrevision des KJG klare Zuständigkeiten hinsichtlich 
Kostentragungspflicht geschaffen? Welche Auswirkungen hat die Neuregelung der 
Kostentragungspflicht auf Kanton, Gemeinden und Unterhaltspflichtige?

	– Hat der neue Prozess zur Beantragung einer Kostenübernahmegarantie zu einer 
Gleichbehandlung aller Anspruchsberechtigen geführt und wurden die ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung dadurch zugänglicher?

Weitere Auswirkungen

Parallel zur Untersuchung ob die formulierten Wirkziele des Gesetzes eingetroffen sind, wur-
de ergänzend mittels bewusst offen gestalteten Erhebungsmethoden untersucht, welche 
zusätzlichen direkten und indirekten Auswirkungen die Einführung des KJG auf die ver-
schiedenen Akteure und Zielgruppen sowie auf gesellschaftlicher Ebene hervorgerufen hat.
 

E	 Interviewte Personen

Die folgende Übersicht zeigt die Funktion und die Organisationszugehörigkeit der interview-
ten Personen sowie die Bündelung der vertretenen Organisationen in Kategorien.

Kategorie Organisation Funktion

Finanzierende Sozialkonferenz Kanton Zürich Mitglied leitender Ausschuss

Verband der Gemeinde
präsidien des Kantons Zürich

Präsident

AJB Amtschef

Vollzug KJG AJB Leiterin Zentralbereich Ergänzende 
Hilfen zur Erziehung 

AJB Leiter Abteilung Trägerschaften

AJB Leiter Abteilung Pflegefamilien

AJB Leiterin Abteilung Fallfinanzierung

AJB Leiterin Rechtsabteilung

AJB Leiterin Stabsstelle Amtsleitung

Volksschulamt Besondere Förderung Abteilungsleiter
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Kategorie Organisation Funktion

Jugendanwalt-
schaft

Oberjugendanwaltschaft Leitender Oberjugendanwalt

Oberjugendanwaltschaft Leiterin Straf- und Massnahmen
vollzug

Jugendanwaltschaft Leitende Jugendanwältin Dietikon

Antragstellende KESB Präsidentin KESB Dietikon

KESB Präsident KESB Zürich

KESB Behördenmitglied KESB Meilen

SOD Sozialarbeiter Profil F Sozialzentrum 
Selnau

SOD Sozialarbeiterin Profil F / Berufs
beiständin Sozialzentrum Selnau

SOD Leiter Quartierteam Sozialzentrum 
Selnau

kjz Leiterin kjz Bülach

kjz Leiterin Jugend- und Familien
beratung, kjz Winterthur 

kjz Leiterin Soziale Arbeit und Mandate,  
kjz Pfäffikon

Fachverbände Dachverband sozial-/sonder-
pädagogischer Organisationen 
Kanton Zürich

Geschäftsführer mit Vorstands 
mitgliedern

Regionalverband Sozialpäda-
gogische Familienbegleitung 
Kanton Zürich

Vorstandsmitglied

Pflege- und Adoptivkinder 
Schweiz

Geschäftsführerin

Vertreter Dienstleistungs
angebote in der Familienpflege

Geschäftsleiter Team-Werk DAF 
Anbieter

Leistungs
erbringende

Anker SPF Geschäftsleiterin

Inselhof Leiterin Bereich Familie 

Stiftung Schloss Regensberg Gesamtleiter

Jugendnetzwerk Stv. Leitung Familienaktivierung, 
Bereich Hilfen, weitere Mitarbeitende

Start-again Geschäftsführung

Projekt Perspektive Geschäftsführung

Pflegefamilie 3 Pflegefamilien

Trägerschaft Stiftung Zürcher Kinder- und 
Jugendheime

Abteilungsleiterin Pädagogik

Leistungs
empfangende

Careleaver Schweiz Vorstandsmitglied
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Anhang II

Evaluation Kinder und Jugendheimgesetz (KJG): 
Finanzierung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung

Bericht zuhanden des Amts für Jugend und Berufsberatung (AJB), Kanton Zürich
Interface, 8. Juli 2026

a Der Evaluationsbericht zur Finanzierung ist als separate PDF-Datei angehängt. 
	 Bitte beachten Sie: In der Browseransicht wird die angehängte Datei möglicherweise 

nicht angezeigt. Öffnen Sie das PDF deshalb mit einem geeigneten PDF-Programm, um 
auf die angehängte Datei zuzugreifen. 
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1. Gesamtbeurteilung 


1.1 Ausgangslage 
Anfang 2022 ist im Kanton Zürich das Kinder- und Jugendheimgesetz (KJG) in Kraft ge-
treten – es hat das Gesetz über die Jugendheime und Pflegekinderfürsorge abgelöst. Das 
KJG regelt Leistungen, Finanzierung und Zuständigkeiten im Bereich der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung. Die ergänzenden Hilfen zur Erziehung umfassen die sozialpädago-
gische Familienhilfe (SPF), die Familienpflege, die Dienstleistungsangebote in der Fami-
lienpflege (DAF) und die Heimpflege. Die Auswirkungen des neuen Gesetzes werden 
durch das Amt für Jugend und Berufsberatung (AJB) des Kantons Zürich mittels einer 
thematisch gegliederten Evaluation analysiert. Der vorliegende Bericht ist Teil dieser Ge-
samtevaluation und befasst sich mit dem Thema der Finanzierung der Leistungen der er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung. 


1.2 Methodik 
Um die Auswirkungen der neuen Finanzierungsregelungen zu analysieren, wurden die 
drei Jahre dauernden Zeiträume vor dem Inkrafttreten der Gesetzesrevision (2019–2021) 
und nach dem Inkrafttreten (2022–2024) miteinander verglichen. Die folgenden Metho-
den kamen bei der vorliegenden Evaluation zur Anwendung: 


– Dokumentenanalyse: Hierfür wurden die aktuellen und früheren gesetzlichen Grund-
lagen sowie frühere Studien im Zusammenhang mit den ergänzenden Hilfen zur Er-
ziehung untersucht. 


– Analyse Prozess- und Monitoring-Daten: Dazu gehören Daten zum Angebot und zur 
Nachfrage nach Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung, zu den Ausgaben 
des Kantons und der Gemeinden, zu den Fallzahlen in der Sozialhilfe und zur Sozial-
hilfequote. Bei den kantonalen Ausgaben ist zu beachten, dass für den Zeitraum vor 
dem Inkrafttreten des KJG nur jene des AJB in ausreichend detaillierter Datenqualität 
verfügbar sind. Angaben zu Ausgaben anderer kantonaler Stellen (z.B. Volksschul-
amt, Jugendanwaltschaft, Kantonales Sozialamt) sind systembedingt nur als Schätzun-
gen verfügbar. Beim Vergleich zwischen den Zeiträumen vor und nach dem Inkraft-
treten des KJG gilt es, diese unterschiedliche Datenbasis zu berücksichtigen. 


– 16 Leitfadeninterviews mit Anspruchsgruppen: Dabei wurden Einzel- und Gruppenin-
terviews mit Vertretenden der öffentlichen Hand und von den verschiedenen Leis-
tungserbringern mit und ohne Leistungsvereinbarung (LV) geführt.  


– Sechs Fallstudien mit ausgewählten Gemeinden: Anhand der Gemeinden Bülach, 
Dietikon, Illnau-Effretikon, Stallikon, Volketswil und Zürich wurden die finanziellen 
Auswirkungen des KJG auf die Gemeinden vertiefend analysiert. Mittels eines Erhe-
bungsrasters wurden hierfür die Einnahmen und Ausgaben vor und nach Inkrafttreten 
des KJG erhoben. Zusätzlich wurden Interviews mit Gemeindevertretenden zur inhalt-
lichen Vertiefung und Validierung der Ergebnisse durchgeführt.  


– Online-Befragung bei allen Gemeinden: Im Kanton Zürich gibt es 160 Gemeinden. 
Einige davon haben sich zu Zweckverbänden zusammengeschlossen, um die Aufga-
ben der Sozialdienste gemeinsam zu bewältigen. Mittels einer Online-Befragung wur-
den somit 146 Gemeinden beziehungsweise regionale Zweckverbände im Kanton Zü-
rich befragt. Ziel war es, die Ergebnisse aus den vorherigen Erhebungsschritten auf 
breiter Basis zu validieren und die Repräsentativität zu erhöhen. An der Befragung 
nahmen 92 Gemeinden und Zweckverbände teil. Im Folgenden wird der Einfachheit 
halber von den Gemeinden gesprochen. 
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1.3 Wie sind die konzeptionellen Änderungen bei der Finanzierung und dem Zu-
gang zu den Leistungen zu beurteilen? 
Mit Inkrafttreten des KJG wurde ein neuer, kantonsweit einheitlicher Finanzierungs-
schlüssel festgelegt, bei dem der Kanton 40 Prozent und die Gemeinden 60 Prozent der 
Kosten tragen. Die Unterhaltspflichtigen sind somit nicht mehr Hauptkostenträger und 
beteiligen sich im Rahmen der Heim- und Familienpflege nur noch durch pauschale Ver-
pflegungs- (CHF 25 pro Tag) und Nebenkostenbeiträge (von CHF 192 pro Monat bis CHF 
473 pro Monat, je nach Lebensphase der Kinder/Jugendlichen) an den Kosten. Weiter ist 
neu der Kanton und sind nicht mehr die Gemeinden für den Genehmigungsprozess der 
Kostenübernahmegarantie (vor Inkrafttreten des KJG «Kostengutsprachen») verantwort-
lich. Dadurch sollen für alle beantragten Kostenübernahmegarantien die gleichen An-
spruchsvoraussetzungen gelten und ein kantonsweit einheitlicher Zugang zu den Leistun-
gen gewährt werden. Leistungserbringer sollen wiederum von einem geringeren administ-
rativen Aufwand profitieren, da sie für die Kostenübernahmegarantien nicht mehr Ver-
handlungen mit einzelnen Gemeinden führen müssen. Diese neue Konzeption der Finan-
zierung und des Zugangs wird wie folgt beurteilt: 


– Neue Konzeption hat zu klareren Zuständigkeiten beim Vollzug und bei der Finanzie-
rung geführt: Dies gab die grosse Mehrheit der online befragten Gemeinden an. 


– Stärkung der Rechtsgleichheit unter den Leistungsbeziehenden: Die kantonsweit ein-
heitliche Finanzierung wird in den Erhebungen klar positiv bewertet und als eine wich-
tige Verbesserung im Vergleich zum früheren System betrachtet. Sie hat zu einer ein-
heitlichen und gleichberechtigten Behandlung der Leistungsbeziehenden geführt und 
den administrativen Aufwand für die Leistungserbringer durch den Wegfall der Ver-
handlungen mit einzelnen Gemeinden reduziert. 


– Mehrheit der Gemeinden wünscht sich konzeptionelle Anpassungen am Finanzierung-
schlüssel: Dies zeigen die Ergebnisse der Online-Befragung. Insbesondere Gemeinden 
mit einer tiefen Steuerkraft sprechen sich für eine Anpassungen am aktuellen Finan-
zierungsschlüssel aus, während Gemeinden mit einer hohen Steuerkraft deutlich we-
niger Änderungsbedarf sehen. Allerdings gehen zwischen den Gemeinden die Mei-
nungen darüber, wie der Finanzierungsschlüssel angepasst werden soll, auseinander. 
Der Wunsch nach Anpassungen hängt mutmasslich mit der finanziellen Situation der 
Gemeinden zusammen. So gaben Gemeinden mit einer tiefen Steuerkraft überdurch-
schnittlich häufig an, dass ihre Ressourcen für die Finanzierung der Leistungen der 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung nicht ausreichen. 


1.4 Wie kann die Umsetzung des KJG in Bezug auf die Steuerung und Planbarkeit 
beurteilt werden? 
Seit Inkrafttreten des KJG ist neu der Kanton verantwortlich für die Gesamtplanung, Steu-
erung und Weiterentwicklung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung. Dadurch soll das 
Angebot kantonal gesteuert und ein bedarfsgerechtes Angebot sichergestellt werden. Auf 
Seiten der Gemeinden soll die Kostenentwicklung besser planbar werden, da sich ihre 
Beiträge neu nach der Einwohnerzahl richten und ihre Budgets somit nicht mehr aufgrund 
einzelner, plötzlich auftretender Fälle verzerrt werden. Leistungserbringer wiederum sol-
len seit Inkrafttreten des KJG ihre Angebote möglichst im Rahmen von LV und kantonal 
bestellter Leistungen mit genehmigten Tarifen erbringen. Dies soll die Planungs- und Fi-
nanzierungssicherheit seitens der Leistungserbringer erhöhen, geht jedoch auch mit stren-
geren Qualitätsanforderungen, klaren Leistungsdefinitionen sowie erhöhten Vorgaben zu 
Controlling und Aufsicht einher. Die Erreichung dieser Ziele im Bereich der Steuerung 
und Planbarkeit wird wie folgt beurteilt: 


– Grundlagen zur Steuerung und Planung haben sich verbessert: Dies zeigen die Ergeb-
nisse aus den Interviews mit den Verantwortlichen des Kantons. Der Kanton weiss 
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dank einer verbesserten Datengrundlage, wo Angebotslücken existieren, und kann de-
ren Schliessung somit gezielt angehen. Zudem scheinen sich die im Vergleich vor dem 
Inkrafttreten des KJG grösseren Abweichungen zwischen Budget und Rechnung beim 
Kanton seit 2024 wieder dem Niveau von vor Inkrafttreten des KJG angeglichen zu 
haben. Der Grund für die grösseren Abweichungen war die starke Zunahme der Nach-
frage nach Leistungen der Heimpflege und SPF seit der Corona-Pandemie im Ver-
gleich zu vor der Pandemie.   


– Die Budgetplanung der meisten Gemeinden ist einfacher geworden, die nachträgli-
chen Anpassungen führen allerdings zu Mehraufwand: Die Mehrheit der befragten 
Gemeinden aus der Online-Befragung gaben an, dass seit Inkrafttreten des KJG die 
Planung ihres Budgets einfacher geworden ist. Die Erhebungen zeigen, dass insbeson-
dere kleinere Gemeinden von einer besseren Planbarkeit profitieren, da bei ihnen neu 
auftretende Leistungsbeziehende das Budget stark verzerren konnten. Bei grösseren 
Gemeinden hingegen tritt diese Wirkung weniger ausgeprägt auf, da dort einzelne 
Fälle weniger stark ins Gewicht fallen. Im Hinblick auf die Budgetplanung wurde je-
doch mehrfach Kritik an den nachträglichen Anpassungen der ursprünglich prognos-
tizierten und den Gemeinden kommunizierten Pro-Kopf-Beiträgen geäussert. Diese 
nachträglichen Korrekturen verursachen für die Gemeinden oft zusätzlichen Aufwand, 
da sie dafür in der Regel nachträgliche Kredite bei ihren Legislativen beantragen müs-
sen. 


– Geringe Einflussmöglichkeiten auf die Steuerung und Planung sorgen seitens der Ge-
meinden für Kritik: Dies zeigen der Ergebnisse der Interviews und der Online-Befra-
gung. Die Gemeinden stören sich insbesondere daran, dass sie den grösseren Teil an 
den Kosten der Leistungserbringung übernehmen müssen, gleichzeitig die Steuerung 
und Planung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung in ihrer Gemeinde jedoch nicht 
direkt beeinflussen können. Es gilt allerdings zu beachten, dass die Gemeinden über 
den Verband der Gemeindepräsidien des Kantons Zürich und die Sozialkonferenz des 
Kantons Zürich auf die strategische Planung einwirken können. 


Die Leistungserbringer beurteilen die Ausgestaltung der Abgeltungen und LV je nach An-
gebotsform unterschiedlich. Die wichtigsten Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammen-
fassen: 


– Abgeltung für Leistungserbringer von Heimpflege, Familienpflege und SPF ist aus 
Sicht der Erbringer angemessen, für Erbringer von DAF hingegen nicht: Die Leis-
tungserbringer von Heimpflege und SPF sowie die Vertretenden der Familienpflege 
beurteilten in den Interviews den Umfang der Abgeltung als angemessen. Die Erbrin-
ger von DAF jedoch kritisierten die Abgeltung im Rahmen des KJG, da gewisse Leis-
tungen erstens nicht mehr abgedeckt würden (z.B. Kosten für Werbekampagnen zur 
Akquisition von Pflegefamilien oder für Pikettdienste). Zweitens sei für gemischte 
Leistungserbringer, die mehrere Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung er-
bringen, die Erbringung von SPF-Leistungen finanziell attraktiver als diejenige von 
DAF-Leistungen. Grund dafür sei, dass Pflegefamilien häufig weiter entfernt wohnen 
würden und somit die – im Vergleich mit dem Tarif der Leistungserbringung – tiefere 
Wegpauschale im DAF-Bereich stärker ins Gewicht falle als im Bereich der SPF. 


– Unterschiedliche Einschätzungen bezüglich des Nutzens von LV: Im Bereich der 
Heimpflege wurden in den Interviews sowohl Vor- als auch Nachteile von LV genannt. 
So würde die klar geregelte Abgeltung einerseits die finanzielle Planbarkeit verbes-
sern. Andererseits sei bei Heimen mit über das KJG hinaus gehenden Leistungen 
(z.B. Schulleistungen) der administrative Aufwand angestiegen, insbesondere auf-
grund der schwierigen Leistungsabgrenzung. Allerdings gilt es zu beachten, dass bei 
Heimen mit einer LV der zusätzliche administrative Aufwand abgerechnet wird. Im 
Bereich der DAF ist eine LV laut Aussagen aus den Interviews vor allem mit 
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Nachteilen verbunden, da ohne LV erstens individuelle Tagessätze vereinbart werden 
können, zweitens die Rekrutierung von Mitarbeitenden einfacher ist und drittens eine 
LV aufgrund der hohen Nachfrage nach den Leistungen zu keinen Vorteilen bei der 
Auftragsbeschaffung führt. Im Bereich der SPF sei eine LV vor allem mit Vorteilen 
verbunden, da diese bei der Wahl der Leistungserbringer Qualität signalisiere und so-
mit die Auftragsbeschaffung vereinfache. 


1.5 Wie haben sich das Angebot an und die Nachfrage nach den Leistungen der er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung entwickelt? 
Mit dem KJG sollen ausreichend Anreize zur Erbringung von qualitativ hochwertigen 
Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung und zur Weiterentwicklung des Ange-
bots geschaffen werden. Zudem soll das neue Finanzierungsmodell dazu beitragen, die 
Inanspruchnahme von wirtschaftlicher Sozialhilfe durch die Unterhaltspflichtigen zu ver-
meiden und somit die Sozialwerke zu entlasten. Gemeinsam mit der kantonsweit einheit-
lichen Beurteilung der Kostenübernahmegarantien (vgl. weiter vorne) soll dies den Zu-
gang der Leistungsbeziehenden zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung verbessern. Die 
Erreichung dieser Ziele kann wie folgt beurteilt werden: 


– Neues Finanzierungsmodell hat den Zugang zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
erleichtert: Die Erhebungen zeigen erstens, dass die Unterhaltspflichtigen seit Inkraft-
treten des KJG weniger Kosten übernehmen müssen und somit weniger häufig auf-
grund der Finanzierung von Leistungen wirtschaftliche Sozialhilfe beanspruchen müs-
sen. Zweitens kann davon ausgegangen werden, dass durch die Zentralisierung des 
Vollzugs und der Kompetenzen beim Kanton eine Standardisierung stattgefunden hat 
und sich damit der Zugang in der Breite verbessert hat. 


– Nachfrage nach ergänzenden Hilfen zur Erziehung hat sich erhöht: Zwischen 2022 
und 2024 ist insbesondere der Bezug von Leistungen der SPF angestiegen. Im Bereich 
der DAF sowie der Heim- und Familienpflege ist der Bezug von Leistungen im selben 
Zeitraum verhältnismässig konstant geblieben. Dieser ausgebliebene Anstieg ist ge-
mäss Aussagen aus den Interviews allerdings hauptsächlich auf das begrenzte Angebot 
in diesen drei Bereichen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung zurückzuführen. So 
würde die Nachfrage das vorhandene Angebot übersteigen. Die hohe Nachfrage wurde 
in den Interviews erstens mit dem erleichterten Zugang zu den ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung (siehe vorne) und zweitens mit dem gesamtgesellschaftlichen Anstieg an 
psychischen Problemen, der in den letzten Jahren zu beobachten ist, begründet. Der 
Nachfrageüberschuss ist den Verantwortlichen des Kantons bereits bekannt und wurde 
im Versorgungskonzept 2026–2029 berücksichtigt. 


– Angebot an ergänzenden Hilfen zur Erziehung hat sich teilweise erhöht: Die Ergeb-
nisse zeigen, dass es im Zeitraum von 2022 bis 2024 ein deutliches Wachstum an Leis-
tungserbringern von SPF gegeben hat, während die Zahl der Erbringer von DAF kon-
stant geblieben ist. Im Bereich der Heim- und Familienpflege ist das Angebot in die-
sem Zeitraum leicht angestiegen. Insgesamt zeigt die Entwicklung des Angebots und 
der Nachfrage, dass im Bereich der DAF sowie der Heim- und Familienpflege das 
Inkrafttreten des KJG noch nicht zu einem grösseren Angebot geführt hat. Im Versor-
gungskonzept 2026–2029 wird deshalb das Ziel genannt, das Angebot an diesen Leis-
tungen um 10 bis 15 Prozent gegenüber den aktuellen Werten anzuheben. Im Bereich 
der SPF hingegen deckt laut dem Versorgungskonzept 2026–2029 das Angebot die 
Nachfrage nach Leistungen mittlerweile weitgehend. Es ist daher davon auszugehen, 
dass der Umfang des Angebots in den kommenden Jahren nicht weiter wachsen wird. 


– Bei Leistungserbringern mit LV lässt sich in der Breite eine Qualitätsverbesserung 
beobachten: Vorab gilt es anzumerken, dass bereits vor Inkrafttreten des KJG Leis-
tungserbringende mit qualitativ hochstehenden Angeboten tätig waren. Seit Inkrafttre-
ten des KJG wird die Qualität des Angebots – insbesondere bei den 
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Leistungserbringern mit LV – durch den Kanton nach einheitlichen Qualitätskriterien 
gesteuert und kontrolliert. Die Interviews zeigen, dass die Qualität des Angebots 
dadurch in der Breite angestiegen ist. 


– Subventionen zur Weiterentwicklung des Angebots werden wenig genutzt und die Um-
setzung von Bauvorhaben ist mit Hürden verbunden: Seit Inkrafttreten des KJG hat 
der Kanton die Möglichkeit, Projekte zur Qualitätsentwicklung sowie zur fachlichen 
Weiterentwicklung der Angebote gezielt zu subventionieren (§ 21 KJG). Die Erhebun-
gen zeigen, dass die vorhandenen Subventionsmöglichkeiten bislang noch wenig be-
kannt sind oder von den Institutionen kaum aktiv geprüft wurden. Auch die Kostenbe-
teiligung an Bauvorhaben und Anschaffungen von Leistungserbringer (§ 20 KJG) ist 
nach wie vor mit Hürden verbunden (z.B. unterschiedliche Anforderungen zwischen 
Kanton und Bundesamt für Justiz). 


1.6 Wie haben sich die Kosten für die öffentliche Hand entwickelt? 
Seit Inkrafttreten des KJG beteiligt sich der Kanton stärker an den Kosten der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung. Zudem werden unter den Gemeinden die Kosten solidarisch nach 
ihrer Einwohnerzahl aufgeteilt. Dadurch haben die Zahl der Leistungsbeziehenden bezie-
hungsweise die Fallzahlen in einer Gemeinde keinen Einfluss mehr auf deren Kostenbe-
teiligung. Gemäss Regierungsrat des Kantons Zürich hätte das KJG bei gleichbleibender 
Leistungsmenge und -qualität nicht zu höheren Kosten führen sollen.1 In Bezug auf die 
Kostenentwicklung können folgende Beobachtungen gemacht werden: 


– Kosten des Kantons sind seit Inkrafttreten des KJG gestiegen: Zwar kann aufgrund 
fehlender Daten für den Zeitraum vor dem Inkrafttreten des KJG die Entwicklung der 
Kosten des Kantons nicht präzise aufgezeigt werden. Die vorhandenen Daten deuten 
allerdings darauf hin, dass die Kosten des Kantons ohne die Rückerstattung der Ver-
sorgertaxen im Zeitraum nach dem Inkrafttreten des KJG (2022–2024) gegenüber dem 
Zeitraum vor dem Inkrafttreten (2019–2021) um einen mittleren zweistelligen Millio-
nen Betrag pro Jahr angestiegen sind. Der Anstieg ist insbesondere auf die stärkere 
Kostenbeteiligung des Kantons an den Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung zurückzuführen.  


– Kosten der Gemeinden sind ebenfalls angestiegen: Auf Ebene der Gemeinden liegen 
für den Zeitraum vor Inkrafttreten des KJG keine systematisch aggregierten Zahlen 
vor, um eine präzise Entwicklung der Kosten aufzeigen zu können. Die im Rahmen 
der Evaluation getätigten Erhebungen deuten aber darauf hin, dass die meisten Ge-
meinden seit Inkrafttreten des KJG ebenfalls einen Anstieg der Kosten verzeichnen. 
Zwar sind auch die Ausgaben der wirtschaftlichen Sozialhilfe deutlich gesunken. Da-
bei handelt es sich jedoch hauptsächlich um eine Verlagerung der Kosten weg von den 
Ausgaben für die wirtschaftliche Sozialhilfe hin zu den Ausgaben für die ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung. Lediglich im administrativen Vollzug scheinen die Ausgaben in 
den meisten Gemeinden zurückgegangen zu sein, was den restlichen Ausgabenanstieg 
jedoch nicht kompensieren konnte. 


– Gemeinden sind unterschiedlich betroffen: Die Ergebnisse der Evaluation zeigen wei-
ter, dass die Gemeinden unterschiedlich vom Kostenanstieg betroffen sind. Der Kos-
tenanstieg hat die Gemeinden ausserhalb der beiden grossen Städte Zürich und Win-
terthur tendenziell stärker getroffen. Die Fallstudie zur Stadt Zürich zeigt allerdings, 
dass auch die Grossstädte nicht von einem Kostenanstieg bewahrt worden sind. Zudem 
zeigen die Ergebnisse der Online-Befragung, dass Gemeinden mit einer höheren So-
zialhilfequote die finanziellen Auswirkungen des KJG häufiger positiv einschätzen als 
die restlichen Gemeinden.  


 
1  Vgl. RRB Nr. 808/2015 S. 25, Zugriff am 6. Februar 2026. 



https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/beschluesse-des-regierungsrates/rrb/regierungsratsbeschluss-808-2015.html
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– Finanzmittel werden effizienter eingesetzt: Dies zeigt sich insbesondere im Bereich 
der Heim- und Familienpflege, wo die Kosten pro Nutzungstag im Jahr 2024 tiefer 
ausfielen als noch im Jahr 2022. Die Entwicklung deutet darauf hin, dass die Finanz-
mittel für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung finanziell effizienter eingesetzt und 
somit mit den gleichen Mitteln mehr Leistungen finanziert werden können. 


1.7 Gesamtbeurteilung 
Die Einführung des KJG hat sowohl positive als auch negative Auswirkungen. Einerseits 
ist der Zugang der Leistungsbeziehenden zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung nie-
derschwelliger und kantonsweit einheitlicher geworden. Weiter hat der Bezug von Leis-
tungen deutlich geringere finanzielle Auswirkungen auf die Leistungsbeziehenden bezie-
hungsweise deren Unterhaltspflichtigen als noch vor Inkrafttreten des KJG und der Zu-
gang zu den Leistungen ist nicht mehr abhängig von der Gemeinde. Insgesamt sind die 
Zuständigkeiten hinsichtlich der Kostentragungspflichten zwischen Kanton, Gemeinden 
und den Unterhaltspflichtigen klarer und die ergänzenden Hilfen zur Erziehung sind zu 
einem Teil des «Service public» geworden.  


Die Verbesserung des Zugangs zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung hat allerdings 
seinen Preis: Mit dem KJG sind die Ausgaben der öffentlichen Hand für das System an-
gestiegen. Der Anstieg ist hauptsächlich auf den erleichterten Zugang zu den ergänzenden 
Hilfen sowie auf eine Ausweitung der Leistungsmenge beziehungsweise auf die höhere 
Nachfrage nach Leistungen zurückzuführen. Welcher dieser Gründe in welchem Umfang 
zum Kostenanstieg beigetragen hat, lässt sich im Rahmen der Evaluation nicht beantwor-
ten. 


Abschliessend kann festgehalten werden, dass für die Mehrheit der in der Evaluation be-
fragten Akteure das KJG insgesamt zu Verbesserungen gegenüber dem alten System ge-
führt hat. Die Leistungsbeziehenden beziehungsweise deren Unterhaltspflichtige und Ge-
meinden mit vielen Fällen werden im neuen System deutlich entlastet. Das neue Finanzie-
rungsmodell schafft eine Form der kollektiven Solidarität zwischen den Gemeinden. 
Gleichzeitig besteht zwischen dem Kanton, der die Entscheide trifft, und den Gemeinden, 
die 60 Prozent der Kosten tragen, keine vollständige fiskalische Äquivalenz: Die Gemein-
den haben finanzielle Verantwortung, ohne über die entsprechenden Entscheidungskom-
petenzen zu verfügen, was insbesondere dann zu Spannungen führen kann, wenn stei-
gende Kosten nicht nachvollziehbar erscheinen.  


Die Nachfrage nach Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung scheint zurzeit 
noch nicht vollständig durch das vorhandene Angebot gedeckt zu sein. Das AJB geht des-
halb in seiner Gesamtplanung davon aus, dass bis 2029 die Kosten für die ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung von aktuell rund 112 Franken auf rund 114 bis 118 Franken pro Ein-
wohner/-in ansteigen werden. Gründe dafür sind das Bevölkerungswachstum und eine 
Ausweitung des Angebots in der Heim- und Familienpflege sowie im Bereich der DAF. 
Es gilt jedoch zu beachten, dass sich die Entwicklung der künftigen Kosten nur schwer 
prognostizieren lässt. Durch mehr Leistungen im Bereich der SPF könnten die Kosten 
insgesamt zwar theoretisch gesenkt werden, da dadurch weniger teure stationäre Angebote 
der Heim- und Familienpflege in Anspruch genommen werden müssten. Allerdings lässt 
sich diese Wirkung aktuell noch nicht beobachten. Zudem ist zu berücksichtigen, dass 
stationäre Angebote trotz höherer Kosten in bestimmten Situationen aus fachlicher Sicht 
weiterhin die angemessene Lösung darstellen. Bei der Diskussion um die Kostenentwick-
lung darf jedoch nicht vergessen werden, dass der frühzeitige und bedarfsorientierte Ein-
satz von ergänzenden Hilfen zur Erziehung dazu beitragen kann, später anfallende, teil-
weise erheblich kostenintensivere Hilfeleistungen (z.B. im Erwachsenenbereich) zu ver-
meiden.  
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2. Ausgangslage 


Per 1. Januar 2022 wurde das neue Kinder- und Jugendheimgesetz (KJG) zusammen mit 
der neuen Kinder- und Jugendheimverordnung (KJV) im Kanton Zürich in Kraft gesetzt. 
Die neuen gesetzlichen Grundlagen regeln die Leistungen und Finanzierung der ergänzen-
den Hilfen zur Erziehung sowie die Zuständigkeiten zwischen den beteiligten Akteuren. 
Dazu gehören die Unterhaltspflichtigen, Leistungserbringer, die Zuweisenden sowie die 
Gemeinden und der Kanton. Zu den Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
gehören die Sozialpädagogische Familienhilfe (SPF), die Familienpflege, die Dienstleis-
tungsangebote in der Familienpflege (DAF) und die Heimpflege. Die gesetzlichen Grund-
lagen haben das Ziel, mit bedarfsgerechten Angeboten die Betreuung und Unterstützung 
von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in schwierigen Lebenslagen sicher-
zustellen.  


Die Auswirkungen der neuen gesetzlichen Grundlagen auf die Planung und Steuerung, 
auf den Vollzug sowie auf die Leistungserbringung und die Angebotsgestaltung werden 
durch das Amt für Jugend und Berufsberatung (AJB) des Kantons Zürich in einer thema-
tisch gegliederten Evaluation überprüft. Im Fokus der Gesetzesrevision stehen vier über-
geordnete Absichten, mit denen insbesondere folgende inhaltliche Ziele verfolgt werden: 


– Verbesserung des Finanzierungsmodells auf allen Ebenen 
– Erhöhung der Rechtssicherheit hinsichtlich Zuständigkeiten und Entscheidungsbefug-


nissen 
– Schaffung von Steuerungsmöglichkeiten für den Kanton bei der Angebotsentwicklung 
– Flexibilisierung der Angebote zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Leistungspa-


lette 


2.1 Ziele und Fragestellungen 
Der vorliegende Bericht ist Teil der Gesamtevaluation und befasst sich mit dem Thema 
der Finanzierung der Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung. Die detaillierten 
Evaluationsfragen wurden zu Beginn des Auftrags gemeinsam mit den Verantwortlichen 
des AJB festgelegt. Das Projekt wurde von einer Echogruppe begleitet, in der Vertretende 
des AJB, der Sozialkonferenz des Kantons Zürich (SoKo), des Verbands der Gemeinde-
präsidien des Kantons Zürich (GPV) sowie Delegierte der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörden (KESB) und der Oberjugendanwaltschaft mitwirkten. In der vorliegenden 
Evaluation zu den neuen Regelungen des KJG bezüglich der Finanzierung beantworten 
wir die folgenden übergreifenden Fragen: 


1. Wie sind die konzeptionellen Änderungen bei der Finanzierung und dem Zugang zu 
den Leistungen zu beurteilen? 


2. Wie kann die Umsetzung des KJG in Bezug auf die Steuerung und Planbarkeit beur-
teilt werden? 


3. Wie haben sich das Angebot an und die Nachfrage nach den Leistungen der ergänzen-
den Hilfen zur Erziehung entwickelt? 


4. Wie haben sich die Kosten für die öffentliche Hand entwickelt? 
5. Wie ist die Totalrevision des KJG hinsichtlich der Finanzierung und Steuerung insge-


samt zu beurteilen? 


Die aufgeführten Evaluationsfragen werden im Kapitel zur Gesamtbeurteilung beantwor-
tet. 
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2.2 Vergleichsebenen  
Zur Bewertung des Evaluationsgegenstandes haben wir uns im vorliegenden Fall auf einen 
Vorher-Nachher-Vergleich und auf einen Quervergleich gestützt: 


– Vorher-Nachher-Vergleich: Um die Wirkungen der neuen Finanzierungsregelungen 
zu analysieren, haben wir unter Berücksichtigung der Leistungsmenge die beiden Zeit-
räume vor und nach dem Inkrafttreten des KJG miteinander verglichen. Damit der 
Einfluss von unbekannten Variablen auf die Wirkungen möglichst geringgehalten wer-
den konnte, haben wir hauptsächlich die Jahre kurz vor dem Inkrafttreten der Gesetz-
revision (2019–2021) als Vergleichswert zu den Jahren nach dem Inkrafttreten (2022–
2024) herangezogen. Zudem wurde beim Vergleich die Rückerstattung der Versorger-
taxen durch den Kanton nur punktuell berücksichtigt (vgl. folgende Infobox).  


– Quervergleich: Anhand eines Quervergleichs haben wir die Situation und die Entwick-
lung der Wirkungen erstens in den einzelnen Gemeinden und zweitens bei den Leis-
tungserbringern miteinander verglichen. 


– Soll-Ist-Vergleich: Mit einem Soll-Ist-Vergleich haben wir geprüft, inwiefern die Er-
wartungen an die neue Gesetzgebung erfüllt worden sind. Die Erwartungen haben wir 
basierend auf den im Vorfeld der Gesetzesrevision geführten Diskussionen im Ab-
schnitt 2.2 formuliert. 


Rückerstattung Versorgertaxen 
Infolge mehrerer Gerichtsentscheide durften Gemeinden Versorgertaxen, die sie basierend 
auf der alten Jugendheimgesetzgebung für Aufenthalte in beitragsberechtigten Zürcher 
Kinder- und Jugendheimen und in ausserkantonalen IVSE-anerkannten Kinder- und Ju-
gendheimen geleistet hatten, vom Kanton zurückfordern. Der Kanton bildete für die Rück-
abwicklung der Versorgertaxen in seiner Bilanz bis 2024 Rückstellungen in Höhe von 
über 400 Mio. Franken.2 Bei der Interpretation der Ergebnisse in den Kapiteln 5.2 und 5.3 
muss beachtet werden, dass ein Teil der rückerstatteten Versorgertaxen in den Zeitraum 
von 2018 bis 2021 gehört.  


2.3 Methodik 
Für die Datenerhebung und -analyse haben wir im vorliegenden Bericht sowohl qualitative 
als auch quantitative Methoden eingesetzt. Diese Triangulation der Methoden hat sich in 
der Evaluationsforschung mehrfach bewährt.3 Die folgenden Methoden sind zur Anwen-
dung gekommen: 


2.3.1 Dokumentenanalyse 
Für die Dokumentenanalyse haben wir die aktuellen und früheren gesetzlichen Grundla-
gen (KJG und KJV respektive Gesetz über die Jugendheime und Pflegekinderfürsorge und 
die dazugehörigen Verordnungen) sowie frühere Studien im Zusammenhang mit den er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung im Kanton Zürich untersucht. Die Analyse dieser Doku-
mente war Ausgangspunkt der Evaluation und stellte eine wichtige Grundlage bei der 
Ausarbeitung der Erhebungsinstrumente dar. 


2.3.2 Analyse Prozess- und Monitoring-Daten 
Im Rahmen der Evaluation analysierten wir unterschiedliche Prozess- und Monitoring-
Daten. Dazu gehören Daten zum Angebot an und der Nachfrage nach Leistungen der er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung, zu den Ausgaben des Kantons und der Gemeinden für 
den Vollzug des KJG beziehungsweise des Vorgängergesetzes und für die wirtschaftliche 
Sozialhilfe sowie zu den Fallzahlen in der Sozialhilfe und zur Sozialhilfequote. Bei den 


 
2  Regierungsrat Kanton Zürich (2025): Geschäftsbericht 2024 – Teil III: Finanzbericht, S. 59. 
3  Vgl. dazu Flick, Uwe (2008): Triangulation: Eine Einführung. 2. Auflage. VS Verlag, Wiesbaden. 
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Daten zu den Ausgaben des Kantons gilt es zu beachten, dass für den Zeitraum vor dem 
Inkrafttreten des KJG einzig die Ausgaben des AJB ausreichend detaillierter Qualität ver-
fügbar sind. Die Angaben zu Ausgaben anderer kantonaler Stellen (z.B. Volksschulamt, 
Jugendanwaltschaft oder Kantonales Sozialamt) sind systembedingt nur als Schätzungen 
für einzelne Jahre verfügbar. Beim Vergleich zwischen den Zeiträumen vor und nach dem 
Inkrafttreten des KJG gilt es, diese unterschiedliche Datenbasis zu berücksichtigen. 


2.3.3 16 leitfadengestützte Interviews mit Anspruchsgruppen 
Weiter haben wir 16 leitfadengestützte Einzel- und Gruppeninterviews mit Vertretenden 
der öffentlichen Hand (Gemeinde und Kanton) und mit Vertretenden der verschiedenen 
Leistungserbringern (sozialpädagogische Familienhilfe, Familienpflege, Leistungserbrin-
ger von Dienstleistungsangeboten in der Familienpflege und Heimpflege) mit und ohne 
LV geführt. Eine Übersicht über die Interviewpartner/-innen befindet sich im Abschnitt 
A 1 im Anhang. Die Auswahl der Personen ist gemeinsam mit dem Auftraggeber erfolgt. 
Ziel dieser Interviews war es, vertiefte Informationen zur Konzeption und Umsetzung des 
neuen Finanzierungsmodells durch Kanton und Gemeinden sowie Hinweise zu den finan-
ziellen Auswirkungen der Gesetzesrevision auf die beteiligten Akteure zu erheben. Die 
Interviews dauerten zwischen 60 und 90 Minuten und wurden mehrheitlich online durch-
geführt. 


2.3.4 6 Fallstudien mit ausgewählten Gemeinden 
Im Rahmen der Fallstudien haben wir bei sechs Gemeinden (Bülach, Dietikon, Illnau-
Effretikon, Stallikon, Volketswil und Zürich) die finanziellen Auswirkungen der neuen 
gesetzlichen Grundlagen vertiefend analysiert. Hierfür haben wir zunächst mittels eines 
Erhebungsrasters die Einnahmen und Ausgaben der Fallstudien-Gemeinden vor und nach 
Inkrafttreten des KJG erhoben. Das Erhebungsraster haben wir basierend auf dem Erhe-
bungsraster einer früheren Studie4 gemeinsam mit dem Auftraggeber und den Fallstudien-
Gemeinden erarbeitet. Es gilt zu berücksichtigen, dass die Fallstudien-Gemeinden ihre 
Daten aufgrund unterschiedlicher Datenerhebungen teilweise in einer unterschiedlichen 
Detailtiefe lieferten. Dies wurde bei der Analyse der Ergebnisse berücksichtigt. 


Im Anschluss an die Datenerhebung haben wir mit Vertretenden der Fallstudien-Gemein-
den leitfadengestützte Interviews geführt, dies zur Klärung von offenen Fragen und zur 
Vertiefung der Ergebnisse (vgl. Liste mit Interviewpartner/-innen im Abschnitt A 1 im 
Anhang). Die Fallstudien-Gemeinden haben wir gemeinsam mit dem Auftraggeber und 
mit Vertretenden der Echogruppe festgelegt. Bei der Auswahl der Gemeinden wurden 
verschieden Kriterien angewendet (Bevölkerungsgrösse, Bezirk, Sozialhilfequote, Ju-
gendquotient und Raumtyp), um der Heterogenität der Gemeinden im Kanton Zürich 
Rechnung zu tragen. Ziel war es, Aussagen über die Auswirkungen in möglichst unter-
schiedlichen Gemeinden tätigen zu können. Mehr Informationen zu den Kriterien und der 
Auswahl der Gemeinden finden sich im Abschnitt A 2 im Anhang. 


2.3.5 Standardisierte Online-Befragung bei allen Gemeinden:  
Schliesslich haben wir gegen Ende der Evaluation eine standardisierte Online-Befragung 
bei allen Gemeinden im Kanton Zürich durchgeführt. Ziel der Online-Befragung war es, 
die Erkenntnisse aus den vorherigen Erhebungen auf breiter Basis zu validieren und die 
Repräsentativität der Gesamtergebnisse zu erhöhen. Die Einladung zur Online-Befragung 
wurde hauptsächlich an die in den jeweiligen Gemeinden verantwortlichen Personen für 
die Sozialhilfe – in der Regel die Vorstehenden der Sozialämter, teilweise auch 


 
4  Gerber, Verena (2022): Evaluation der vom neuen Kindes- und Jugendheimgesetzes betroffe-


nen Kosten und Erträge in einer Anzahl ausgewählter Gemeinden im Kanton Zürich in den Jah-
ren 2018 und 2019, Sofrag – Büro für sozialpolitische Fragen. 
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Gemeindeschreiber/-innen – geschickt. Einzelne Gemeinden haben ihre Sozialämter in 
einem Zweckverband organisiert. In diesem Fall wurden die Zweckverbände angeschrie-
ben und gebeten, die Befragung für die jeweilige Gemeinde auszufüllen. Insgesamt 
scheint die Befragung von den Vertretungen der Gemeinden sorgfältig ausgefüllt worden 
zu sein, was sich nicht zuletzt am geringen Anteil der «Weiss nicht/Keine Angabe»-Ant-
worten bei den meisten Fragen zeigt.  


Die Online-Befragung fand zwischen dem 17. November und dem 12. Dezember 2025 
statt. Es wurden 146 Gemeinden und Zweckverbände angeschrieben. An der Befragung 
haben 92 Gemeinden teilgenommen. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 63 Prozent. 
Detaillierte Informationen zum Rücklauf nach ausgewählten Merkmalen finden sich im 
Abschnitt A 3 im Anhang. In unserem Rücklauf sind die grösseren Gemeinden mit mehr 
als 10’000 Einwohner/-innen im Vergleich mit kleineren Gemeinden leicht überrepräsen-
tiert. Auf eine Gewichtung der Ergebnisse wurde nach einem stichprobenartigen Ver-
gleich der gewichteten und ungewichteten Ergebnisse jedoch verzichtet, da die Ergebnisse 
kaum abweichen. Die Ergebnisse der Online-Befragung können als repräsentativ für die 
Gemeinden im Kanton Zürich betrachtet werden. 


2.4 Aufbau des Berichts 
Der vorliegende Bericht ist in fünf Kapitel gegliedert. Im Kapitel 2 ist die Konzeption des 
neuen KJG mit den zentralen gesetzlichen Änderungen der Totalrevision erläutert. In Ka-
pitel 3 ist der Vollzug durch Kanton, Gemeinden und Leistungserbringer beschrieben. In 
Kapitel 4 ist die Entwicklung von Angebot und Nachfrage der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung seit Inkrafttreten des KJG dargestellt. Kapitel 5 zeigt die Kostenentwicklung 
sowohl insgesamt als auch getrennt für den Kanton und für die Gemeinden. Die Zusam-
menfassung der zentralen Erkenntnisse und die Bewertung sind dem Bericht vorangestellt. 
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3. Konzeption des neuen KJG 


In diesem Kapitel geben wir einen Überblick über die zentralen Änderungen, die sich aus 
der neuen Gesetzgebung im Bereich der Finanzierung und Steuerung der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung ergeben. Zunächst stellen wir die wichtigsten Änderungen der To-
talrevision der gesetzlichen Grundlagen vor (vgl. Abschnitt 2.1). Anschliessend greifen 
wir die Erwartungen an die neue Gesetzgebung auf (vgl. Abschnitt 2.2), bevor wir ab-
schliessend die Einschätzungen der befragten Anspruchsgruppen zur Konzeption des 
neuen KJG zusammenfassen (vgl. Abschnitt 2.3). 


3.1 Totalrevision der Gesetzgebung 
Das KJG des Kantons Zürich hat das alte Gesetz vom 1. April 1962 über die Jugendheime 
und die Pflegekinderfürsorge vollständig abgelöst. Die umfassende Neuregelung markiert 
einen grundlegenden Systemwechsel. Im Folgenden werden die wichtigsten Änderungen 
beim Zugang zu den Leistungen und der Kostenverteilung dargestellt.  


3.1.1 Zugang zu den ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
Grundsätzlich haben alle Kinder und Jugendlichen im Kanton Zürich Anspruch auf ergän-
zende Hilfen zur Erziehung. Mit der neuen Gesetzgebung erfolgt der Zugang zur Finan-
zierung zentral, indem Antragstellende bei der Abteilung Fallfinanzierung des Zentralbe-
reichs Ergänzende Hilfen zur Erziehung (ZBE) des AJB eine Kostenübernahmegarantie 
(vor Inkrafttreten des KJG «Kostengutsprachen») beantragen. Das AJB prüft, ob die for-
malen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind und ob der Antrag vollständig, notwendig 
und verhältnismässig ist. Bei positiver Prüfung wird die Kostenübernahmegarantie für 
maximal ein Jahr erteilt. 


Mit diesem Verfahren werden die Gemeinden von ihren bisherigen Aufgaben im Zusam-
menhang mit dem Leistungsbezug entlastet. Das einzelfallweise Durchführen von Kos-
tengutsprachen entfällt damit vollständig. Für Leistungserbringer sollte die veränderte Ab-
wicklung keine zusätzliche Belastung darstellen. Bereits bisher mussten sie mit Auftrag-
gebern wie Unterhaltspflichtigen, Gemeinden oder der KESB die Finanzierung sowie die 
Abrechnung und Berichterstattung klären. Neu werden diese Prozesse nach kantonalen 
Vorgaben standardisiert und die Leistungen zentral über den Kanton abgerechnet. 


3.1.2 Neue Verteilung der Kosten 
Mit Inkrafttreten des KJG ist die Finanzierung von stationären und gewissen ambulanten 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe grundlegend neu geregelt worden. Während vor 
Inkrafttreten des KJG die Unterhaltspflichtigen grundsätzlich für die Kosten aufkommen 
mussten und die Gemeinden bei fehlender Zahlungsfähigkeit im Rahmen der wirtschaft-
lichen Sozialhilfe subsidiär einsprangen, sind Unterhaltspflichtige heute nicht mehr 
Hauptträger der Kosten. Sie leisten lediglich Beiträge für Verpflegung und Nebenkosten. 


An die Stelle der einzelfallbezogenen und fragmentierten Finanzierung ist ein solidarisch 
getragenes Gesamtkostenmodell getreten. Die Kosten der ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung werden neu zwischen Kanton und Gemeinden aufgeteilt, wobei die Gemeinden 
60 Prozent und der Kanton 40 Prozent der Kosten der bezogenen ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung übernehmen. Damit tragen nicht mehr die Familien/Unterhaltspflichtigen be-
ziehungsweise die wirtschaftliche Sozialhilfe die Kosten. Zudem ist ein grosser Teil der 
Ausgaben der wirtschaftlichen Sozialhilfe für die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung in einen neuen Ausgabenposten verlagert worden: Mit Inkrafttreten des KJG 
übernimmt die wirtschaftliche Sozialhilfe nur noch die durch die Unterhaltspflichtigen 
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geschuldeten Beiträge für Verpflegung und Nebenkosten. Das neue System soll damit Un-
terhaltspflichtige finanziell entlasten, die sozialhilferechtlichen Abhängigkeiten reduziert 
und mehr Planbarkeit für die Gemeinden schaffen. Gleichzeitig stärkt es die Rolle des 
Kantons in der Steuerung, Planung und Sicherstellung bedarfsgerechter Angebote und 
markiert damit einen grundlegenden Paradigmenwechsel in der Kinder- und Jugendhilfe. 


Darüber hinaus ermöglichen die neuen gesetzlichen Grundlagen die Gewährung von Sub-
ventionen für Projekte, die der Qualitätsentwicklung und der Weiterentwicklung der An-
gebote dienen (§ 21 KJG). Diese Subventionen richten sich insbesondere an Vorhaben, 
die zur Qualitätsentwicklung und -sicherung der bestehenden Angebote beitragen, der Er-
probung und Weiterentwicklung neuer Angebotsformen dienen oder die Fach- und Me-
thodenkompetenz der Leistungserbringer stärken. Damit soll ein Anreiz für die kontinu-
ierliche Verbesserung und Weiterentwicklung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung ge-
schaffen werden. 


Die Aufteilung der Kosten der ergänzenden Hilfen zur Erziehung vor und nach Inkrafttre-
ten des KJG sind in Darstelleng D 2.1 in einer Übersicht zusammengefasst. Die Darstel-
lung bildet die vom Gesetzgeber grundsätzlich intendierte Kostenverteilung ab. In der Pra-
xis ist diese aufgrund von Rechtsprechung sowie gesetzgeberischen Anpassungen im Zeit-
verlauf teilweise komplexer ausgestaltet. 


• D 2.1: Kostenverteilung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung vor und nach Inkrafttreten des KJG 


Akteur Vor Inkrafttreten des KJG (bis 31.12.2021) Nach Inkrafttreten des KJG (ab 1.1.2022) 


Unterhalts-
pflichtige 


Unterhaltspflichtige mussten gemäss Jugendheimge-
setz grundsätzlich die Kosten für Heim- und Fami-
lienpflege sowie SPF tragen. Die Zahlungen orien-
tierten sich an den sogenannten Versorgertaxen: Un-
terhaltspflichtige trugen die Heimkosten bis zur Höhe 
der festgelegten Taxe. 


Unterhaltspflichtige sind nicht mehr Hauptkostenträger der er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung. Sie tragen nur noch einen 
pauschalen Verpflegungsbeitrag (derzeit 25 Franken pro Auf-
enthaltstag) sowie individuelle Nebenkosten (z.B. für Taschen-
geld, Kleidung, Brillen im Umfang von 192 bis 473 Franken pro 
Monat, je nach Lebensphase der Kinder/Jugendlichen) bei Plat-
zierungen in Heim- und Familienpflege. 


Gemeinden Waren Unterhaltspflichtige nicht zahlungsfähig, über-
nahmen die sozialhilferechtlich zuständigen Gemein-
den diese Kosten im Rahmen der Sozialhilfe sub-
sidiär. 


Die Gemeinden tragen 60 Prozent der Kosten der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung. Die Kostenverteilung auf die Gemeinden 
erfolgt nach Einwohnerzahl. Zusätzlich übernehmen die Ge-
meinden fallweise den Verpflegungsbeitrag und die Nebenkos-
ten, wenn Unterhaltspflichtige nicht dafür aufkommen können. 


Kanton Der Kanton beteiligte sich über Staatsbeiträge an 
den Sozialhilfekosten sowie durch die Übernahme 
der Differenz zwischen Versorgertaxe und den effek-
tiven Heimkosten. Zudem hat der Kanton Zürich die 
Versorgertaxen für Kinder- und Jugendheime, die 
zwischen 2006 und 2021 mangels gesetzlicher 
Grundlage zu Unrecht erhoben wurden, an die Ge-
meinden zurückerstattet.  


Der Kanton übernimmt 40 Prozent der Kosten der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung. Zudem stellt er Ressourcen für die Ge-
samtplanung, Steuerung und Weiterentwicklung der ergänzen-
den Hilfen zur Erziehung bereit. Weiter leistet der Kanton einen 
Kostenanteil von 4 Prozent an den Kosten der Gemeinden für 
die wirtschaftliche Sozialhilfe und ersetzt den Gemeinden die 
Kosten der wirtschaftlichen Hilfe an Ausländer/-innen, die noch 
nicht zehn Jahre ununterbrochen Wohnsitz im Kanton haben.5  


• Quelle: Darstellung Interface. 


3.2 Erwartungen an die neue Gesetzgebung 
Mit der Totalrevision bezweckt der Gesetzgeber, die ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
im Kanton Zürich auf eine einheitliche rechtliche, organisatorische und finanzielle 


 
5  § 44 und 45 des Sozialhilfegesetzes des Kantons Zürich vom 14. Juni 1981 (Sozialhilfegesetz 


SHG; SR 851.1). 
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Grundlage zu stellen. Die Ziele der Revision lassen sich gestützt auf den Regierungsrats-
beschluss (RRB) Nr. 706/2013 in vier Themenbereiche gliedern. Es sollen insbesondere 
die Rechtssicherheit erhöht, die Finanzierungsmechanismen angepasst und die Steue-
rungsmöglichkeiten des Kantons erweitert werden. Gleichzeitig soll ein bedarfsgerechter 
und flexibler Einsatz der Leistungen zugunsten von Kindern, Jugendlichen und ihren Un-
terhaltspflichtigen ermöglicht werden. 


Im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses zur neuen Gesetzgebung wurden verschiedene 
Änderungen sowie deren Folgen für die Akteure und das Gesamtsystem der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung diskutiert. Vor dem Hintergrund der Fragestellungen dieses Evalu-
ationsteils (vgl. Abschnitt 1.1) rücken insbesondere Aspekte der Finanzierung bezie-
hungsweise der administrativen Aufwendungen für die Gemeinden in den Fokus – und 
damit die folgenden Erwartungen, die erfüllt werden sollen:6 


– Stärkung der Rechtsgleichheit: Die Anspruchsvoraussetzungen und der Zugang zu er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung sollen kantonsweit einheitlich ausgestaltet sein und 
nicht mehr von der Wohnsitzgemeinde oder deren Vollzugspraxis abhängen. 


– Absicherung der Gemeinden gegen Kostenrisiken: Durch die neue Finanzierungslogik 
sollen Gemeinden – insbesondere kleinere Gemeinden – vor finanziellen Überlastun-
gen infolge unvorhersehbarer und kostenintensiver Einzelfälle geschützt werden. 


– Reduktion administrativer Belastung für die Gemeinden: Durch Verlagerung zentraler 
Vollzugs- und Finanzierungsaufgaben auf die kantonale Ebene sollen die Gemeinden 
administrativ entlastet werden. 


– Bessere Vorhersehbarkeit der Kostenentwicklung: Mit der Einführung von pauscha-
lierten Gemeindebeiträgen (Pro-Kopf-Beiträge) sollen die Gemeinden ihre Aufwen-
dungen besser budgetieren können. 


– Erhöhte Finanzierungssicherheit für Leistungserbringer: Als Folge der zentralen 
Leistungsbestellung und Finanzierung durch den Kanton sollen Leistungserbringer 
von individuellen Kostenübernahmegarantien einzelner Gemeinden entlastet werden. 


– Systematische Entlastung der Sozialhilfe: Durch die klare Zuordnung der Finanzierung 
und den Wegfall der Unterhaltspflichtigen als Schuldner der Leistungen wird eine fi-
nanzielle und administrative Entlastung der Sozialhilfe erwartet. 


Die finanziellen Auswirkungen der Neuregelung auf die Nettokosten der Gemeinden wa-
ren im Gesetzgebungsprozess ein zentraler Diskussionspunkt zwischen den föderalen 
Ebenen. Die politischen Auseinandersetzungen mündeten schliesslich in den heute gel-
tenden Kostenteiler, bei dem die Gemeinden 60 Prozent und der Kanton 40 Prozent der 
Gesamtkosten übernehmen. Die Verteilung unter den Gemeinden erfolgt über Pro-Kopf-
Beiträge nach Einwohnerzahl. 


3.3 Beurteilung der Konzeption durch die Anspruchsgruppen 
In der Online-Befragung sowie in den Interviews mit den Vertretenden der befragten Ge-
meinden und der Leistungserbringer wurden die folgenden positiven Aspekte der neuen 
Konzeption des Systems der ergänzenden Hilfen zur Erziehung genannt: 


– Zuständigkeiten beim Vollzug und bei der Finanzierung sind klarer geworden: Die 
überwiegende Mehrheit der an der Online-Befragung teilgenommenen Gemeinden 
(82%) gab an, dass im neuen System die Zuständigkeiten zwischen Kanton, Gemein-
den und Unterhaltspflichtigen bei der Finanzierung der ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung klarer geworden seien. Ebenso ist die Mehrheit der befragten Gemeinden (80%) 


 
6 Vgl. dazu Auszug aus dem Antrag des Regierungsrates vom 19. August 2015 5222, Kinder- und 


Jugendheimgesetz (KJG). 
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der Ansicht, dass die Zuständigkeiten beim Vollzug der Aufgaben im Zusammenhang 
mit den ergänzenden Hilfen zur Erziehung (z.B. Bearbeitung Kostenübernahmegaran-
tien, Absprachen mit den Antragstellenden usw.) mit dem KJG klarer geworden sind. 


– Kantonsweit einheitliche Finanzierung weist deutliche Zustimmung auf: In der Online-
Befragung beurteilte die überwiegende Mehrheit der Befragten (80%) die kantonsweit 
einheitliche Regelung der Finanzierung als positiv. Auch in nahezu allen Interviews 
wurde die neue Finanzierung als positive Verbesserung gegenüber dem alten System 
hervorgehoben. Die Anträge für die Kostenübernahmegarantien würden einheitlich 
beurteilt und somit gleichberechtigt behandelt werden. Vor Inkrafttreten des KJG seien 
solche Anträge je nach Gemeinde sehr unterschiedlich behandelt worden. Die einheit-
liche Anwendung gebe den Leistungserbringern mehr Sicherheit und habe deren Auf-
wand für Verhandlungen, der vor Inkrafttreten des KJG insbesondere mit kleineren 
Gemeinden hoch war, reduziert. 


– Solidarische Kostenbeteiligung durch alle Gemeinden ist ebenfalls positiv: In der On-
line-Befragung beurteilten über 70 Prozent der Befragten den Umstand, dass sich mit 
dem KJG alle Gemeinden entsprechend ihrer Einwohnerzahl an den Gesamtkosten der 
Leistungserbringung beteiligen, positiv.  


– Für viele Gemeinden überwiegen die Vorteile des neuen Finanzierungsmodells: Für 
die meisten Interviewpartner/-innen hat das neue System zu vielen Verbesserungen 
gegenüber dem alten System geführt, auch wenn es noch Optimierungspotenzial gibt. 
In der Online-Befragung gaben 62 Prozent der Gemeinden an, dass die Vorteile des 
neuen Finanzierungsmodells dessen Nachteile insgesamt überwiegen würden. Gut ein 
Viertel der Befragten stimmte dieser Aussage nicht zu. Diesbezüglich zeigen sich je 
nach Sozialhilfequote Unterschiede zwischen den Gemeinden (vgl. Darstellung 
D 2.2): Lediglich rund ein Drittel der befragten Gemeinden mit einer tiefen Sozialhil-
fequote ist der Ansicht, dass die Vorteile die Nachteile überwiegen, während bei Ge-
meinden mit einer mittleren oder hohen Sozialhilfequote die Zusprache deutlich höher 
liegt (68% respektive 75%).7  


• D 2.2: Beurteilung Vorteile des neuen Finanzierungsmodells 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Ergebnissen der Online-Befragung der Gemeinden.  


 
7  Tiefe Sozialhilfequote = Sozialhilfequote unter 1,1 Prozent; mittlere Sozialhilfequote = Sozialhil-


fequote zwischen 1,1 und 2,2 Prozent; hohe Sozialhilfequote = Sozialhilfequote über 2,2 Prozent 
(vgl. Abschnitt A 2 im Anhang für weitere Informationen zur Kategorisierung der Gemeinden 
nach ihrer Sozialhilfequote). 
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Die Frage lautete: Inwiefern stimmen Sie folgender Aussage zu: Die Vorteile des neuen 
Finanzierungsmodells überwiegen insgesamt dessen Nachteile.
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Stimme ich überhaupt nicht zu Weiss nicht/Keine Angaben
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Auf der anderen Seite wurden in den Erhebungen die folgenden Herausforderungen und 
Verbesserungsvorschläge im Zusammenhang mit der Konzeption der ergänzenden Hilfen 
zur Erziehung ermittelt: 


– Unterschiedliche Ansichten über Verbesserungsvorschläge am Finanzierungsschlüs-
sel: In der Online-Befragung haben wir die Gemeinden zu möglichen Verbesserungen 
am neuen Finanzierungsschlüssel befragt. Die Antworten fielen dabei unterschiedlich 
aus (vgl. Darstellung D 2.3). Rund 50 Prozent sind der Meinung, dass es Anpassungen 
am neuen Finanzierungsschlüssel braucht. Insbesondere Gemeinden mit einer tiefen 
Steuerkraft stimmen dieser Aussagen zu (67%), während Gemeinden mit einer hohen 
Steuerkraft dieser Aussage weniger zustimmen (27%). Allerdings finden sich zu den 
befragten Anpassungsvorschlägen keine Mehrheiten unter den Gemeinden. 39 Prozent 
der Gemeinden gaben an, dass sich Gemeinden mit mehr Fällen von ergänzenden Hil-
fen zur Erziehung stärker an den Kosten beteiligen sollen. 43 Prozent gaben wiederum 
an, dass sich die Unterhaltspflichtigen stärker an den Kosten beteiligen sollen. Es gilt 
zu beachten, dass die Befragten sowohl für die eine als auch die andere Anpassung 
eine separate Antwort geben konnten. In offenen Fragen der Online-Befragung wurde 
zudem erwähnt, dass die Finanzkraft der Unterhaltspflichtigen bei der Bemessung der 
geschuldeten Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge einfliessen oder dass das Alter 
der Kinder und Jugendlichen berücksichtigt werden sollte (z.B. tiefere Verpflegungs-
beiträge bei Babys als bei Jugendlichen). In einem Interview mit einer Gemeinde 
wurde zudem der Vorschlag gemacht, dass sich die Unterhaltspflichtigen an den Leis-
tungen der SPF mittels eines symbolischen Beitrages von fünf Franken beteiligen, um 
dadurch eine gewisse Hürde für den Bezug dieser Leistungen einzubauen und eine zu 
rasche Inanspruchnahme zu verhindern. Bei der Diskussion zum Umfang der geschul-
deten Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge gilt es zu berücksichtigen, dass gemäss 
einer Studie von 2023 im Bereich der Heimpflege zwei Drittel der geschuldeten Bei-
träge nicht durch die Unterhaltspflichtigen, sondern von der Sozialhilfe übernommen 
werden. Im Bereich der Familienpflege übernehmen zwischen 50 und 95 Prozent der 
Unterhaltspflichtigen ihre geschuldeten Beiträge nicht.8 


• D 2.3: Beurteilung Anpassungsmöglichkeiten am Finanzierungsschlüssel 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Ergebnissen der Online-Befragung der Gemeinden. 


 
8  Ecoplan (2023): Analyse Verpflegungsbeiträge, Amt für Jugend und Berufsberatung des Kan-


tons Zürich, Bern, S. 1. 
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Die Frage lautete: Wie ist Ihre Zustimmung zu den folgenden Anpassungsmöglichkeiten?
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– Weitere Vorschläge zur Anpassung der Finanzierung: In den offenen Fragen der On-
line-Befragung und in den Interviews mit den Gemeinden wurden weitere Vorschläge 
zur Verbesserung der Finanzierung genannt. So wurde beispielsweise gesagt, dass bei 
der Gestaltung des Finanzierungsschlüssels die Finanzkraft,9 die soziale Belastung 
und die Fallzahlen der Gemeinden berücksichtigt werden sollen. Weiter wurde ver-
langt, dass der Kanton sich stärker an den durch die Gemeinden übernommenen Ver-
pflegungs- und Nebenkostenbeiträgen der Unterhaltspflichtigen im Rahmen der Heim- 
und Familienpflege finanziell beteiligen soll. Zudem wurde sowohl in den Interviews 
mit den Gemeinden als auch in den offenen Fragen der Online-Befragung mehrfach 
angemerkt, dass die Anteile an den Kosten des Kantons und der Gemeinden je 50 Pro-
zent betragen sollen (statt aktuell 40/60) oder der Kanton gar 60 Prozent der Kosten 
übernehmen solle, da der Kanton über die Kompetenzen in der Steuerung und Planung 
verfüge. Inwiefern diese Vorschläge gemeindeübergreifend eine hohe Zustimmung 
geniessen, kann mittels der verfügbaren Daten nicht validiert werden. 


 
9  Im Hinblick auf die Finanzkraft gilt es auf die Studie der Interkantonalen Hochschule für Heilpä-


dagogik Zürich hinzuweisen, in der zur Finanzierung der Leistungen der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung ein proportionales Modell basierend auf der effektiven Finanzkraft oder Steuerkraft 
einer Gemeinde empfohlen wird (Liesen, C./Wyder, A. [2015]: Auswirkungen des KJG-Gesamt-
kostenmodells, Interkantonale Hochschule für Heilpädagogik Zürich, Forschung und Entwick-
lung). 
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4. Vollzug des KJG 


In diesem Kapitel stellen wir die Auswirkungen des KJG auf Vollzug durch den Kanton 
(vgl. Abschnitt 3.1), die Gemeinden (vgl. Abschnitt 3.2) und die Leistungserbringer (vgl. 
Abschnitt 3.3) dar. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der finanziellen Steuerung sowie der 
Planung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung. 


4.1 Vollzug durch den Kanton 
Der Kanton beziehungsweise das AJB übernimmt im System der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung eine zentrale Rolle, indem er unter anderem die Ressourcen für die Umsetzung 
des KJG bereitstellt – dazu gehören Aufgaben wie die Gesamtplanung, Aufsicht, Bewilli-
gung, Steuerung und Weiterentwicklung. 


In der Darstellung D 3.1 ist die Abweichung der realisierten Ausgaben des AJB für die 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung von den budgetierten Ausgaben zwischen 2019 und 
2024 dargestellt.  


• D 3.1: Differenz von budgetierten und realisierten Ausgaben des AJB für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung, 2019−2024 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Kantons Zürich.  
Legende: Von den Ausgaben abgezogen sind die Erträge des AJB im Zusammenhang mit dem Vollzug des KJG. Damit gemeint sind 
insbesondere die Kostenanteile der Gemeinden, die Beiträge des Bundes und sonstige Einkünfte (z.B. Gebühren für Dienstleistungen 
des Kantons oder Rückzahlungen von Investitionsbeiträgen durch private Leistungserbringer). 


Aus der Darstellung und den Interviews mit den Verantwortlichen des Kantons lassen sich 
folgende positive Auswirkungen des KJG auf die Planung und Steuerung durch den Kan-
ton ableiten: 


– Direkt nach Inkrafttreten des KJG stärkere Abweichungen bei der Budgetierung: Die 
Darstellung zeigt, dass in den ersten beiden Jahren nach dem Inkrafttreten des KJG die 
realisierten Ausgaben des AJB im Vergleich mit den Jahren vor dem Inkrafttreten des 
KJG leicht stärker von den budgetierten Ausgaben abgewichen sind. In beiden Jahren 
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waren die realisierten Ausgaben höher, als dies im Budget geplant war. Die Differenz 
ist hauptsächlich auf höhere Ausgaben für die Abgeltung der Leistungen der Heim-
pflege für betreutes Wohnen und der SPF zurückzuführen, die in beiden Jahren ge-
meinsam um über 100 Mio. Franken höher ausfielen als ursprünglich budgetiert wor-
den war. Gemäss Aussagen aus den Interviews ist diese Abweichung darauf zurück-
zuführen, dass das Budget auf der Zahl der erbrachten Leistungen zwischen 2016 und 
2019 basierte, die Nachfrage nach Leistungen seit der Corona-Pandemie jedoch stark 
angewachsen ist (vgl. Abschnitt 4.2). Überdies konnte aufgrund fehlender Daten die 
Verlagerung der Kosten von gewissen kantonalen Ämtern auf das AJB im Budget 
nicht präzise abgebildet werden (vgl. Abschnitt 5.2). 


– Geringe Abweichungen im Budget ab 2024: Ab 2024 hat sich die Abweichung der 
realisierten von den budgetierten Ausgaben im Vergleich mit den Jahren vor dem In-
krafttreten des KJG wieder normalisiert. Diese Normalisierung deutet darauf hin, dass 
das Budget als Planungsgrundlage für das AJB nach einer Übergangszeit mittlerweile 
(wieder) funktioniert.  


– Verbesserung der Grundlagen zur Steuerung und Planung: In den Interviews wurde 
gesagt, dass die Planungsgrundlagen – dies umfasst nicht nur das Budget, sondern auch 
Daten zu den Leistungserbringern – mittlerweile von besserer Qualität seien als noch 
vor und direkt nach Inkrafttreten des KJG. Der Kanton habe insbesondere eine bessere 
Übersicht über die Zahl der Pflegefamilien sowie der Leistungserbringer von SPF und 
DAF. Dadurch würde der Kanton sehen, in welchen Bereichen Angebotslücken exis-
tieren und somit diese Lücken künftig gezielt schliessen können. Die Grundlagen wur-
den durch die Interviewten als gute Grundlage für die Steuerung und Planung beurteilt.  


In den Interviews mit den Vertretenden des Kantons, der befragten Gemeinden und der 
Leistungserbringer wurden auch Herausforderungen und Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Planung und Steuerung durch den Kanton genannt: 


– Qualität bei Leistungserbringern mit LV und Pflegefamilien kann Kanton steuern, bei 
Leistungserbringern ohne LV hingegen nicht: Gemäss Aussagen der kantonalen Ver-
antwortlichen kann der Kanton das Angebot der Leistungserbringer insbesondere über 
die LV steuern. Darin könne der Kanton beispielsweise Vorgaben an die Qualität ma-
chen. Der Kanton kontrolliere die Einhaltung der Vorgaben durch Beaufsichtigungen 
der Leistungserbringer. Bei den Kontrollen der Leistungserbringer von SPF, DAF oder 
Heimpflege komme ein detailliertes Prüfraster mit festgelegten Qualitätskriterien zur 
Anwendung, mit dem versucht werde, ein möglichst umfassendes Bild über den Leis-
tungserbringer zu schaffen. Es komme vor, dass der Kanton LV-Anträge von Leis-
tungserbringern aufgrund von Vorbehalten bei der Qualität des Angebots ablehne. Im 
Bereich der Pflegefamilien erfolge die Steuerung über den kantonalen Pflegefamilien-
Pool. Insgesamt könne der Kanton bei den Pflegefamilien und Leistungserbringern mit 
LV die Qualität gut steuern. Bei den Leistungserbringern ohne LV wurde zwar mehr-
fach der Wunsch nach einer besseren Qualitätskontrolle in den Interviews mit den 
Leistungserbringern und den Gemeinden geäussert (vgl. dazu auch Abschnitt 4.1), die 
Umsetzung ist gemäss Einschätzung der kantonalen Verantwortlichen allerdings 
schwieriger. Im Bereich der DAF komme zusätzlich hinzu, dass viele Erbringer von 
DAF ausserhalb des Kantons Zürich angesiedelt und somit andere Verwaltungsstellen 
für die Beaufsichtigung zuständig seien. 


– Kontrollmöglichkeiten für den Kanton bei der finanziellen Abrechnung sind teilweise 
eingeschränkt: Während bei den Heimen die Kontrolle des Budgets und der Jahres-
rechnung gemäss den Interviewten des Kantons gut funktioniert, erfolgt die Kontrolle 
bei den Leistungserbringern von SPF aufgrund der grossen Zahl an Leistungserbringer 
mittels Stichproben. Vertiefende Kontrollen bei einer breiten Zahl von Leistungser-
bringern von SPF seien derzeit nicht möglich. Es gilt allerdings festzuhalten, dass 
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Leistungserbringer bei unrichtigen und unvollständigen Angaben mit Bussen von bis 
zu 20’000 Franken bestraft werden können.10 


– Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung: In den 
Interviews mit den Vertretenden des Kantons und der Leistungserbringer wurde ge-
sagt, dass der Kanton mittels Informationsmassnahmen (z.B. Infoveranstaltungen, 
Kursangebote) die Öffentlichkeit mehr über die Thematik der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung sensibilisieren könnte. Die Bevölkerung sei über das Thema zu wenig in-
formiert und hätte falsche Vorstellungen darüber. Eine stärkere Sensibilisierung würde 
dazu beitragen, Vorurteile zu beseitigen. Zudem würde dies zu einer erfolgreicheren 
Rekrutierung von Pflegefamilien beitragen. Es gilt jedoch zu beachten, dass Informa-
tionsmassnahmen wiederum die Kosten des Kantons für den Vollzug erhöhen. 


4.2 Vollzug durch die Gemeinden 
In diesem Abschnitt gehen wir auf die Umsetzung der Planung und Steuerung der ergän-
zenden Hilfen zur Erziehung durch die Gemeinden ein. Das KJG sieht vor, die Gemeinden 
insbesondere im Bereich der administrativen Aufgaben zu entlasten und ihnen eine bes-
sere Budgetierung der Kostenentwicklung zu ermöglichen. 


Die Ergebnisse der Interviews mit den Vertretenden der befragten Gemeinden und der 
Online-Befragung zeigen die folgenden positiven Auswirkungen des KJG auf die Planung 
und Steuerung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung durch die Gemeinden:  


– Planung des Budgets hat sich insbesondere bei kleinen Gemeinden vereinfacht: Seit 
Inkrafttreten des KJG beteiligen sich die Gemeinden basierend auf ihrer Einwohner-
zahl an den Gesamtkosten der Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung (vgl. 
Abschnitt 2.1.2). Die Interviews zeigen, dass sich die Auswirkungen dieser neuen 
Konzeption auf die Planung des Budgets der Gemeinden unterschiedlich gestalten, 
insgesamt jedoch positiv sind. Gewisse Vertretende der Gemeinden gaben an, dass 
sich die Planung des Budgets vereinfacht habe, während andere keine Unterschiede zu 
früher beobachten. Die Ergebnisse der Interviews und der Online-Befragung deuten 
darauf hin, dass die Auswirkungen abhängig von der Grösse der Gemeinde sind. So 
gaben rund 73 Prozent der kleinen Gemeinden mit weniger als 10’000 Einwohner/-in-
nen an, dass die Planung des Budgets mit dem KJG einfacher geworden sei. Bei den 
grösseren Gemeinden mit mehr als 10’000 Einwohner/-innen hingegen waren es 
56 Prozent, was immer noch eine Mehrheit ist. Es scheint, dass sich insbesondere bei 
kleineren Gemeinden, bei denen neu auftretende Leistungsbeziehende das Budget 
stark verzerren können, die Planbarkeit durch das neue Finanzierungsmodell verbes-
sert hat. Bei grösseren Gemeinden, bei denen einzelne neue Leistungsbeziehende we-
niger stark ins Gewicht fallen, tritt dieser Effekt allerdings weniger ausgeprägt auf. 


– Wegfall der Steuerung auf Einzelfallebene ist positiv: In der Online-Befragung beur-
teilte eine Mehrheit der Gemeinden (72%) den Wegfall der Steuerung auf Einzelfall-
ebene bei den Gemeinden (z.B. Bearbeitung der Kostengutsprachen, Absprachen mit 
den Antragstellenden usw.) als positiv. 


Demgegenüber wurden in den Erhebungen auch Herausforderungen und Verbesserungen 
im Bereich der Planung und Steuerung durch die Gemeinden ermittelt:  


– Gemeinden haben trotz Mitfinanzierung nur begrenzten Einfluss auf Planung und 
Steuerung: Sowohl in den Interviews mit den Gemeinden als auch in den offenen Fra-
gen in der Online-Befragung der Gemeinden wurde mehrfach die Kritik geäussert, 
dass die Gemeinden die Planung und Steuerung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 


 
10  Vgl. dazu § 17 des Staatsbeitragsgesetz des Kantons Zürich vom 1. April 1990 (SR 132.2). 
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in ihrer Gemeinde nicht beeinflussen können, obwohl sie das System zu einem grossen 
Teil mitfinanzieren. So hätten die Gemeinden beispielsweise keine Einflussmöglich-
keiten mehr auf die Wahl der Leistungserbringer und auf die Angebotsplanung und 
wüssten nicht mehr, wie viele Leistungsbeziehende es in ihrer Gemeinde gebe. Das 
fehlende Wissen über die Zahl der Leistungsbeziehenden würde die Umsetzung von 
präventiven Massnahmen erschweren (z.B. Förderung der Jugendarbeit, wenn in einer 
Gemeinde viele Jugendliche beziehungsweise Kinder kurz vor dem Jugendalter Leis-
tungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung in Anspruch nehmen). Allerdings gilt es 
zu beachten, dass die Gemeinden über den Verband der Gemeindepräsidien des Kan-
tons Zürich und die Sozialkonferenz des Kantons Zürich Einfluss auf die Gesamtpla-
nung und somit auf die strategische Planung einwirken können. Weiter kritisierten die 
Vertretenden der befragten Gemeinden und der Leistungserbringer mehrfach, dass im 
alten System die Zusammenarbeit zwischen den verantwortlichen Sozialarbeitenden 
der Gemeinden und den Leistungserbringern enger gewesen sei, was sich positiv auf 
die Betreuung der Fälle ausgewirkt habe. Die Gemeinden würden ihren Vorteil der 
räumlichen Nähe zu den Betroffenen gerne nutzen können, um beispielsweise regel-
mässige Standortgespräche durchführen oder die Wirkung der Massnahmen prüfen zu 
können. Dies wirkt sich gemäss der Interviewten positiv auf die Betreuung der Fälle 
aus.  


– Beiträge der Gemeinden mussten im Nachhinein mehrfach nach oben korrigiert wer-
den: Die ursprünglich prognostizierten und an die Gemeinden kommunizierten Pro-
Kopf-Beiträge der Gemeinden für die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung haben sich laut Aussagen aus den Interviews mit den Vertretenden der befragten 
Gemeinden bereits mehrmals nachträglich als falsch erwiesen und nach oben korrigiert 
werden müssen – erst gerade 2024 sei der Unterschied besonders gross gewesen. In-
folgedessen würden die Gemeinderegierungen Nachtragskredite bei ihren Legislativen 
einholen müssen, was aufwändig sei und die Planung insgesamt negativ beeinflusse. 
Das Vertrauen in den Kanton habe dadurch gelitten. Auch in der Online-Befragung 
äusserten in den offenen Fragen viele Gemeinden Kritik an den zu tief budgetierten 
Beiträgen.  


– Intransparente Rechnungen: Die Kostenzusammenstellung auf der Rechnung des 
Kantons an die Gemeinden sind laut Aussagen aus den Interviews intransparent und 
die Gemeinden wissen folglich nicht, für welche Leistungen der ergänzenden Hilfen 
zur Erziehung sie wie viel bezahlen. Allerdings gilt es zu beachten, dass der Kanton 
mittels Informationsschreiben und auf seiner Website11 die Gemeinden über die Jah-
resschlussrechnungen und die Kostenentwicklungen pro Leistungsart informiert und 
die Gemeinden darauf basierend ihre Berechnungen selbst durchführen könnten. 


4.3 Vollzug durch die Leistungserbringer 
Im Folgenden zeigen wir die Auswirkungen des KJG auf die finanzielle Steuerung und 
Planung der Leistungserbringer sowie die jeweiligen Vor- und Nachteile einer LV für die 
Leistungserbringer auf. Wir unterteilen diesen Abschnitt dabei nach den vier Leistungs-
formen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung.  


4.3.1 Heimpflege 
Gemäss Aussagen der Vertretenden der Leistungserbringer von Heimpflege hat das KJG 
zu mehreren Verbesserungen bei ihrer finanziellen Steuerung und Planung geführt: 


– Vergütung ist angemessen: Positiv wurde bewertet, dass es zu keinen finanziellen Kür-
zungen bei den Leistungserbringern gekommen ist. Die Vergütung sei sowohl für die 
Leistungserbringer mit LV als auch ohne LV angemessen. 


 
11  Ergänzende Hilfen zur Erziehung des Kantons Zürich, Zugriff am 9. März 2026.  



https://www.zh.ch/de/familie/ergaenzende-hilfen-zur-erziehung.html#-489900215
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– Finanzierungslösungen für Kinderzusatzbetreuungen sind möglich: Weiter würden bei 
herausfordernden Platzierungen unkomplizierte Finanzierungslösungen für Kinderzu-
satzbetreuungen gefunden werden.  


In den Interviews mit den Vertretenden der Leistungserbringer wurden allerdings auch 
einige Herausforderungen und Verbesserungen im Bereich der Heimpflege genannt: 


– Kostenübernahmegarantien sind mit Herausforderungen verbunden: Im Zusammen-
hang mit den Kostenübernahmegarantien gebe es einige Herausforderungen: Erstens 
sei die Beantragung von Kostenübernahmegarantien komplex und aufwändig und de-
ren Laufzeiten eher kurz, wodurch der Antragsprozess immer wieder durchlaufen wer-
den müsse. Dieser aufwändige Prozess würde unter anderem dazu führen, dass kurz-
fristige Leistungen, die nur wenige Monate dauern, nicht beantragt werden würden. 
Zweitens seien die Kostenübernahmegarantien bei Übertritten (z.B. von der Heim- zur 
Familienpflege oder von einem Heimangebot zu einem anderen Heimangebot) nicht 
nahtlos miteinander verknüpft. Solche Übertritte würden viel Koordination zwischen 
den Leistungserbringern zum Wohle der Betroffenen erfordern – beispielsweise brau-
che das Kind oder der Jugendliche eine gewisse Eingewöhnungszeit – und die Abgel-
tung der Leistungen seien in den Kostenübernahmegarantien nicht klar geregelt. Drit-
tens würde das AJB bei Schulheimen die Finanzierung der Wohnleistungen im Falle 
von mehrtägigen Abwesenheiten des Kindes (mehr als zehn Tage gemäss Aussagen 
aus den Interviews) beenden – während die Leistungen im Schulbereich durch das 
Volksschulamt des Kantons Zürich noch bis zu drei Monaten finanziert werden wür-
den. Würde das Kind später wieder ins Schulheim eintreten wollen, müsse zuerst eine 
neue Kostenübernahmegarantie beim AJB beantragt und bewilligt werden. Dies führe 
zu einem administrativen Zusatzaufwand für die Antragstellenden und sorge für Unsi-
cherheit bei den Betroffenen, da bis dahin unklar sei, ob das Kind ins Schulheim zu-
rückkehren könne. In den Interviews wurde ein Fall genannt, bei dem innerhalb eines 
Jahres für das gleiche Kind dreimal eine neue Kostenübernahmegarantie beantragt 
werden musste.  


– Finanzierung für Nachsorge für ehemalige Heimbewohner/-innen ist schwierig zu er-
halten: Überdies würden für Heime finanzielle Anreize fehlen, eine Nachsorge für 
ehemalige Heimbewohner/-innen anzubieten. So gebe es zwar durchaus Bedarf an ei-
ner weiterführenden Betreuung der betroffenen Person durch die Betreuungsperson. 
Allerdings sei es für Heime ein zusätzlicher Aufwand, hierfür eine Finanzierung zu 
erhalten.  


– Abläufe im AJB sind noch nicht eingespielt: In den Interviews wurde die Zusammen-
arbeit zwischen den Leistungserbringern von Heimpflege und den Verantwortlichen 
beim AJB zwar als gut beurteilt. Die Ansprechpersonen für die Heime seien klar und 
die Auskunft des AJB sei fachlich fundiert. Allerdings haben die Interviewten das Ge-
fühl, dass die Abläufe innerhalb des AJB noch nicht eingespielt sind. So würden glei-
che Anfragen je nach AJB-Mitarbeitenden unterschiedlich beantwortet und die Um-
setzung der Finanzregelungen erfolge uneinheitlich. Dies ist gemäss Eindruck der In-
terviewten auf die Personalfluktuation beim AJB zurückzuführen.  


– Inkasso der Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge wird unterschiedlich beurteilt: In 
den Interviews wurde das Inkasso der Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge von 
den Unterhaltspflichtigen im Bereich der Heimpflege unterschiedlich beurteilt. Die ei-
nen gaben an, dass das Inkasso in der Regel gut funktioniere. Für die anderen hingegen 
stellt das Inkasso einen grossen administrativen Aufwand dar. Letztere kritisieren, dass 
das Inkasso das Verhältnis zwischen den Leistungserbringern und den 
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Unterhaltspflichtigen belaste. Diese Belastung wurde bereits in einer früheren Studie 
aufgezeigt.12 


Das (Nicht-)Vorhandensein einer LV ist gemäss Aussagen der Vertretenden der Leis-
tungserbringer für die Leistungserbringer von Heimpflege sowohl mit Vor- als auch mit 
Nachteilen verbunden: 


– Für Heime mit LV hat sich finanzielle Planbarkeit verbessert: Die finanzielle Planbar-
keit habe sich erstens durch die klar geregelte Abgeltung und zweitens durch die 
Akonto-Zahlungen verbessert – früher seien die ersten Zahlungen erst Mitte Jahr er-
folgt.  


– Für Heime mit LV und mit mehreren Leistungsangeboten ist Abgrenzung schwierig: 
Während Heime ohne zusätzliche, über das KJG hinausgehende Leistungen dank des 
KJG einige Verbesserungen im Vergleich zur früheren Situation sehen, sind Heime 
mit LV, die neben Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung zusätzlich Schul-
leistungen, Leistungen im Eltern-Kind-Bereich oder Leistungen für junge Erwachsene 
anbieten, mit dem KJG weniger zufrieden. Grund dafür ist gemäss Aussagen aus den 
Interviews die Aufteilung der Leistungen nach den jeweiligen Bereichen. So müsse 
beispielsweise ein Schulheim angeben, welche Aufwände es im Schulbereich und wel-
che im Wohnbereich habe. Eine strikte Aufteilung nach den jeweiligen Bereichen sei 
allerdings nicht immer möglich und würde für die betroffenen Heime einen grossen 
administrativen Zusatzaufwand im Vergleich mit der Situation vor Inkrafttreten des 
KJG darstellen. Zwar hätten die Heime mit den verantwortlichen Ämtern (AJB, Volks-
schulamt, Kantonales Sozialamt) teilweise Lösungen für dieses Problem gefunden. Al-
lerdings sei die Aufteilung immer noch aufwändig, da für jede Leistung ein Umlage-
schlüssel definiert werden müsse. Insgesamt habe sich der administrative Aufwand bei 
solchen Heimen mit LV seit Inkrafttreten des KJG erhöht. Es gilt allerdings zu beach-
ten, dass bei Heimen mit einer LV der zusätzliche administrative Aufwand abgerech-
net wird. 


– Heime mit LV sind in ihrer Flexibilität und ihrem Unternehmertum eingeschränkter 
als Heime ohne LV: Die LV würde die Flexibilität der Heime einschränken. So seien 
Heime mit einer LV zeitlich weniger flexibel in der Budget- und Personalplanung, da 
sie diese Planung bis zu einem bestimmten Zeitpunkt einreichen müssen. Zudem 
würde die LV dazu führen, dass Heime ihre Angebote weniger flexibel gestalten kön-
nen, da sie sich innerhalb ihres Budgets bewegen müssen. Weiter seien Heime mit 
einer LV in ihrem Unternehmertum eingeschränkt, da sie keine Gewinne erzielen dür-
fen beziehungsweise die Möglichkeit bestehe, dass ihre Staatsbeiträge im Umfang des 
Gewinns gekürzt werden.13 Entsprechend seien die Anreize, gut zu wirtschaften, für 
die Leistungserbringer mit LV gering.  


– Erstellung von Budget und Schlussrechnung ist aufwändiger geworden: Für die Leis-
tungserbringer von Heimpflege mit LV würden die vielen Rückfragen zur Schluss-
rechnung und zum Budget der Leistungserbringer einen grossen Aufwand bedeuten. 
Diese Rückfragen seien zwar nachvollziehbar, seien allerdings komplex und würden 
viele personelle Ressourcen binden.  


– Bewilligtes Pensum für Heimleitung reicht oft nicht aus: Für Heime mit LV würde für 
die Leitungspersonen maximal ein Pensum von 100 Prozent bewilligt werden. Dies 
würde flexiblere Lösungen, beispielsweise Co-Leitungen mit zwei 60-Prozent-Pensen, 
verhindern.  


 
12  Ecoplan 2023, S. 15. 
13  Vgl. dazu § 11 Abs. 2 lit. c Staatsbeitragsgesetz. 
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4.3.2 Familienpflege 
Da in der Familienpflege jede Pflegefamilien für administrative Zwecke einen LV hat, 
werden in diesem Abschnitt Unterschiede zwischen Pflegefamilien mit und ohne LV nicht 
beleuchtet. Im Hinblick auf die finanzielle Steuerung und Planung wurden in den Inter-
views mit den Vertretenden der Leistungserbringer mehrere positive Auswirkungen des 
KJG genannt: 


– Verwandtschaftliche Pflegefamilien werden gleich entschädigt wie Pflegefamilien 
ohne Verwandtschaft zum Pflegekind: Dies sei eine wichtige Errungenschaft des KJG. 
Voraussetzung für die finanzielle Entschädigung sei eine Bewilligung des Pflegever-
hältnisses.  


– Abgeltung für die Pflegefamilien ist angemessen und liefert Planungssicherheit: Der 
Umfang der Abgeltung für die Pflegefamilien wurde in den Interviews als gut beurteilt 
– insbesondere auch im Vergleich mit anderen Kantonen. Die Abgeltung würde seit 
Inkrafttreten des KJG die Kosten des Pflegeverhältnisses besser abdecken als früher. 
Im Gegensatz zur Zeit vor Inkrafttreten des KJG würde die fixe Abgeltung den Pfle-
gefamilien zudem Planungssicherheit geben. So würde beispielsweise ein Verlust der 
Arbeitsstelle eines Teils der Pflegeeltern dank des höheren Umfangs der Abgeltung 
seit Inkrafttreten des KJG besser überstanden werden können. In den Interviews wurde 
allerdings betont, dass die finanzielle Entschädigung für die Pflegefamilien nicht der 
Treiber sei, einen Betreuungsplatz anzubieten.  


In den Interviews mit den Vertretenden der Leistungserbringer wurden allerdings auch 
einige Herausforderungen und Verbesserungsmöglichkeiten im Bereich der Pflegefami-
lien genannt: 


– Inkasso der Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge bei Unterhaltspflichtigen ist 
problematisch: Eine grosse Herausforderung für die Pflegfamilien sei das Inkasso der 
Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge bei den Unterhaltspflichtigen. Das Verhältnis 
zwischen Pflegefamilie und Unterhaltspflichtigen sei ohnehin bereits speziell. Viele 
Pflegefamilien würden auf das Inkasso der Beiträge verzichten, um das Verhältnis 
nicht zusätzlich zu belasten. Ähnliche Ergebnisse zeigten sich bereits in einer früheren 
Studie.14 Zusätzlich zeigt diese Studie auf, dass 50 Prozent der Beiträge nicht durch 
die Unterhaltspflichtigen übernommen werden, sondern durch die Sozialhilfe oder die 
Pflegefamilien.15 Gemäss Aussagen aus den Interviews ist das Inkasso der geschulde-
ten Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge vor Einführung des KJG einfacher gewe-
sen, da damals die verantwortliche Gemeinde dafür verantwortlich gewesen sei. Bei 
Unterhaltspflichtigen, die wirtschaftliche Sozialhilfe beziehen, stelle das Inkasso al-
lerdings kein Problem dar, da in diesem Fall die Sozialhilfe die Beiträge übernehmen 
würde.  


– Einschätzung über Betreuungsform (Pflegefamilie vs. Fachpflegefamilie) ist schwie-
rig: Weiter sei die Einschätzung herausfordernd, ob ein Pflegekind eine spezialisierte 
Betreuung in der Form einer Fachpflegefamilie brauche. So komme es vor, dass die 
Betreuung eigentlich eine Fachfamilienpflege erfordere, das Pflegekind allerdings ei-
ner «normalen» Pflegefamilie zugeteilt wurde. Die Einschätzung habe schliesslich 
Auswirkungen auf die Abgeltung, da die Fachfamilienpflege einen höheren Tarif er-
halte.  


– Ausserhalb des Kantons Zürich fallen Leistungen der Familienpflege mit Eintritt ins 
Erwachsenenalter weg: Zudem wurde in den Interviews kritisiert, dass junge Erwach-
sene in einer Pflegefamilie ausserhalb des Kantons Zürich ab 18 Jahren keine 


 
14  Ecoplan 2023, S. 15. 
15  Ecoplan 2023, S. 15. 
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Leistungen der Familienpflege mehr in Anspruch nehmen dürfen, da mit dem Eintritt 
ins Erwachsenenalter der Wohnort der betroffenen Person wechselt und somit nicht 
mehr die Regelungen des KJG gelten. Junge Erwachsene in einer Pflegefamilie inner-
halb des Kantons Zürich können hingegen weiterhin Leistungen der Familienpflege in 
Anspruch nehmen.   


4.3.3 Dienstleistungsangebote in der Familienpflege (DAF) 
Im Bereich der DAF wurden in den Interviews mit den Vertretenden der Leistungserbrin-
ger im Zusammenhang mit der finanziellen Steuerung und Planung sowie den LV nur 
Herausforderungen und Verbesserungsmöglichkeiten genannt: 


– Abgeltung der Leistungen hat sich seit Inkrafttreten des KJG verschlechtert: Erstens 
würden seit Inkrafttreten des KJG die Kosten für Werbekampagnen (z.B. Kosten für 
Inserate) für die Akquisition von Pflegefamilien nicht mehr gedeckt. Zweitens sei die 
Erbringung von DAF-Leistungen finanziell weniger attraktiv als die Erbringung von 
SPF-Leistungen. Grund dafür sei, dass die Pflegefamilien häufig weiter entfernt von 
den Erbringern von DAF wohnen würden als die Familien, die im Rahmen von SPF-
Leistungen betreut werden. Zwar würden die Reisekosten über Wegpauschalen vergü-
tet. Da allerdings die Tarife für die Leistungserbringung höher seien als die Wegpau-
schalen, verdiene ein Leistungserbringer, der sowohl SPF als auch DAF anbietet, mehr 
mit der Erbringung von SPF-Leistungen als mit DAF-Leistungen. Insgesamt wurde in 
den Interviews das Abgeltungsmodell im Bereich der DAF im Vergleich zu früher und 
im Vergleich mit dem Bereich der SPF als weniger attraktiv beurteilt. 


– Für Leistungserbringer von DAF ist eine LV vor allem mit Nachteilen verbunden: So 
würden Leistungserbringer ohne LV erstens individuelle Tagessätze für die Leistungs-
erbringung vereinbaren können. Zweitens seien bei Leistungserbringern mit LV die 
Anforderungen an die Mitarbeitenden höher als bei denjenigen ohne LV, was die Rek-
rutierung erschwere. So müsse das Personal bei Leistungserbringern mit LV über zwei 
Jahre Berufserfahrung verfügen. Ausserdem seien höhere Lohnsprünge nicht so ein-
fach durchzuführen, da diese gegenüber dem AJB begründet werden müssen. Dadurch 
würden Leistungserbringer mit LV an Arbeitgeberattraktivität verlieren. Die aufge-
führten Gründe würden dazu führen, dass die Leistungserbringer mit LV einen Wett-
bewerbsnachteil gegenüber den Leistungserbringern ohne LV aufweisen, ohne dass 
sie dadurch einen Vorteil bei der Auslastung erfahren würden – da aufgrund der hohen 
Nachfrage ohnehin alle Leistungserbringer gut ausgelastet seien. Gemäss Aussagen 
aus den Interviews spiegeln sich die Nachteile der LV auch darin, dass Erbringer von 
DAF eher keine LV mit dem AJB abschliessen. Die geringe Nachfrage nach dem Ab-
schluss von LV zeige sich auch in anderen Kantonen, beispielsweise in Bern. Es gilt 
allerdings anzumerken, dass gewisse Interviewte die Qualität der Leistungserbringer 
von DAF ohne LV als fraglich beurteilten.  


4.3.4 Sozialpädagogische Familienhilfe (SPF) 
Bei den Leistungserbringern von SPF wurden im Hinblick auf die finanzielle Steuerung 
und Planung in den Interviews die folgenden positiven Auswirkungen, Herausforderungen 
und Verbesserungen diskutiert: 


– Umfang der Abgeltung der Leistungen und deren Wirkungen werden kontrovers gese-
hen: Auf der einen Seite wurde in den Interviews mit den Leistungserbringern von 
SPF gesagt, dass der Standardtarif der SPF ausreichend sei. Positiv hervorgehoben 
wurde die Möglichkeit, den Aufwand pro Stunde verrechnen zu können. In anderen 
Kantonen würden die Leistungserbringer von SPF jede einzelne Minute eintragen 
müssen, was deren administrativen Kosten erhöhe. Zudem würden in anderen Kanto-
nen die Leistungserbringer von SPF dem kantonalen Sozialamt für jeden Fall zuerst 
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ein Angebot unterbreiten müssen, während in Zürich alle Leistungserbringer nach ei-
nem einheitlichen Tarif vergütet würden. Auf der anderen Seite wurde in den Inter-
views mit den Vertretenden der befragten Gemeinden und in den offenen Fragen der 
Online-Befragung Kritik an der im Vergleich zu früher höheren Abgeltung der SPF 
geäussert. Die höheren Tarife hätten zu einer unnötigen Verteuerung der Leistungen 
geführt und seien mitverantwortlich für den Kostenanstieg bei den Leistungen der er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung seit Inkrafttreten des KJG (vgl. Kapitel 5). Es gilt zu 
beachten, dass es sich bei der Kritik um eine qualitative Einschätzung handelt und der 
frühere Tarif dem Evaluationsteam nicht bekannt ist, da dieser je nach Leistungser-
bringer und Leistungsangebot unterschiedlich ausfiel. Zudem wurde die Wirkung der 
SPF in den Interviews teilweise kritisch betrachtet, da diese aufgrund des Mangels an 
alternativen Leistungsangeboten häufig angeordnet werden und weil sie bisher nicht 
zu einer Reduktion in den Platzierungen in der Heim- und Familienpflege geführt ha-
ben (vgl. Kapitel 4). Um eine bessere Wirkung und tiefere Kosten zu erzielen, muss 
gemäss Einschätzung der Vertretenden der befragten Gemeinden der Kanton die Steu-
erung der SPF-Leistungen verbessern (z.B. mittels einer Präzisierung der Leistungs-
definition).   


– Leistungserbringung könnte teilweise effizienter erfolgen: In den Interviews mit den 
Vertretenden der Leistungserbringer wurden zwei Fälle genannt, in denen die Leistun-
gen der SPF effizienter erbracht werden könnten: Erstens sei es problematisch, wenn 
die Sozialpädagogische Familienbegleitung und die Sozialpädagogische Einzelbeglei-
tung durch zwei verschiedene anstatt nur durch einen Leistungserbringer erbracht wer-
den. Mehrere Leistungserbringer für die gleiche Familie würden den Koordinations-
aufwand erhöhen und seien für die Betroffenen mühsam, da sie dann zwei Ansprech-
personen haben würden. Zweitens gebe es Optimierungsmöglichkeiten bei der räum-
lichen Übernahme der Fälle durch die Leistungserbringer von SPF: So würden Leis-
tungserbringer Fälle übernehmen, die weiter weg liegen, obwohl es auch in ihrer nä-
heren Umgebung Fälle geben würde. Dies verursache vermeidbare Anfahrtskosten, die 
besser in die Betreuung der Fälle eingesetzt werden würden. Allerdings gebe es auch 
Spezialfälle (z.B. blinde Betroffene), bei denen es einen Leistungserbringer mit spezi-
fischen Kompetenzen brauche und bei denen deshalb wenig Rücksicht auf die Dauer 
der Anfahrt genommen werden könne. Insgesamt sei es wichtiger, den geeigneten 
Leistungserbringer beim richtigen Fall zu haben, als den Anfahrtsweg möglichst kurz 
zu halten.  


Das (Nicht-)Vorhandensein einer LV ist gemäss Aussagen aus den Interviews mit den 
Vertretenden der Leistungserbringer für die Leistungserbringer von SPF sowohl mit Vor- 
als auch mit Nachteilen verbunden: 


– Erhalt von Aufträgen ist für Leistungserbringer ohne LV schwieriger: Das AJB führt 
auf seiner Website im Bereich der SPF zwei Verzeichnisse von Leistungserbringern. 
Das eine zeigt die Leistungserbringer mit LV, das andere solche ohne LV. Gemäss 
Aussagen aus den Interviews konsultieren die Beistände der hilfsbedürftigen Kinder 
und Jugendlichen bei der Wahl der Leistungserbringer in der Regel nur die Liste mit 
den Leistungserbringern mit LV.16 Leistungserbringer mit LV seien entsprechend bes-
ser sichtbar als solche ohne LV. Letztere seien auf Weiterempfehlungen angewiesen, 
um Aufträge zu erhalten. Die Listen würden entsprechend als Qualitätsmerkmal ange-
sehen. Von Seiten der Leistungserbringer ohne LV wurde allerdings kritisiert, dass ihr 
Konzept im Rahmen der Meldepflicht geprüft wird und sie somit ebenfalls Qualitäts-
kriterien erfüllen müssen. Es gilt allerdings hervorzuheben, dass in einigen Interviews 


 
16  Es gilt jedoch zu beachten, dass dies im KJG auch so vorgesehen ist. 
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die Qualität der Leistungserbringer von SPF ohne LV zumindest in Frage gestellt wor-
den ist.  


– Höhere Qualitätsanforderungen machen Personalsuche für Leistungserbringer mit LV 
schwieriger: Die Anforderungen an die Ausbildung der Mitarbeitenden sind gemäss 
Aussagen aus den Interviews wiederum ein Nachteil für Leistungserbringer mit LV. 
Dies würde die Leistungserbringer mit LV bei der Suche nach Mitarbeitenden ein-
schränken, ohne dass es in jedem Fall zu einer höheren Qualität beitrage. So würden 
beispielsweise ehemalige Lehrpersonen und pädiatrische Gesundheitsfachkräfte die 
Anforderungen nicht erfüllen, obwohl solche Personen laut den Interviewten über hin-
reichende Kompetenzen zur Erfüllung der Tätigkeiten verfügen würden. 


– Vorteile einer LV überwiegen: Die Ergebnisse aus den Interviews deuten darauf hin, 
dass für Leistungserbringer von SPF die Vorteile einer LV überwiegen. So habe das 
AJB offenbar den Abschluss von neuen LV für Leistungserbringer von SPF gestoppt, 
da die Nachfrage danach zu gross geworden sei. 
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5. Entwicklung der Leistungen 


In diesem Kapitel stellen wir die Entwicklung des Angebots an ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung der Leistungserbringer (vgl. Abschnitt 4.1) sowie die Entwicklung der Nach-
frage durch die Leistungsbeziehenden (vgl. Abschnitt 4.2) vor. Im Fokus steht dabei die 
Entwicklung seit Inkrafttreten des KJG (2022) bis 2024. 


5.1 Entwicklung des Angebots der Leistungserbringer 
In diesem Abschnitt gehen wir auf die Entwicklung der Angebote ein. In Darstellung D 4.1 
ist die Entwicklung der Anzahl der Leistungserbringer seit Inkrafttreten des KJG aufge-
führt. 


• D 4.1: Entwicklung der Zahl der Leistungserbringer von 2022−2024 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Liesen/Dettling (2025)17. 
Legende: * Es gilt zu beachten, dass ein Teil der Pflegefamilien und der Leistungserbringer von DAF zwar Pflegeverhältnisse für Kin-
der und Jugendliche aus dem Kanton Zürich aufwiesen, sich jedoch in anderen Kantonen befanden. So befanden sich 2024  
36 von 585 Pflegefamilien ausserhalb des Kantons Zürich, im Bereich der DAF waren es 7 von 15 Organisationen. 


Die Ergebnisse der Darstellung sowie der Interviews mit den Verantwortlichen des Kan-
tons und den Vertretenden der befragten Gemeinden und der Leistungserbringer präsen-
tieren sich wie folgt: 


– Zahl der Erbringer von DAF ist konstant geblieben: Die Zahl der Erbringer von DAF 
ist zwischen 2022 und 2024 konstant geblieben.  


– Deutliches Wachstum im Bereich der SPF: Zwischen 2022 und 2024 erhöhte sich die 
Zahl der Leistungserbringer im Bereich der SPF um 26 Prozent. 85 Prozent der 


 
17  Liesen, C; Dettling, M. (2025): Angebot und Nutzung der Ergänzenden Hilfen zur Erziehung im 


Kanton Zürich, Datenbericht 2024, Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften. 
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Leistungserbringer besassen eine LV. Gegenüber 2022 verringerte sich dieser Anteil 
leicht (- 5 Prozentpunkte). Entsprechend wies im Bereich der SPF die Zahl der Leis-
tungserbringer ohne LV ein höheres Wachstum zwischen 2022 und 2024 auf als die 
Zahl der Leistungserbringer mit LV. Das höhere Wachstum bei der Zahl der Leistungs-
erbringer ohne LV ist mutmasslich auf den Stopp des Abschlusses von LV bei SPF 
durch das AJB im Frühjahr 2024 zurückzuführen. Für die Zunahme der Leistungser-
bringer in der SPF nannten die verschiedenen Interviewpartner/-innen unterschiedli-
che Gründe. Erstens sei durch das KJG der Zugang für die Betroffenen zu SPF nieder-
schwelliger geworden, da die SPF neu kantonsweit einheitlich geregelt ist und die Be-
troffenen die Leistungen nicht mehr selbst bezahlen beziehungsweise je nach Ge-
meinde nicht vor den Gemeinderat treten müssen. Zweitens gebe es allgemein einen 
Anstieg in der Nachfrage nach ergänzender Hilfe zur Erziehung, wodurch es auch ein 
grösseres Angebot an solchen Leistungen brauche (vgl. Abschnitt 4.2). Drittens würde 
im Vergleich zu früher vermehrt versucht werden, auf Platzierungen in Heimen oder 
Pflegefamilien möglichst zu verzichten und stattdessen die Betroffenen mit SPF zu 
unterstützen. Das Angebot der SPF stelle den ersten Schritt in den ergänzenden Hilfen 
zur Erziehung dar. Viertens scheine die Abgeltung für SPF ausreichend attraktiv zu 
sein, um SPF anzubieten (vgl. dazu auch die Diskussion um die Abgeltung SPF im 
Abschnitt 3.3). Fünftens liessen sich Angebote der SPF viel einfacher und rascher auf-
bauen als andere Leistungen (z.B. Heimplätze). Laut dem Versorgungskonzept 2026–
202918 wird die Nachfrage nach SPF durch das Angebot mittlerweile weitestgehend 
gedeckt, weshalb der Umfang des Angebots bis 2029 nicht weiter ansteigen sollte. 


– Leichtes Wachstum bei der Zahl der Pflegefamilien: Im Bereich der Familienpflege ist 
von 2022 bis 2024 ebenfalls ein Wachstum zu beobachten. So hat die Zahl der Pflege-
familien zwischen 2022 und 2024 um 6 Prozent zugenommen. Die grosse Mehrheit 
(94%) der Pflegefamilien, die Kinder und Jugendliche aus dem Kanton Zürich aufge-
nommen haben, befand sich 2024 im Kanton Zürich. Dieser Anteil veränderte sich 
gegenüber 2022 nicht. Die (leichte) Zunahme bei der Zahl der Pflegefamilien ist un-
serer Einschätzung nach erstens auf die Einführung des kantonalen Pflegefamilien-
Pools zurückzuführen. Zweitens gehen wir davon aus, dass sich verwandtschaftliche 
Pflegefamilien seit Inkrafttreten des KJG (mit der besseren finanziellen Abgeltung) 
eher offiziell bewilligen lassen. Bei Letzterem handelt es sich entsprechend nicht um 
eine reale Zunahme der Pflegeverhältnisse. In den Interviews wurde die Entwicklung 
der Zahl der Pflegefamilien unterschiedlich eingeschätzt. Gewisse Befragte waren der 
Meinung, dass sich die Situation leicht verbessert hat. Andere hingegen berichteten 
über den Wegfall von Pflegefamilien – insbesondere ausserhalb des Kantons Zürich – 
aufgrund der neuen Regelung zum Inkasso der Verpflegungs- und Nebenkostenbei-
träge bei den Unterhaltspflichtigen.  


– Ebenfalls leichtes Wachstum bei der Zahl der Heimplätze: Zwischen 2022 und 2024 
betrug die Zahl der Leistungserbringer im Bereich der Heimpflege konstant 93. So-
wohl die Zahl der Leistungserbringer mit LV als auch ohne LV veränderte sich nicht 
(84 respektive 9). Werden die Zahlen19 der vom AJB bewilligten Heimplätze zwischen 
2022 und 2024 betrachtet, zeigt sich eine leichte Zunahme des Leistungsangebots zwi-
schen 2022 und 2024 im Bereich der Heimpflege: So wurden 2022 1’869 Heimplätze 
bewilligt und 2024 1’958 Plätze. Dies entspricht einem Zuwachs von 4,7 Prozent. 
Wird die durchschnittliche Zahl der Heimplätze ins Verhältnis mit der Gesamtbevöl-
kerung im Kanton Zürich im Alter von 0 bis 17 Jahren gesetzt, zeigt sich ebenfalls eine 
leichte Zunahme bei den Heimplätzen: So gab es 2022 noch 6,61 Plätze pro 1’000 Ein-
wohner/-innen, 2024 waren es bereits 6,82 Plätze. Die Zahl der Heimplätze ist entspre-
chend stärker gewachsen als die Bevölkerung. 


 
18  Kanton Zürich (2025): Versorgungskonzept 2026–2029: Ergänzende Hilfen zur Erziehung, S. 42. 
19  Die Daten stammen aus Liesen/Dettling 2025. 
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– Qualitätsentwicklung des Leistungsangebots wird unterschiedlich beurteilt: Im Be-
reich der SPF hat das KJG gemäss Aussagen aus den Interviews zu einer besseren 
Qualität in der Leistungserbringung beigetragen – zumindest bei den Leistungserbrin-
ger von SPF mit einer LV. Bei den Leistungserbringern von SPF ohne LV befürchten 
mehrere Befragte, dass die finanziell attraktive Abgeltung Leistungserbringer anzieht, 
deren Angebote qualitativ nicht gut sind (vgl. Abschnitt 3.3.4). Es müsse daher das 
Ziel sein, dass möglichst alle Leistungserbringer von SPF eine LV mit dem AJB ab-
schliessen und Leistungsbeziehende nur noch Leistungen von solchen Leistungser-
bringern beziehen. Im Bereich der Heimpflege vermuten die Interviewten eine Quali-
tätsentwicklung. So hätten mit Einführung des KJG die Heime für die Bewilligung 
ihrer Betreuungsplätze Qualitätsnachweise erbringen müssen. Im Bereich der Fami-
lienpflege beobachteten die Interviewten zum einen, dass das AJB bei der Rekrutie-
rung der Pflegefamilien sehr sorgfältig und qualitativ hochstehend vorgehe. Zum an-
deren wurde von Seiten der Vertretenden der Leistungserbringer kritisiert, dass das 
AJB von den Erbringern von DAF mehr Betreuung der begleiteten Pflegefamilien er-
warte. Die Erbringer von DAF würden jedoch ihre Rolle viel mehr als Coach und we-
niger als Kontrollorgan verstehen, weshalb sie bei unproblematischen Pflegeverhält-
nissen den Pflegefamilien möglichst viel Freiraum gewähren.  


– Auswahlmöglichkeiten bei Platzierung von Kindern und Jugendlichen sind be-
schränkt: In den Interviews wurde betont, dass die Auswahlmöglichkeiten bei der Plat-
zierung von Kindern und Jugendlichen in die Heim- oder in die Familienpflege be-
schränkt ist. Auf die Bedürfnisse der Betroffenen könne kaum Rücksicht genommen 
werden. Stattdessen werden sie dort platziert, wo es gerade Platz hat. So würden bei-
spielsweise Aspekte wie Schul- oder Wohnort des Kindes nicht berücksichtigt werden 
können. Insgesamt wurde das Angebot in der Heim- und Familienpflege durch die 
Interviewpartner/-innen als zu tief eingeschätzt, um die Nachfrage nach diesen Leis-
tungen zu decken. Es gilt hervorzuheben, dass die ungenügende Zahl an Plätzen in der 
Heim- und Familienpflege dem Kanton bekannt ist und als Herausforderung im Ver-
sorgungskonzept 2026–2029 festgehalten wurde.20 In beiden Bereichen hat der Kan-
ton Massnahmen geplant, um in den kommenden Jahren das Angebot zu verbessern 
und auszubauen.21  


5.2 Entwicklung der Nachfrage der Leistungsbeziehenden 
Neben der Entwicklung der Anzahl der Leistungserbringer ist auch die Entwicklung der 
Nutzenden der ergänzenden Hilfen zur Erziehung von Interesse. Darstellung D 4.2 zeigt 
die zeitliche Entwicklung der relativen Zahl der Bezüger/-innen von Leistungen der er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung von 2022 bis 2024.  


 
20  Kanton Zürich 2025, S. 19–20. 
21  Kanton Zürich 2025, S. 32–35. 
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• D 4.2: Entwicklung der relativen* Zahl der Leistungsbeziehenden je 1’000 Einwohner/-innen (0−17 Jahre) im Kanton Zürich, 
von 2022−2024 und pro Leistungsbereich 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Liesen/Dettling (2025).  
Legende: Die Zahlen basieren auf Daten zu den gültigen und erteilten Kostenübernahmegarantien des AJB. Als Leistungsbeziehende 
sind die Kinder und Jugendlichen, die die Leistung beziehen, gemeint. 
* Um dem Bevölkerungswachstum im Kanton Zürich zwischen 2022 und 2024 Rechnung zu tragen, wurde die absolute Zahl der Leis-
tungsbeziehenden ins Verhältnis zur Zahl der Gesamtbevölkerung des Kantons Zürich im Alter von 0 bis 17 Jahren gesetzt. 
Lesebeispiel: Pro 1’000 Einwohner/-innen im Alter von 0 bis 17 Jahren im Kanton Zürich haben 2022 rund 8 Personen eine Leistung 
im Bereich der Heimpflege bezogen. 


Aus der Darstellung und den Interviews mit den kantonalen Verantwortlichen und den 
Vertretenden der Leistungserbringer lassen sich die folgenden Erkenntnisse ziehen: 


– Zahl der Leistungsbeziehenden von Heimpflege ist konstant geblieben: Im Bereich der 
Heimpflege bezogen zwischen 2022 und 2024 stets rund acht Personen pro 1’000 Ein-
wohner/-innen des Kantons Zürich im Alter von 0 bis 17 Jahren eine Leistung. Auch 
die absolute Zahl der Leistungsbeziehenden blieb in der Heimpflege verhältnismässig 
konstant: Die Zahl erhöhte sich leicht von rund 2’290 (2022) auf rund 2’330 (2024) 
Personen.22 2024 betrug die Auslastung der Heimplätze im Kanton Zürich 92,76 Pro-
zent. Gemäss Aussagen der Vertretenden der Leistungserbringer sind die Heime somit 
praktisch vollständig ausgelastet – eine Quote von 100 Prozent sei aufgrund der Wech-
sel der Leistungsbeziehenden nicht möglich. Im Vergleich zu 2021 war die Auslastung 
2024 leicht höher (+0,36 Prozentpunkte).  


– Ebenfalls konstante Entwicklung in der Familienpflege und im Bereich der DAF: Im 
Bereich der Familienpflege bezogen zwischen 2022 und 2024 konstant rund drei Per-
sonen pro 1’000 Einwohner/-innen des Kantons Zürich im Alter von 0 bis 17 Jahren 
eine Leistung, im Bereich der DAF war es knapp eine Person. Die absolute Zahl der 
Leistungsbeziehenden in der Familienpflege blieb 2022 und 2024 ebenfalls 


 
22  Die absoluten Zahlen der Leistungsbeziehenden wurden ausgehend von der Zahl der Gesamt-


bevölkerung im Alter von 0 bis 17 Jahren im Kanton Zürich hochgerechnet. Für die Daten zur 
Gesamtbevölkerung vergleiche Statistisches Amt des Kantons Zürich, Zugriff am 4. Juni 2025. 
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verhältnismässig konstant (von 810 auf 880), ebenso im Bereich der DAF (von rund 
400 auf rund 430 Personen). 


– Zahl der Leistungsbeziehenden von SPF erhöhte sich: 2022 bezogen rund zehn Perso-
nen pro 1’000 Einwohner/-innen des Kantons Zürich im Alter von 0 bis 17 Jahren eine 
Leistung der SPF, 2023 waren es rund 13 und 2024 rund 15 Personen. Die Zahl der 
Leistungsbeziehenden stieg somit innerhalb von drei Jahren um 50 Prozent an. In ab-
soluten Zahlen ausgedrückt: Die Zahl der Leistungsbeziehenden stieg von rund 2’810 
(2022) auf rund 4’300 Personen (2024).  


Die Daten zeigen, dass die Nachfrage nur im Bereich der SPF angestiegen ist. Wie weiter 
vorne im Bericht bereits erläutert, hat dies allerdings hauptsächlich mit dem begrenzten 
Angebot in den anderen Leistungsbereichen zu tun (vgl. Abschnitt 4.1). In mehreren In-
terviews und im Versorgungskonzept 2026–2029 wurde betont, dass die Nachfrage nach 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung in den letzten Jahren deutlich angestiegen ist und das 
tatsächliche Angebot übersteigt. Einen weiteren Hinweis auf den Anstieg der Nachfrage 
liefert die Entwicklung der Anzahl der Kinder und Jugendlichen mit Kinderschutzmass-
nahmen im Kanton Zürich im Auftrag der KESB und Gerichte von 2019 bis 2024: So gab 
es 2019 rund 5’900 Kinder und Jugendliche mit Kindesschutzmassnahmen, während es 
2024 bereits rund 6’800 Kinder/Jugendliche waren (+ 15%). Es gilt zu betonen, dass der 
Anstieg bereits 2019 und somit vor Inkrafttreten des KJG (2022) begann. Zudem muss 
beachtet werden, dass die Kinderschutzmassnahmen auch Fälle ausserhalb der ergänzen-
den Hilfen zur Erziehung umfassen. 


In den Interviews mit den Vertretenden des Kantons, der befragten Gemeinden und der 
Leistungserbringer wurden verschiedene Gründe für den Anstieg bei der Nachfrage nach 
Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung genannt:  


– Gesamtgesellschaftliche Entwicklung und Corona-Pandemie: Gemäss den Inter-
viewpartner/-innen ist ein gesamtgesellschaftlicher Anstieg an psychischen Problemen 
zu beobachten. Bei Kindern und Jugendlichen würden heute häufiger psychische 
Krankheiten diagnostiziert als früher. Die Corona-Pandemie habe diese Entwicklung 
gar noch verstärkt. Mit diesem Anstieg sei auch die Nachfrage nach ergänzender Hilfe 
zur Erziehung angestiegen. Zudem seien die Fälle dadurch komplexer geworden, dass 
mehrere Probleme bei derselben Person gleichzeitig auftreten. Dies erschwere die Ar-
beit der Leistungserbringer und erhöhe die Belastung des Personals.  


– Zugang zu Leistungen ist niederschwelliger geworden und Zahl der Sozialhilfefälle 
hat abgenommen: Vor Inkrafttreten des KJG mussten grundsätzlich die Unterhalts-
pflichtigen die Kosten der Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung tragen 
(vgl. Abschnitt 2.1.2). Dadurch mussten laut Aussagen aus den Interviews viele Un-
terhaltspflichtige, insbesondere aus dem Mittelstand, die Leistungen selbst finanzie-
ren, weshalb viele auf die Leistung verzichteten. Zwar habe es für die Unterhaltspflich-
tigen vor Inkrafttreten des KJG die Möglichkeit gegeben, bei unzureichenden finanzi-
ellen Möglichkeiten wirtschaftliche Sozialhilfe bei ihrer Gemeinde zu beantragen. Al-
lerdings sei die Bewilligung je nach Gemeinde unterschiedlich erfolgt und sei teilweise 
sehr aufwändig gewesen. Zudem hätten Personen mit einer Aufenthaltsbewilligung 
häufig auf solch einen Antrag verzichtet, da sie befürchteten, dadurch ihren Bewilli-
gungsstatus zu gefährden. Seit Inkrafttreten des KJG müssen die Unterhaltspflichtigen 
nur noch die Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge bezahlen, wodurch gemäss den 
Interviewten die finanzielle Beteiligung gesunken und der Zugang zu den Leistungen 
niederschwelliger geworden sei. Die Gefahr, aufgrund des Bezugs der Leistungen von 
ergänzender Hilfe zur Erziehung wirtschaftliche Sozialhilfe zu beanspruchen, sei 
dadurch gesunken. Zumindest in den befragten Gemeinden habe die Zahl der Sozial-
hilfefälle seit Inkrafttreten des KJG abgenommen. Allerdings lässt sich gemäss den 
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interviewten Vertretenden der Gemeinden die Abnahme nicht nur auf das KJG zurück-
führen, sondern auch auf den Rückgang der Arbeitslosenquote und auf positive Ent-
wicklungen bei Personen mit einem Migrationshintergrund. 


Aufgrund der erwähnten Verknüpfung zur Sozialhilfe wenden wir uns im Folgenden der 
Entwicklung der Sozialhilfefälle im Kanton Zürich zu. Die Aussagen aus den Interviews 
zur Reduktion der Sozialhilfefälle werden durch Daten des BFS23 zur Sozialhilfequote24 
im Kanton Zürich bestätigt: Während 2019 noch 3,8 Prozent aller Privathaushalte im Kan-
ton Zürich wirtschaftliche Sozialhilfe bezogen, waren es 2023 noch 3,1 Prozent. Damit 
hat sich die Sozialhilfequote gar etwas besser entwickelt als in der Gesamtschweiz, wo 
der Wert von 4,0 auf 3,5 Prozent sank. Bei den Haushalten mit Minderjährigen ist die 
Entwicklung im Kanton ebenfalls positiv. Bei diesen Haushalten sank die Quote von 4,7 
auf 3,7 Prozent zwischen 2019 und 2023 (Schweiz: von 4,8 auf 4,2%). Die Senkung bei 
den Haushalten mit Minderjährigen im Kanton ist einerseits auf einen Anstieg der Bevöl-
kerungszahl und andererseits auf eine Reduktion in den effektiven Fallzahlen zurückzu-
führen: 2019 erhielten noch 7’400 Haushalte mit Minderjährigen wirtschaftliche Sozial-
hilfe, 2023 waren es noch rund 6’100 Haushalte. 


Die Sozialhilfequote bei den Alleinerziehenden ist, wie bereits vor Inkrafttreten des KJG, 
unter den Haushalten mit Minderjährigen nach wie vor am höchsten. Rund 17 Prozent 
dieser Haushalte im Kanton Zürich bezogen 2023 wirtschaftliche Sozialhilfe, während es 
bei Haushalten mit zwei verheirateten Erwachsenen lediglich 1 Prozent war. Die Entwick-
lung bei den Alleinerziehenden ist allerdings positiv: So sank die Sozialhilfequote bei die-
sen Haushalten zwischen 2019 und 2023 um 4,8 Prozentpunkte. Damit ist die Sozialhil-
fequote in dieser Haushaltsgruppe im Kanton Zürich nahezu doppelt so stark gesunken 
wie diejenige der Gesamtschweiz (vgl. Darstellung D 4.3).  


• D 4.3: Entwicklung der Sozialhilfequote bei Haushalten mit Minderjährigen zwischen 2019 und 2023 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des BFS (2025). 


 
23  Vgl. WSH: Von der wirtschaftlichen Sozialhilfe unterstützte Haushalte nach Kanton und Haus-


haltstyp des BFS, Zugriff am 18. August 2025. 
24  Die Sozialhilfequote zeigt den Anteil der von der wirtschaftlichen Sozialhilfe unterstützten Haus-


halte an der Gesamtzahl aller Haushalte. 
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In welchem Umfang das KJG zur positiven Entwicklung in der Sozialhilfequote beigetra-
gen hat, lässt sich nicht ermitteln. Die neue Konzeption des Finanzierungsmodells, die 
Aussagen aus den Interviews, die Entwicklung der Sozialhilfequote und die Entwicklung 
in den Ausgaben der Gemeinden für die wirtschaftliche Sozialhilfe (vgl. Abschnitt 5.3) 
lassen jedoch darauf schliessen, dass das KJG die Unterhaltspflichtigen besser davor be-
wahrt, aufgrund des Bezugs von Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung wirt-
schaftliche Sozialhilfe zu beanspruchen. 
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6. Entwicklung der Kosten 


In diesem Kapitel widmen wir uns der Kostenentwicklung im Zusammenhang mit dem 
KJG. Im folgenden Abschnitt stellen wir zunächst die Entwicklung der Gesamtausgaben 
für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung dar, die gemeinsam vom Kanton und den Ge-
meinden finanziert werden (vgl. Abschnitt 5.1). Anschliessend analysieren wir die Ent-
wicklungen differenziert für den Kanton (vgl. Abschnitt 5.2) und die Gemeinden (vgl. Ab-
schnitt 5.3). 


6.1 Gesamtausgaben der öffentlichen Hand 
Die folgende Darstellung D 5.1 bietet einen Überblick über die Ausgaben der öffentlichen 
Hand (Kanton und Gemeinden im Kanton Zürich) für die ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung seit Inkrafttreten des KJG. Aufgrund von fehlenden Daten kann die Entwicklung der 
Ausgaben vor 2022 nicht adäquat dargestellt werden.  


• D 5.1: Ausgaben der öffentlichen Hand für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung von 2022−2024, in Mio. Franken 


Position 2022 2023 2024 Veränderung 


Ausgaben für Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 


Heimpflege* 220,80 214,70 220,40 – 0,40 


Sozialpädagogische Familienhilfe (SPF) 35,70 56,00 64,00 + 28,30 


Familienpflege 14,50 19,50 21,50 + 7 


Dienstleistungsangebote in der Familienpflege (DAF) 6,20 9,10 8,20 + 2 


Investitionen 


Kostenanteile an Bauvorhaben und Anschaffungen von Leistungser-
bringern gemäss § 20 KJG 


 0,10 0,10 11,50 + 11,40 


Abschreibungs- und kalkulatorischer Zinsaufwand für Investitionsbei-
träge für Bauvorhaben und Anschaffungen von Leistungserbringern**  


3,50 3,30  3,50 0 


Subventionen für Projekte gemäss § 21 KJG 0,00 0,20 0,30 + 0,30 


Ausgaben 280,80 302,90 329,30 + 48,50 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Kantons Zürich. 
* Die Ausgaben für die Heimpflege umfassen auch die Beiträge des Bundesamts für Justiz an die Kinder- und Jugendheime im Rah-
men des Bundesgesetzes vom 5. Oktober 1984 über die Leistungen des Bundes für den Straf- und Massnahmenvollzug (LSMG; 
SR 341). Bei diesen Beiträgen handelt es sich um Beträge im tieferen zweistelligen Millionenbereich.  
** Die Gemeinden beteiligen sich an den Kosten für Bauvorhaben und Anschaffungen von Leistungserbringern gemäss § 20 KJG 
über die Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsaufwände. Die hier aufgeführten Beiträge für diese Position betreffen Bauvorha-
ben, die noch vor Einführung des KJG umgesetzt wurden. 


Aus der Übersicht der Ausgaben lassen sich die folgenden Erkenntnisse ableiten: 


– Ausgaben flossen hauptsächlich in die Heimpflege und die SPF: 2024 betrugen die 
Gesamtausgaben der öffentlichen Hand für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung rund 
329 Mio. Franken. Der Hauptteil (220,0 Mio. Franken bzw. 65%) davon floss in die 
Heimpflege. Mit 64 Mio. Franken beziehungsweise mit einem Anteil von 19 Prozent 
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der Gesamtausgaben ging ein weiterer grosser Teil der Ausgaben in die SPF. Die Aus-
gaben für die Familienpflege und die DAF waren 2024 im Vergleich weniger umfang-
reich (zusammen 29,7 Mio. Franken bzw. 9% der Gesamtausgaben).  


– Gesamtausgaben steigen kontinuierlich an: Seit 2022 sind die Gesamtausgaben der 
öffentlichen Hand für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung in jedem Jahr angestiegen 
(+ 18% bzw. + 50,60 Mio. Franken in drei Jahren). Unter Berücksichtigung der Teue-
rung betrug der Anstieg noch 11,2 Prozent.25 Der Anstieg ist insbesondere auf höhere 
Ausgaben in der SPF (+ 28,30 Mio. Franken) und in der Familienpflege 
(+ 7 Mio. Franken) zurückzuführen. Zudem wurden 2024 überdurchschnittlich hohe 
Ausgaben für Investitionen in Mobilien und Hochbauten von Leistungserbringern ge-
tätigt (+ 11,40 Mio. Franken). Einen verhältnismässig hohen Anstieg zwischen 2022 
und 2024 gab es auch bei den Ausgaben für die DAF (+ 32%). Der Ausgabenanstieg 
ist insbesondere mit der Zunahme der Leistungsmenge zu begründen (vgl. Kapitel 4).  


Es gilt hervorzuheben, dass bei dieser Übersicht insbesondere die betrieblichen und per-
sonellen Ausgaben von Kanton und Gemeinden für den administrativen Vollzug der Auf-
gaben im Zusammenhang mit den ergänzenden Hilfen zur Erziehung fehlen. Dazu gehö-
ren beispielsweise der Personalaufwand für die Prüfung der Anträge für Kostenübernah-
megarantien oder die Bewilligung und Aufsicht der Leistungserbringer durch den Kanton 
und für die Prüfung der Anträge zur Übernahme der durch die Unterhaltspflichtigen ge-
schuldeten Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge durch die Gemeinden. Ebenfalls feh-
len die Ausgaben für die Übernahme der Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge, die 
durch die wirtschaftliche Sozialhilfe gedeckt werden. Die hier aufgeführten Ausgaben de-
cken daher die tatsächlichen Gesamtausgaben der öffentlichen Hand nicht vollständig ab. 
Gestützt auf verfügbare Daten zum kantonalen Vollzug und den Fallstudien-Gemeinden 
dürfte das tatsächliche Volumen der Aufwendungen in Bezug zu den ergänzenden Hilfen 
zur Erziehung zwischen mindestens 7 und etwa 13 Prozent über den hier ausgewiesenen 
Beträgen liegen.26 


Das Bild zur Entwicklung der Ausgaben für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung ändert 
sich, wenn die relativen Kosten betrachtet werden. So sind im Bereich der Familienpflege 
(inkl. DAF) und der Heimpflege die Kosten pro Nutzungstag 2024 tiefer ausgefallen als 
2022 (vgl. Darstellung D 5.2). Im Bereich der SPF sind die Kosten pro Kostenübernah-
megarantie 2024 zwar höher als noch 2022, allerdings tiefer als 2023. Dies deutet darauf 
hin, dass die Mittel finanziell effizienter eingesetzt werden und somit mit den gleichen 
Mitteln mehr Leistungen finanziert werden können. 


 
25  Die Teuerung zwischen 2022 und 2024 betrug 6,1 Prozent (vgl. durchschnittliche Jahresteue-


rung in der Schweiz gemäss BFS, Zugriff am 18. Juni 2025). 
26  Die 7 bis 13 Prozent ergeben sich folgendermassen: Werden zu den in Darstellung D 5.1  aus-


gewiesenen Gesamtausgaben zusätzlich die jährlichen Kosten des Kantons und der Fallstudien-
Gemeinden für den administrativen Vollzug sowie die Ausgaben der Fallstudien-Gemeinden für 
die Übernahme geschuldeter Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge berücksichtigt, erhöhen 
sich die Gesamtausgaben auf rund 21,9 Millionen Franken pro Jahr (7,2% der Ausgaben). Der 
grösste Teil entfällt dabei auf die Stadt Zürich und den Kanton (21,4 Millionen Franken pro Jahr 
bzw. rund 7% der Ausgaben). Wird die Differenz von 0,2 Prozentpunkten (7% zu 7,2%) als 
Grundlage für eine Hochrechnung auf alle Gemeinden verwendet, steigt der Anteil der Ausga-
ben für Vollzug sowie Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge insgesamt auf 12,8%. Dies ent-
spricht rund 39 Millionen Franken pro Jahr.  



https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/preise/landesindex-konsumentenpreise.html

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/preise/landesindex-konsumentenpreise.html
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• D 5.2: Kosten pro Leistungseinheit und Leistung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung, von 2022−2024, in Franken 


 2022 2023 2024 


SPF pro Kostenübernahmegarantie 8’520 9675 9’264 


Familienpflege und DAF pro Nutzungstag 147 154 135 


Heimpflege pro Nutzungstag 401 387 376 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Liesen/Dettling 2025, S. 49. 


6.2 Ausgaben des Kantons 
Im Folgenden wenden wir uns den Ausgaben auf Ebene des Kantons zu. Darstellung D 5.3 
zeigt die Entwicklung der Nettoausgaben des AJB für die ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung zwischen 2018 und 2024. 


• D 5.3: Nettoausgaben des AJB für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung von 2018−2024, in Mio. Franken 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Kantons Zürich.  
Legende: Von den Ausgaben abgezogen sind die Erträge des Kantons Zürich im Zusammenhang mit dem Vollzug des KJG. Damit 
gemeint sind insbesondere die Kostenanteile der Gemeinden, die Beiträge des Bundes und sonstige Einkünfte (z.B. Gebühren für 
Dienstleistungen des Kantons oder Rückzahlungen von Investitionsbeiträgen für private Organisationen). Die Differenz ergibt die Net-
toausgaben. 


Aus der Darstellung geht hervor, dass mit Inkrafttreten des KJG 2022 die Nettoausgaben 
des AJB anstiegen. So betrugen die Ausgaben 2022 rund 112,30 Mio. Franken (ohne 
Rückerstattung Versorgertaxen), während es 2021 noch rund 69 Mio. Franken waren 
(+ 63% bzw. 43,30 Mio. Franken). Inflationsbereinigt beträgt der Kostenanstieg noch im-
mer rund 59 Prozent. Allerdings gilt es zu beachten, dass in den dargestellten Kosten im 
Zeitraum von 2018 bis 2021 die rückerstatteten Versorgertaxen, die diesen Zeitraum be-
treffen, nicht enthalten sind. Die Kosten sind in diesem Zeitraum daher zu tief ausgewie-
sen. Weiter zeigt die Darstellung, dass die Kosten nach Inkrafttreten des KJG kontinuier-
lich anstiegen: 2024 betrugen die Ausgaben des AJB 140,40 Mio. Franken, was einem 
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Anstieg von 25 Prozent (21% inflationsbereinigt) beziehungsweise 28,10 Mio. Franken 
entspricht.  


Im Folgenden wenden wir uns dem Vergleich der Kosten des AJB für die ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung vor und nach Inkrafttreten des KJG zu. In Darstellung D 5.4 sind die 
entsprechenden Kostenkategorien dargestellt. 


• D 5.4: Detaillierte Kostenkategorien des AJB vor und nach Inkrafttreten des KJG, in Mio. Franken und in Summe über alle 
drei Jahre 


 2019–2021 2022–2024 


Ausgaben für den Vollzug KJG 


Personalaufwand 7,50 14,60  


Administrativer Betriebsaufwand1 1,80  3,80  


Ausgaben für Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 


Beiträge an Heimpflege 129,002 244,203 


Beiträge an Sozialpädagogische Familienhilfe (SPF) – 62,303 


Beiträge an Familienpflege – 22,203 


Beiträge an Dienstleistungsangebote in der Familienpflege (DAF) – 9,403 


Investitionen 


Kostenanteile an Bauvorhaben und Anschaffungen von Leistungser-
bringern gemäss § 20 KJG 


2,60 11,70 


Abschreibungs- und kalkulatorischer Zinsaufwand für Investitionsbei-
träge für Bauvorhaben und Anschaffungen von Leistungserbringern 


6,70 4,103 


Subventionen für Projekte gemäss § 21 KJG – 0,50 


Ausserordentliche Aufwände 


Rückerstattung Versorgertaxen – 492,00 


Gesamtausgaben4 (ohne Rückerstattung Versorgertaxen) 147,60  373,90  


Geschätzte Gesamtausgaben unter Berücksichtigung innerkantona-
ler Verlagerungen 


222,60 373,90 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Kantons Zürich. 
Legende: Lesebeispiel: Der Personalaufwand des Kantons Zürich für den Vollzug der ergänzenden Hilfen zur Erziehung betrug zwi-
schen 2019 und 2021 in Summe über alle drei Jahre 7,5 Mio. Franken. 1 = Der administrative Sach- und Betriebsaufwand umfasst die 
Ausgaben des AJB für den Sach- und übrigen Betriebsaufwand (z.B. Büromöbel, Software, Dienstleistungen von externen Dritten), 
die Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen (z.B. in der Bilanz aktivierte Software-Entwicklungen wie die KJG-Plattform), den 
Zinsaufwand für laufende Verbindlichkeiten (tiefe drei- bis vierstellige Beträge) und interne Verrechnungen (z.B. die vom Amt für Infor-
matik eingesetzte Arbeitsplatz-Soft- und -Hardware, die vom Immobilienamt verrechneten Miet- und Mietnebenkosten usw.). 2 = ohne 
Rückerstattung Versorgertaxen. 3 = Bei der Berechnung der Beiträge des AJB an die Heimpflege, Familienpflege, DAF und SPF so-
wie des Abschreibungs- und kalkulatorischen Zinsaufwands zwischen 2022 und 2024 handelt es sich um den effektiven 40-Prozent-
Anteil des AJB an den Ausgaben für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung. 4 = Die Gesamtausgaben in dieser Darstellung berück-
sichtigen die Erträge des AJB in Form von Entgelten, internen Verrechnungen und Rückzahlungen von Investitionsbeiträgen nicht. 
Aus diesem Grund sind die Gesamtausgaben hier etwas höher als diejenigen in der Darstellung D 5.3. 
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Aus der Gegenüberstellung der Kosten vor und nach Inkrafttreten des KJG und den Ge-
sprächen mit den Verantwortlichen des Kantons und den Vertretenden von Leistungser-
bringern lassen sich folgende Auswirkungen und Verbesserungsmöglichkeiten ableiten: 


– Umfangreicher Ausgabenanstieg seit Inkrafttreten des KJG: Der Vergleich zwischen 
den Zeitperioden vor und nach Inkrafttreten des KJG zeigt, dass seit Inkrafttreten des 
KJG sich die Ausgaben des AJB für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung in jeder 
einzelnen Position erhöht haben. Der Anstieg erfolgte hauptsächlich bei den Abgel-
tungen der Leistungen der SPF, DAF, Familienpflege und der Heimpflege. Die höhe-
ren Abgeltungen für diese Leistungen waren aufgrund der umfangreicheren Kostenbe-
teiligung des AJB zu erwarten. Zudem hat gemäss Angaben der kantonalen Verant-
wortlichen die Zunahme der Inflation zwischen 2022 und 2024 zum Anstieg der Lohn-
kosten der Leistungserbringer und somit zu den höheren Ausgaben für die Leistungen 
der ergänzenden Hilfen zur Erziehung beigetragen. Ebenso war der höhere Personal-
aufwand und administrative Aufwand zu erwarten, da das AJB einige Aufgaben von 
den Gemeinden übernahm beziehungsweise neue Aufgaben erhielt. Gemäss Einschät-
zung der kantonalen Verantwortlichen ist damit zu rechnen, dass der Personalaufwand 
in den nächsten Jahren noch weiter ansteigen wird. 


– Teil des Kostenanstiegs ist auf buchhalterische Umgliederungen zurückzuführen: Mit 
dem Inkrafttreten des KJG kam es zu einer Verlagerung der Kosten innerhalb der kan-
tonalen Verwaltung: Kosten, die zuvor beim Volksschulamt und dem Kantonalen So-
zialamt anfielen, werden heute vom AJB getragen. Die Kosten anderer kantonaler 
Leistungen sind entsprechend gesunken, wie sich dies beispielsweise bei der Entwick-
lung der Ausgaben des Kantons für die wirtschaftliche Sozialhilfe zeigt. Betrugen 
diese Ausgaben 2021 noch 94 Millionen Franken, waren es 2022 nur noch 76 Millio-
nen Franken (vgl. Darstellung D 5.5).27 In einer gesamtkantonalen Betrachtung relati-
viert sich somit der Kostenanstieg beim AJB, da dieser teilweise auf buchhalterische 
Umgliederungen zurückzuführen ist. Gemäss Schätzungen des Kantons umfasst die 
Verlagerung Kosten von rund 25 Millionen Franken pro Jahr. Werden diese Verlage-
rungen den Ausgaben des AJB vor dem Inkrafttreten des KJG hinzugerechnet, fällt der 
Kostenanstieg seit dem Inkrafttreten des KJG weniger deutlich aus.  


– Umsetzung von Bauvorhaben ist mit Hürden verbunden: Der Anstieg in Bauvorhaben 
und Anschaffungen der Leistungserbringer ist auf hohe Ausgaben im Jahr 2024 zu-
rückzuführen. 2022 und 2023 wurde hierfür im Vergleich mit vor Inkrafttreten des 
KJG weniger ausgegeben. In den Interviews mit den Leistungserbringern von Heim-
pflege wurden die Hürden zur Beantragung der Gelder als zu hoch beurteilt. So würde 
es bei den Heimen auf Unverständnis stossen, dass Bauvorhaben vorfinanziert werden 
müssen. Zudem gebe es bei den Bauvorhaben Unterschiede zwischen den Anforde-
rungen des Kantons und denjenigen des Bundesamts für Justiz. So könne es passieren, 
dass ein Bauvorhaben die Anforderungen des Bundesamts erfülle, nicht jedoch dieje-
nigen des Kantons. Die Ergebnisse der Interviews mit den Vertretenden des Kantons 
zeigen, dass die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den Bauvorhaben dem Kan-
ton bekannt sind und nachvollzogen werden können. So wurde auch seitens des Kan-
tons kritisiert, dass der Kanton Bauvorhaben nur schwierig steuern könne, da die Lan-
cierung der Bauvorhaben durch die Leistungserbringer erfolgen müsse.  


– Geringe Nachfrage nach Subventionen für innovative Projekte: Seit Inkrafttreten des 
KJG kann der Kanton Projekte zur Förderung der Innovation im Bereich der 


 
27  Es gilt zu beachten, dass die Entwicklung der Ausgaben für die wirtschaftliche Sozialhilfe auch 


durch andere Faktoren beeinflusst wird (z.B. Rückgang in der Arbeitslosenquote). Aus unserer 
Sicht ist die Reduktion der Ausgaben zwischen 2021 und 2022 insbesondere auf das Inkrafttre-
ten des KJG zurückzuführen. Weshalb es in den folgenden Jahren zu einer Reduktion kam, 
kann die vorliegende Evaluation nicht beantworten.  
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ergänzenden Hilfen zur Erziehung finanziell unterstützen (vgl. Abschnitt 2.1.2). Bis-
her halten sich die Ausgaben in diesem Bereich jedoch in Grenzen. In den Interviews 
mit den Leistungserbringern hat sich gezeigt, dass die Subventionen den meisten In-
terviewten nicht bekannt sind oder sie sich damit bisher nicht gross auseinandergesetzt 
haben.28 Gleichzeitig gaben die Interviewten an, sich für die Fördermittel zu interes-
sieren und sich nach dem Interview darüber informieren zu wollen. Diese Ergebnisse 
zeigen, dass es Optimierungsbedarf bei der Kommunikation der Unterstützungsmög-
lichkeiten durch den Kanton gibt.  


• D 5.5: Ausgaben Kanton Zürich für die wirtschaftliche Sozialhilfe von 2019 bis 2024. 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des BFS29. 


6.3 Ausgaben der Gemeinden  
In diesem Abschnitt wenden wir uns den Ausgaben auf Ebene der Gemeinden zu. In Dar-
stellung D 5.6 sind die Ausgaben der Gemeinden für die Leistungen der ergänzenden Hil-
fen zur Erziehung für den Zeitraum 2022 bis 2024 aufgeführt.  


  


 
28  Auch in der Online-Befragung der Leistungserbringer, deren Ergebnisse in den zweiten Teil der 


Gesamtevaluation des KJG fallen, zeigt sich, dass vielen Leistungserbringer diese Subventionen 
nicht bekannt sind. So gaben 58 Prozent der Leistungserbringer von SPF und rund ein Drittel 
der Leistungserbringer von Heimpflege an, die Subventionen nicht zu kennen. 


29  Vgl. Inventar und Finanzstatistik der armutsbekämpfenden bedarfsabhängigen Sozialleistungen 
des BFS, Zugriff am 27. April 2026. 
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• D 5.6: Aggregierte Ausgaben der Gemeinden im Kanton Zürich für die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung seit 
Inkrafttreten des KJG, pro Jahr und in Mio. Franken 


 2022 2023 2024 


Ausgaben für Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 


Beiträge an Heimpflege 123,50 119,50 123,30 


Beiträge an Sozialpädagogische Familienhilfen (SPF) 21,40 33,60 38,40 


Beiträge an Familienpflege 8,70 11,70 12,90 


Beiträge an Dienstleistungsangebote in der Familienpflege (DAF) 3,70 5,50 4,90 


Investitionen 


Abschreibungs- und kalkulatorischer Zinsaufwand für Investitionsbeiträge für  
Bauvorhaben und Anschaffungen von Leistungserbringern 


2,10 2,00 2,10 


Gesamtausgaben 159,40 172,20 181,60 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Kantons Zürich.  
Legende: Bei diesen Ausgaben handelt es sich um den 60-prozentigen Anteil der Gemeinden an den Gesamtausgaben der ergän-
zenden Hilfen zur Erziehung. 


Aufgrund des neuen Finanzierungsmodells und des damit verbundenen fixen Finanzie-
rungsschlüssels entwickelten sich die Ausgaben der Gemeinden zwischen 2022 und 2024 
im Gleichschritt mit den Ausgaben der öffentlichen Hand (vgl. Abschnitt 5.1).30 So flos-
sen zwischen 2022 und 2024 analog zu den Ausgaben der öffentlichen Hand auch die 
Ausgaben der Gemeinden mehrheitlich in die Heimpflege und die SPF. Ebenso sind auch 
die Gesamtausgaben der Gemeinden seit 2022 kontinuierlich angestiegen, insbesondere 
für die Leistungen der SPF (+ 17 Mio. Franken) und die Familienpflege (+ 4,2 Mio. Fran-
ken).  


Wie bereits bei der Zusammenstellung der Kosten auf der Ebene der Gesamtausgaben 
(vgl. Abschnitt 5.1) fehlen auch hier Daten zu den indirekten Aufwendungen, wie etwa 
der Personalaufwand und der administrative Betriebsaufwand sowie die Ausgaben für die 
Übernahme der durch die Unterhaltspflichtigen geschuldeten Verpflegungs- und Neben-
kostenbeiträge im Rahmen der wirtschaftlichen Sozialhilfe. Die Ergebnisse aus den Fall-
studien deuten darauf hin, dass die in der Darstellung D 5.6 dargestellten Ausgaben die 
tatsächlichen Ausgaben der Gemeinden in einem mittleren einstelligen bis tiefen zweistel-
ligen Prozentbereich unterschätzen. So liegt im Zeitraum von 2022 bis 2024 der Anteil 
des Personal- und administrativen Betriebsaufwands an den gesamten Ausgaben bei fünf 
von sechs Fallstudien-Gemeinden im tiefen einstelligen Prozentbereich. Eine Ausnahme 
bildet die Stadt Zürich, wo der Anteil der Kosten für den administrativen Vollzug 22 Pro-
zent beträgt.31 Die Anteile der Ausgaben für die durch die Unterhaltspflichtigen 


 
30  Da der Kanton 40 Prozent und die Gemeinden 60 Prozent der Ausgaben der ergänzenden Hil-


fen zur Erziehung tragen, entwickeln sich die Ausgaben der beiden föderalen Ebenen im Gleich-
schritt.  


31  Gemäss Stadt Zürich erklären sich die höheren Ausgaben für den Vollzug damit, dass sie im 
Gegensatz zu vielen anderen Gemeinden selbst weitere Aufgaben im Zusammenhang mit den 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung erbringt und die Kosten dem administrativen Vollzug zurech-
nen. Es lässt sich nicht sagen, wie hoch der Kostenanteil dieser zusätzlichen Aufgaben an den 
Gesamtkosten des administrativen Vollzugs der Stadt Zürich ist.   
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geschuldeten Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge an den Ausgaben variieren in den 
Fallstudien-Gemeinden zwischen 0 und 8 Prozent. 


Auf der Basis der vorhandenen Daten ist es – im Gegensatz zur kantonalen Ebene (vgl. 
Darstellung D 5.4) – schwieriger, die Ausgaben der Gemeinden für die ergänzenden Hil-
fen zur Erziehung vor und nach Inkrafttreten des KJG zu vergleichen. Um dennoch Aus-
sagen über die Entwicklung in den Gemeinden tätigen zu können, greifen wir auf Daten 
zur Entwicklung der Ausgaben für die wirtschaftliche Sozialhilfe, die Fallstudien und die 
Online-Befragung zurück.32 


Darstellung D 5.7 bildet die aggregierten Nettoausgaben der Gemeinden für die wirt-
schaftliche Sozialhilfe zwischen 2019 und 2024 ab. 


• D 5.7: Nettoausgaben der Gemeinden für die wirtschaftliche Sozialhilfe von 2019−2024 in Mio. Franken, mit und ohne grosse 
Zentren (Zürich und Winterthur) 


Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Kantons Zürich.  
Legende: Die Nettoausgaben berechnen sich aus der Differenz der Ausgaben und der Einnahmen der gesetzlichen wirtschaftlichen 
Sozialhilfe. Die Einnahmen setzen sich zusammen aus Beiträgen des Kantons, anderer Gemeinden oder von Dritten. 
Lesebeispiel: In Grau sind die aggregierten Ausgaben aller Gemeinden im Kanton Zürich dargestellt. In Blau sind nur die Ausgaben 
für die beiden Städte Zürich und Winterthur und in Gelb die Ausgaben der restlichen Gemeinden illustriert. Ab 2022 wird differenziert 
zwischen den Ausgaben für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung (Leistungen im Rahmen des KJG) und den Ausgaben für die wirt-
schaftliche Sozialhilfe. Vor 2022 waren die Ausgaben für die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung in den Ausgaben der 
wirtschaftlichen Sozialhilfe enthalten. 


Aus der Entwicklung der Nettoausgaben für die wirtschaftliche Sozialhilfe in Darstellung 
D 5.7, den Fallstudien und der Online-Befragung lassen sich folgende Schlüsse ziehen: 


– Verlagerung in den Ausgaben für die wirtschaftliche Sozialhilfe: Mit Inkrafttreten des 
KJG 2022 sind die Ausgaben der Gemeinden für die wirtschaftliche Sozialhilfe 
(durchgezogene Linie in der Darstellung) trotz Teuerung deutlich gesunken. 2021 be-
trugen die Ausgaben rund 440 Mio. Franken, während es 2022 rund 328 Mio. Franken 
waren (– 112 Mio. Franken). Diese deutliche Reduktion innerhalb eines Jahres ist aus 


 
32  Mit dem KJG kam es auch zu einer Verlagerung bei den Ausgaben der wirtschaftlichen Sozial-


hilfe für Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung (vgl. Abschnitt 2.4).  
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unserer Sicht hauptsächlich auf die Verlagerung der Kosten im Zusammenhang mit 
den ergänzenden Hilfen zur Erziehung von der wirtschaftlichen Sozialhilfe in einen 
neuen, separaten Ausgabenposten zurückzuführen. Zwar kann ein Rückgang der Kos-
ten zwischen 2021 und 2022 sowohl gesamtschweizerisch als auch in anderen Kanto-
nen beobachtet werden,33 was unter anderem auf einen Rückgang in der Arbeitslosen-
quote zurückzuführen ist.34 Allerdings haben sich die Ausgaben der wirtschaftlichen 
Sozialhilfe im Kanton Zürich in einem deutlich stärkeren Umfang reduziert. 


– Kostenanstieg trotz Reduktion in der wirtschaftlichen Sozialhilfe: Das Bild ändert sich 
allerdings, wenn in den Jahren 2022 bis 2024 die Ausgaben der Gemeinden für die 
Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung den Ausgaben für die wirtschaftli-
che Sozialhilfe hinzugezählt werden. So sind die Gesamtausgaben zwischen 2021 und 
2022 um 48 Mio. Franken angestiegen. Die Zahlen zeigen somit, dass die Ausgaben 
für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung stärker angestiegen sind, als die Ausgaben 
der wirtschaftlichen Sozialhilfe gefallen sind. Dabei gilt es zu beachten, dass in diesen 
Zahlen die Rückerstattungen der Versorgertaxen durch den Kanton an die Gemeinden 
(vgl. Abschnitt 5.2) nicht berücksichtigt werden. Der in der Darstellung D 5.7 präsen-
tierte Anstieg der Kosten mit dem Inkrafttreten des KJG ist somit eher zu tief darge-
stellt. Die Zahlen zeigen weiter, dass sich der Ausgabenanstieg zwischen 2021 und 
2022 in den darauffolgenden Jahren weiterzog. Der Anstieg ist auf einen Anstieg im 
Bereich der ergänzenden Hilfen zur Erziehung zurückzuführen – die Ausgaben für die 
wirtschaftliche Sozialhilfe sind im gleichen Zeitraum nämlich gesunken. 


– Bestätigung dieser Ergebnisse durch Fallstudien: In allen sechs Fallstudien-Gemein-
den sowie in den weiteren interviewten Gemeinden stiegen die Ausgaben im Zusam-
menhang mit den ergänzenden Hilfen zur Erziehung an. Der Kostenanstieg in den drei 
Jahren nach Inkrafttreten des KJG im Vergleich mit den drei Jahren vor Inkrafttreten 
des KJG reicht von 12 Prozent (Stadt Zürich) bis 941 Prozent (Gemeinde Stallikon). 
Werden die Rückerstattungen der Versorgertaxen berücksichtigt, so fällt der Kosten-
anstieg gar noch höher aus. Der Kostenanstieg ist gemäss Aussagen der Vertretenden 
der befragten Gemeinden auf den Anstieg der erbrachten Leistungen zurückzuführen, 
was sich mit der Entwicklung des Angebots an und der Nachfrage nach Leistungen 
deckt (vgl. Kapitel 4).  


– Unterschiede zwischen den grossen Zentren und den restlichen Gemeinden: Anhand 
des Beispiels von Stallikon – das einen ausserordentlich hohen Kostenanstieg ver-
zeichnete (vgl. vorne) – wird deutlich, wie stark sich der neue, solidarisch ausgestaltete 
Finanzierungsschlüssel auf eine kleine Gemeinde, die vor Inkrafttreten des KJG nur 
sehr wenige Fälle der ergänzenden Hilfen zur Erziehung aufwies, auswirken kann. 
Grössere Kostenanstiege um über 100 Prozent beschränken sich allerdings nicht nur 
auf kleine Gemeinden, sondern sind auch in den grösseren Fallstudien-Gemeinden 
Bülach, Illnau-Effretikon und Volketswil zu beobachten. Der gemeindeübergreifende 
Kostenanstieg in den Ausgaben der wirtschaftlichen Sozialhilfe und der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung in Darstellung D 5.7 ist dementsprechend hauptsächlich auf die 
Entwicklung in den Gemeinden ausserhalb der beiden Städte Zürich und Winterthur 
zurückzuführen. Das Fallbeispiel von Zürich zeigt zwar, dass die beiden Städte vom 
Kostenanstieg bei den Ausgaben für die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung ebenfalls betroffen sind. Allerdings scheint die Betroffenheit deutlich weniger 
stark zu sein als bei einem grossen Teil der restlichen Gemeinden. Zudem zeigt die 
Darstellung D 5.7, dass in den beiden grossen Städten der Kostenanstieg im Bereich 
der ergänzenden Hilfen zur Erziehung mit einer Reduktion in den Ausgaben der wirt-
schaftlichen Sozialhilfe, die auf Gründe ausserhalb der KJG zurückzuführen sind, 


 
33  Vgl. Inventar und Finanzstatistik der armutsbekämpfenden bedarfsabhängigen Sozialleistungen 


des BFS, Zugriff am 17. Januar 2026. 
34  Vgl. Statistiken zur Arbeitslosigkeit und Erwerbslosigkeit des SECO, Zugriff am 17. Januar 2026. 



https://www.sozialhilfeiws.bfs.admin.ch/ibs/daten/RechercheFinanzstatistikView.xhtml

https://www.sozialhilfeiws.bfs.admin.ch/ibs/daten/RechercheFinanzstatistikView.xhtml

https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/wirtschaftslage---wirtschaftspolitik/Wirtschaftslage/Arbeitslosenzahlen.html
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kompensiert wurde. Die Fallstudien zeigen weiter, dass der Kostenanstieg dabei in 
unterschiedlichen Bereichen stattfand: In Illnau-Effretikon und Dietikon stiegen zwi-
schen 2022 und 2024 im Vergleich zum Zeitraum 2019 bis 2021 insbesondere die 
Ausgaben für die Heimpflege an, während die Ausgaben für die Familienpflege 
(inkl. DAF) und die SPF weniger stark anstiegen oder gar sanken. Diese Reduktion in 
den Ausgaben für die SPF zeigt, dass SPF-Leistungen bereits vor Inkrafttreten des 
KJG ausserhalb der grossen Zentren erbracht wurden. In der Stadt Zürich hingegen 
sanken die Kosten für die Heimpflege, während sie im Bereich SPF anstiegen. Bei den 
restlichen Fallstudien-Gemeinden können basierend auf den verfügbaren Daten keine 
Aussagen zur detaillierten Kostenentwicklung getätigt werden. 


– Kosten für den administrativen Vollzug sind tendenziell gesunken: Die meisten Fall-
studien-Gemeinden verzeichnen seit Inkrafttreten des KJG tiefere Ausgaben im admi-
nistrativen Vollzug der Aufgaben im Zusammenhang mit den ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung, teilweise gar deutlich um über 50 Prozent. Die Ergebnisse der Online-Be-
fragung zeigen in die gleiche Richtung wie die Fallstudien: So gab eine Mehrheit 
(70%) der an der Online-Befragung teilgenommenen Gemeinden an, dass insgesamt 
der administrative Aufwand deutlich oder leicht abgenommen hat. Grund dafür ist laut 
den interviewten Vertretenden der Gemeinden und der Online-Befragung insbeson-
dere der Wegfall der Durchführung der Kostengutsprachen. Allerdings ist der admi-
nistrative Aufwand bei Gemeinden mit einer tiefen oder mittleren Sozialhilfequote 
deutlicher zurückgegangen als bei Gemeinden mit einer hohen Sozialhilfequote. So 
gaben Letztere in der Online-Befragung deutlich häufiger (44%) an, dass der Aufwand 
in etwa gleichgeblieben sei. Die Interviews und die Online-Befragung zeigen, dass der 
Grund dafür vor allem in den Anträgen der Unterhaltspflichtigen zur Übernahme der 
geschuldeten Verpflegungs- und Nebenkostenbeiträge liegt. So gaben 82 Prozent der 
online befragten Gemeinden mit vielen Sozialhilfebezüger/-innen an, dass diese An-
träge bei ihnen einen erheblichen administrativen Aufwand verursachten, während es 
bei den restlichen Gemeinden mit tiefer beziehungsweise mittlerer Sozialhilfequote 
deutlich weniger sind (55% respektive 51%).  


Die unterschiedliche Entwicklung zwischen den Gemeinden im Kanton zeigt sich über-
dies in der Darstellung D 5.8. 
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• D 5.8: Veränderung der durchschnittlichen Ausgaben der Gemeinden vor und nach Inkrafttreten des KJG in Prozent 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Kantons Zürich.  
Legende: Die Nettoausgaben berechnen sich aus der Differenz der Ausgaben und der Einnahmen der gesetzlichen wirtschaftlichen 
Sozialhilfe. Die Einnahmen setzen sich zusammen aus Beiträgen des Kantons, anderer Gemeinden oder von Dritten. Die Rückerstat-
tungen der Versorgertaxen werden in diesen Berechnungen nicht berücksichtigt. 
Lesebeispiel: Die durchschnittlichen Ausgaben pro Jahr der Stadt Winterthur für die wirtschaftliche Sozialhilfe und Leistungen der er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung haben sich im Zeitraum nach Inkrafttreten des KJG (2022–2023) gegenüber den Ausgaben vor In-
krafttreten des KJG (2020–2021) um rund 6 Prozent reduziert.  


In der Darstellung wird die Veränderung zwischen den Zeiträumen vor (2019–2021) und 
nach Inkrafttreten des KJG (2022–2024) in der Summe der durchschnittlichen Ausgaben 
für die wirtschaftliche Sozialhilfe und der Ausgaben für die ergänzenden Hilfen zur Er-
ziehung pro Gemeinde dargestellt. Aus der Darstellung und den Fallstudien lassen sich 
die folgenden Ergebnisse ziehen: 


– 15 Gemeinden verzeichneten eine Reduktion in den Gesamtausgaben: Darunter fällt 
die Stadt Winterthur, wo die durchschnittlichen Gesamtausgaben pro Jahr für die wirt-
schaftliche Sozialhilfe und die ergänzenden Hilfen zur Erziehung im Zeitraum 2022 
bis 2024 im Vergleich mit dem Zeitraum 2019 bis 2021 leicht um 6 Prozent gesunken 
sind. In absoluten Zahlen hat die Stadt Winterthur seit Inkrafttreten des KJG die gröss-
ten Einsparungen aller Gemeinden verzeichnet (4,1 Mio. Franken pro Jahr weniger für 
die wirtschaftliche Sozialhilfe und die ergänzenden Hilfen zur Erziehung als davor). 
In relativen Zahlen hat die Gemeinde Uetikon am See die grösste Reduktion 
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verzeichnet (- 25% oder - 380’502 Franken pro Jahr). Die Analyse zeigt weiter, dass 
sich in diesen 15 Gemeinden die Ausgaben für die wirtschaftliche Sozialhilfe stärker 
reduziert haben als die Kosten für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung angestiegen 
sind. 


– Mehrheit der Gemeinden wiesen einen Anstieg der Gesamtausgaben auf: Die restli-
chen 145 Gemeinden wiesen im Zeitraum 2022 bis 2024 gegenüber 2019 bis 2021 
einen Anstieg in den durchschnittlichen Ausgaben auf. Im Median35 betrug der An-
stieg rund 51 Prozent beziehungsweise 217’000 Franken. Bei rund 50 Prozent (n = 80) 
der Gemeinden betrug der Anstieg zwischen 15 und 133 Prozent. Ein Viertel der Ge-
meinden (n = 40) wies einen Anstieg über 133 Prozent auf. Weitere 25 Gemeinden 
verzeichneten einen Anstieg zwischen 0 und 15 Prozent, darunter die Stadt Zürich. 
Sieben Gemeinden wiesen eine Verzehnfachung oder mehr ihrer Gesamtausgaben auf. 
Den grössten relativen Anstieg verzeichnete die Gemeinde Dättlikon, wo die Gesamt-
ausgaben von rund 580 Franken pro Jahr auf rund 91’000 Franken pro Jahr angestiegen 
sind. Die Daten zeigen weiter, dass in nahezu allen Gemeinden, in denen die Gesamt-
ausgaben angestiegen sind, die Ausgaben für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
der hauptsächliche Treiber waren. Lediglich in der Gemeinde Benken waren Ausgaben 
für die wirtschaftliche Sozialhilfe stärker angestiegen. Die Daten zeigen zudem, dass 
in den 132 Gemeinden, in denen die wirtschaftliche Sozialhilfe gesunken ist, diese 
Reduktion kleiner ausfiel als der Kostenanstieg bei den ergänzenden Hilfen zur Erzie-
hung. Angesichts der in den Fallstudien-Gemeinden teilweise deutlich angestiegenen 
Ausgaben für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung ist diese Beobachtung wenig 
überraschend.  


Es gilt zu berücksichtigen, dass vor dem Inkrafttreten des KJG ein Teil der Leistungen der 
ergänzenden Hilfen zur Erziehung nicht über die wirtschaftliche Sozialhilfe, sondern über 
andere Gefässe bezahlt wurde. Dazu gehören insbesondere die über die Ergänzungs- be-
ziehungsweise Zusatzleistungen finanzierten Leistungen der Heimpflege und der Fami-
lienpflege. Die Ergebnisse aus den Fallstudien-Gemeinden zeigen, dass diese Ausgaben – 
nach Abzug der kantonalen Beiträge – je nach Gemeinde einen Anteil von 0 bis rund 
15 Prozent an den Nettoausgaben für die ergänzenden Hilfen zur Erziehung ausmachen. 
Die in den Darstellungen D 5.7 und D 5.8 verwendeten Gesamtausgaben vor Inkrafttreten 
des KJG sind entsprechend eher zu tief geschätzt. Um dies zu berücksichtigen, haben wir 
zusätzliche Robustheitsprüfungen36 durchgeführt, die die Richtung der Ergebnisse jedoch 
nicht veränderten.37  


Der beobachtete Ausgabenanstieg im Bereich der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 
wirkte sich auf die Gemeinden unterschiedlich aus. Darstellung D 5.9 zeigt anhand einer 
Selbsteinschätzung in der Online-Befragung, inwiefern die Gemeinden über ausreichend 
finanzielle Ressourcen für die Finanzierung der Leistungen der ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung verfügen. 


 
35  Der Median zeigt an, dass die eine Hälfte der Gemeinden unter und die andere Hälfe über dem 


Medianwert liegt. Der Median ist im Vergleich mit dem Durchschnitt weniger anfällig auf Verzer-
rungen durch Extremwerte. 


36  Bei der Robustheitsprüfung haben wir angenommen, dass die Gesamtausgaben vor Inkrafttre-
ten des KJG pro Gemeinde um 15 Prozent zu tief ausfallen. Dieser Wert stellt den in Fallstudien-
Gemeinden maximal beobachteten Anteil der Ergänzungs- beziehungsweise Zusatzleistungen 
an den Ausgaben der Gemeinden für die Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung. 


37  Bei der Robustheitsprüfung hat sich die Zahl der Gemeinden mit einer Reduktion der Gesamt-
ausgaben von 15 auf 41 Gemeinden erhöht. Gleichzeitig wären nach wie vor 119 Gemeinden 
von höheren Gesamtausgaben betroffen. 
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• D 5.9: Beurteilung finanzielle Ressourcen  


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Ergebnissen der Online-Befragung der Gemeinden. 


Die Ergebnisse zeigen, dass die Mehrheit der Gemeinden (69%) über ausreichend finan-
zielle Ressourcen verfügt. Allerdings zeigen sich je nach Steuerkraft der Gemeinde grosse 
Unterschiede. So verfügen nur 27 Prozent aller Gemeinden mit einer tiefen Steuerkraft 
über ausreichend finanzielle Ressourcen zur Finanzierung der Leistungen der ergänzenden 
Hilfen zur Erziehung, während es bei Gemeinden mit einer mittleren Steuerkraft 50 Pro-
zent und mit einer hohen Steuerkraft über 80 Prozent sind.38  


Schliesslich haben wir in der Online-Befragung gefragt, welche finanziellen Auswirkun-
gen die Einführung des KJG auf die Gemeinden hatten (vgl. Darstellung D 5.10). Dabei 
gab eine Mehrheit (51%) negative finanzielle Auswirkungen an, 17 Prozent gaben keine, 
beziehungsweise neutrale Auswirkungen an und lediglich 6 Prozent gaben positive Aus-
wirkungen an. Dabei gaben grosse Gemeinden häufiger negative Auswirkungen an als 
kleinere Gemeinden (63% respektive 46%). Ebenso berichteten Gemeinden mit einer tie-
fen Sozialhilfequote häufiger über negative Auswirkungen als Gemeinden mit einer hohen 
Sozialhilfequote (70% respektive 38%). Die negativen Auswirkungen wurden auch in den 
offenen Fragen der Online-Befragung durch viele Gemeinden aufgeführt.  


 
38  Die Steuerkraft wurde basierend auf dem ersten, zweiten und dritten Perzentil des Nettosteu-


erertrags pro Kopf festgelegt: Hohe Steuerkraft = Nettosteuertrag pro Kopf über 4’160 Franken 
(drittes Perzentil); Mittlere Steuerkraft = Nettosteuertrag pro Kopf zwischen 2’728 Franken (ers-
tes Perzentil) und 4’160 Franken (drittes Perzentil); Tiefe Steuerkraft = Nettosteuertrag pro Kopf 
unter 2’728 Franken (erstes Perzentil). 
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Gemeinden mit tiefer Steuerkraft
(n = 22)


Gemeinden mit mittlerer Steuerkraft
(n = 40)


Gemeinden mit hoher Steuerkraft
(n = 22)


Alle Gemeinden
(n = 84)


Die Frage lautete: Inwiefern stimmen Sie folgender Aussage zu? Unsere Gemeinde verfügt Stand heute über 
ausreichend finanzielle Ressourcen für die Finanzierung der Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung.


Stimme ich voll und ganz zu Stimme ich eher zu Stimme ich eher nicht zu
Stimme ich überhaupt nicht zu Weiss nicht/Keine Angaben
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• D 5.10: Beurteilung Auswirkungen der Einführung des KJG 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Ergebnissen der Online-Befragung der Gemeinden. 
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Kleine Gemeinden
(n = 63)


Grosse Gemeinden
(n = 24)


Gemeinden mit tiefer Sozialhilfequote
(n = 20)


Gemeinden mit mittlerer Sozialhilfequote
(n = 51)


Gemeinden mit hoher Sozialhilfequote
(n = 16)


Alle Gemeinden
(n = 87)


Die Frage lautete: Die Einführung des KJG hatte ...


… positive finanzielle Auswirkungen auf unsere Gemeinde.


… keine/neutrale finanzielle Auswirkungen auf unsere Gemeinde.


… negative finanzielle Auswirkungen auf unsere Gemeinde.


Weiss nicht/Keine Angaben
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Anhang 


A 1 Liste Interviewpartner/-innen 
Die folgende Darstellung zeigt eine Übersicht über die Interviewpartner/-innen. Mit den 
genannten Personen in einer Tabellenzelle wurden Gruppeninterviews geführt.  


• DA 1: Übersicht Interviewpartner/-innen  


Name Funktion und Organisation Anspruchsgruppe 


Öffentliche Hand 


Barbara Aebli Leiterin Gesellschaft Gemeinde Pfäffikon Gemeinde 


– Doris Egloff 
– Angela Baumann 


– Bereichsleiterin Soziale Dienste Stadt Winterthur 
– Leiterin Sozialhilfe Stadt Winterthur 


Gemeinde 


– Karin Fischer 
– Isabelle Gyr 


– Leiterin Sozialhilfe Gemeinde Volketswil 
– Ableitungsleiterin Soziales und Gesellschaft Gemeinde Volketswil 


Gemeinde (Fallstudie) 


Liza Egli – Geschäftsleiterin Sozialdienst Unteramt (verantwortlich für das Sozi-
alamt der Gemeinde Stallikon) 


Gemeinde (Fallstudie) 


– Manfred Dachs 
– Christine Koradi 
– Julio Barrantes 
– Stefanie Kleiner-König 
– Gabriel Zehnder 


– Co-Direktor Soziale Dienste Stadt Zürich 
– Leiterin des Fachresorts Kinder- und Jugendhilfe Stadt Zürich 
– Mitarbeiter Soziale Dienste Stadt Zürich 
– Co-Leiterin Zentrale Dienste Stadt Zürich 
– Mitarbeiter Soziale Dienste Stadt Zürich 


Gemeinde (Fallstudie) 


– Raphael Gubser 
– Jeanine Wirz 


– Leiter Soziales und Gesundheit Stadt Bülach 
– Leiterin Sozialberatung Stadt Bülach 


Gemeinde (Fallstudie) 


Sandra Walther Leiterin Sozialabteilung Stadt Dietikon Gemeinde (Fallstudie) 


Urs Gröbli Leiter Gesellschaft Stadt Illnau-Effretikon Gemeinde (Fallstudie) 


– Aaron Grünwald 
– Kathrin Pfister 
– Mario Backes 


– Leiter Pflegefamilien AJB 
– Co-Leiterin Heimpflege AJB 
– Co-Leiter Heimpflege AJB 


Kanton 


Franziska Brägger Leiterin Zentralbereich Ergänzende Hilfen zur Erziehung AJB Kanton 


Leistungserbringer 


Sandra Aebersold Geschäftsführerin Projekt Perspektive DAF mit LV 


– Alexander Thielmann 
– Moses Köchli 
– Werner Kuster 
– Isa Wilhelm 
– Michael Just 


– Geschäftsleiter DASSOZ 
– Präsident des DASSOZ-Teilverbands «Fachgruppe stationärer Früh-


bereich» 
– Präsident des DASSOZ-Teilverbands «Verband Zürcher Schul-


heime» 
– Co-Präsidentin DASSOZ 
– Co-Präsident DASSOZ 


Heimpflege mit LV 


Timo Gähler Geschäftsführer Stiftung start again Heimpflege ohne LV 


Cora Bachmann Geschäftsleiterin PACH Familienpflege 
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Name Funktion und Organisation Anspruchsgruppe 


Silvana Ferrari Geschäftsinhaberin und -führerin Akoma GmbH SPF mit LV 


Markus Kossmann Geschäftsführer Fokus Glück SPF ohne LV 


• Quelle: Darstellung Interface. 


A 2 Auswahl Fallstudien 
Die Fallstudien-Gemeinden wurden basierend auf den folgenden Kriterien ausgewählt: 


– Grösse: Es wurden Gemeinden mit unterschiedlicher Bevölkerungszahl ausgewählt. 
– Bezirk: Es wurden Gemeinden aus möglichst unterschiedlichen Bezirken ausgewählt. 
– Sozialhilfequote: Die Sozialhilfequote zeigt den Anteil der Sozialhilfeempfänger/-in-


nen an der gesamten Bevölkerung. Für die Fallstudien wurden Gemeinden mit tiefer, 
mittlerer und hoher Sozialhilfequote ausgewählt. Für die Kategorisierung (tief, mittel 
und hoch) wurde das erste Quartil, der Median und das dritte Quartil der Verteilung 
der Sozialhilfequote in den Gemeinden des Kantons Zürich berechnet.39 Darauf basie-
rend wurden die Gemeinden folgendermassen eingestuft: tiefe Sozialhilfequote = So-
zialhilfequote unter 1,1 Prozent; mittlere Sozialhilfequote = Sozialhilfequote zwischen 
1,1 und 2,2 Prozent; hohe Sozialhilfequote = Sozialhilfequote über 2,2 Prozent. 


– Jugendquotient: Der Jugendquotient zeigt das Verhältnis der Bevölkerung zwischen 0 
bis 19 Jahren und der Bevölkerung zwischen 20 und 64 Jahren. Je höher der Quotient, 
desto mehr jüngere Personen sind in der Gemeinde wohnhaft. Es wurden Gemeinden 
mit einem möglichst unterschiedlichen Jugendquotienten ausgewählt. Für die Katego-
risierung (tief, mittel und hoch) wurden wiederum das erste Quartil, der Median und 
das dritte Quartil der Verteilung des Jugendquotienten in den Gemeinden des Kantons 
Zürich berechnet.40 Darauf basierend wurden die Gemeinden folgendermassen einge-
stuft: tiefer Jugendquotient = Jugendquotient unter 32,5 Prozent; mittlerer Jugendquo-
tient = Jugendquotient zwischen 32,5 und 37,2 Prozent; hoher Jugendquotient = Ju-
gendquotient über 37,2 Prozent. 


– Raumtyp: Der Raumtyp deutet auf die urbane Struktur einer Gemeinde hin. Gemäss 
dem Bundesamt für Statistik gehören im Kanton Zürich 80 Prozent der Gemeinden 
zum Kern oder zur Agglomeration von Zürich oder Winterthur. 15 Prozent der Ge-
meinden lassen sich nicht klar einem städtischen oder ländlichen Raum zuordnen. Nur 
rund 1 Prozent (n = 2) der Gemeinden gelten als ländlich. Die restlichen 4 Prozent der 
Gemeinden gehören zur Agglomeration von Schaffhausen, Rapperswil-Jona oder 
Zug.41 Es wurden Gemeinden aus möglichst unterschiedlichen Raumtypen ausge-
wählt.  


Die folgende Darstellung zeigt eine Übersicht über die ausgewählten Fallstudien-Gemein-
den und deren Kriterien: 


  


 
39  Im Kanton Zürich beträgt die Sozialhilfequote im Median 1,6 Prozent. 50 Prozent der Gemeinden 


weisen eine Sozialhilfequote zwischen 1,1 Prozent (1. Quartil) und 2,2 Prozent (3. Quartil) auf.  
40  Im Kanton Zürich beträgt der Jugendquotient im Median 34,7 Prozent. 50 Prozent der Gemein-


den weisen einen Jugendquotienten zwischen 32,5 Prozent (1. Quartil) und 37,2 Prozent 
(3. Quartil) auf.  


41  Vgl. Raumtypen – Kanton Zürich, Zugriff am 16. Juni 2025. 



https://www.zh.ch/de/steuern-finanzen/gemeindefinanzen/zuercher-finanzausgleich/gemeinde-und-wirksamkeitsbericht/gemeinde-und-wirksamkeitsbericht-2025/2-entwicklung-der-gemeindelandschaft/2-1-bevoelkerung-und-raumtypen.html
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• DA 2: Fallstudien-Gemeinden 


Gemeinde Bevölkerungszahl Bezirk Sozialhilfequote Jugendquotient Raumtyp 


Zürich Über 100’000 Ein-
wohner/-innen 


Zürich hoch (4,0%) niedrig (25,9%) Zürich: Kernstadt 


Bülach* 
Dietikon* 


20’000–100’000 Ein-
wohner/-innen 


Bülach 
Dietikon 


mittel (1,6%) 
hoch (4,4%) 


mittel (33,6%) 
niedrig (26,2%) 


Zürich: Nebenkern 
Zürich: Hauptkern 


Illnau-Effretikon* 
Volketswil 


10’000–20’000 Ein-
wohner/-innen 


Pfäffikon 
Uster 


hoch (2,7%) 
mittel (1.7%) 


niedrig (32,2%) 
mittel (35.2%) 


Zürich: Nebenkern 
Zürich: Hauptkern 


Stallikon Unter 10’000 Ein-
wohner/-innen 


Affoltern niedrig (1,0%) hoch (37.7%) Zürich: Agglomerati-
onsgürtel 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Statistischen Amtes des Kantons Zürich. 


Es gilt zu beachten, dass mit sechs Fallstudien nicht allen Ausprägungen der Kriterien 
Rechnung getragen werden konnte. Zudem hätten weitere Kriterien in die Auswahl ein-
fliessen können (z.B. Steuerkraft). Dennoch haben sich die verwendeten Kriterien be-
währt, was sich beispielsweise an der Übereinstimmung der Ergebnisse aus den Fallstu-
dien mit den Ergebnissen der Online-Befragung zeigt. 


A 3 Verteilung Teilnehmende der Online-Befragung nach ausgewählten 
Kriterien 
Die folgende Darstellung zeigt die Verteilung der angeschriebenen und an der Online-
Befragung teilgenommenen Gemeinden nach ausgewählten Kriterien. Die Rücklaufquote 
betrug über alle Gemeinden hinweg 63 Prozent.  


• DA 3: Übersicht der Rücklaufquote der Online-Befragung nach ausgewählten Kriterien 


 angeschrieben teilgenommen Rücklaufquote 


Bevölkerungsgrösse 


Grosse Gemeinden (Bevölkerungsgrösse > 10’000 Personen) 34 24 71% 


Kleine Gemeinde (Bevölkerungsgrösse < 10’000 Personen) 112 63 56% 


Sozialhilfequote 


Hohe Sozialhilfequote (Sozialhilfequote > 2,2%)  22 16 73% 


Mittlere Sozialhilfequote (Sozialhilfequote zwischen 1,1 und 2,2%) 78 51 65% 


Tiefe Sozialhilfequote (Sozialhilfequote < 1,1%) 42 20 48% 


Jugendquotient 


Hoher Jugendquotient (Jugendquote > 37,2%) 30 20 67% 


Mittlerer Jugendquotient (Jugendquote zwischen 32,5 und 37,2%) 84 47 56% 


Tiefer Jugendquotient (Jugendquote < 32,5%) 32 20 63% 



https://www.zh.ch/de/politik-staat/gemeinden/gemeindeportraet.html





 


54 Evaluation KJG – Finanzierung der ergänzenden Hilfen zur Erziehung 


 angeschrieben teilgenommen Rücklaufquote 


Steuerkraft pro Kopf 


Hohe Steuerkraft (Nettosteuerertrag pro Kopf > Fr. 4’160.−) 32 22 69% 


Mittlere Steuerkraft (Nettosteuerertrag pro Kopf zwischen Fr. 2’727.50 und 
Fr. 4’160-−) 


71 43 61% 


Tiefe Steuerkraft (Nettosteuerertrag pro Kopf < Fr. 2’727.50) 43 22 51% 


• Quelle: Darstellung Interface, basierend auf Daten des Statistischen Amts des Kantons Zürich. 



https://www.zh.ch/de/politik-staat/gemeinden/gemeindeportraet.html
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